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Vertrag über die 
Europäische Un-

ion
TITEL I

GEMEINSAME BESTIMMUN-
GEN

Artikel 1
(ex-Artikel 1 EUV) (1)

Durch diesen Vertrag gründen die 
HOHEN VERTRAGSPARTEIEN 
untereinander eine EUROPÄISCHE 
UNION (im Folgenden „Union“), der 
die Mitgliedstaaten Zuständigkeiten 
zur Verwirklichung ihrer gemein-
samen Ziele übertragen.

Dieser Vertrag stellt eine neue Stufe 
bei der Verwirklichung einer immer 
engeren Union der Völker Europas 
dar, in der die Entscheidungen mögli-
chst offen und möglichst bürgernah 
getroffen werden.

Grundlage der Union sind dieser 
Vertrag und der Vertrag über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union 
(im Folgenden „Verträge“). Beide 
Verträge sind rechtlich gleichrangig. 
Die Union tritt an die Stelle der Eu-
ropäischen Gemeinschaft, deren Re-
chtsnachfolgerin sie ist.

(1) Dieser Verweis hat lediglich hin-
weisenden Charakter. Zur Vertiefung 
vgl. die Übereinstimmungstabellen 
für dieEntsprechung zwischen bish-
eriger und neuer Nummerierung der 
Verträge.

Artikel 2
Die Werte, auf die sich die Un-

ion gründet, sind die Achtung 
der Menschenwürde, Freiheit, 
Demokratie,Gleichheit, Rechtsstaatli-
chkeit und die Wahrung der Men-
schenrechte einschließlich der Re-
chte der Personen, die Minderheiten 
angehören. Diese Werte sind allen 
Mitgliedstaaten in einer Gesellschaft 
gemeinsam, die sich durch Pluralis-
mus, Nichtdiskriminierung, Toleranz, 
Gerechtigkeit, Solidarität und die 
Gleichheit von Frauen und Männern 
auszeichnet.

Artikel 3 
(ex-Artikel 2 EUV) 

(1) Ziel der Union ist es, den 
Frieden, ihre Werte und das Woh-

lergehen ihrer Völker zu fördern. 
(2) Die Union bietet ihren Bür-

gerinnen und Bürgern einen Raum 
der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts ohne Binnengrenzen, in dem 
— in Verbindung mit geeigneten 
Maßnahmen in Bezug auf die Kon-
trollen an den Außengrenzen, das 
Asyl, die Einwanderung sowie die 
Verhütung und Bekämpfung der 
Kriminalität — der freie Personen-
verkehr gewährleistet ist. 

(3) Die Union errichtet einen Bin-
nenmarkt. Sie wirkt auf die nach-
haltige Entwicklung Europas auf 
der Grundlage eines ausgewogenen 
Wirtschaftswachstums und von 
Preisstabilität, eine in hohem Maße 
wettbewerbsfähige soziale Mark-
twirtschaft, die auf Vollbeschäftigung 
und sozialen Fortschritt abzielt, sowie 
ein hohes Maß an Umweltschutz und 
Verbesserung der Umweltqualität 
hin. Sie fördert den wissenschaftli-
chen und technischen Fortschritt. Sie 
bekämpft soziale Ausgrenzung und 
Diskriminierungen und fördert sozi-
ale Gerechtigkeit und sozialen Schutz, 
die Gleichstellung von Frauen und 
Männern, die Solidarität zwischen 
den Generationen und den Schutz der 
Rechte des Kindes. Sie fördert den 
wirtschaftlichen, sozialen und territo-
rialen Zusammenhalt und die Solidar-
ität zwischen den Mitgliedstaaten. Sie 
wahrt den Reichtum ihrer kulturellen 
und sprachlichen Vielfalt und sorgt 
für den Schutz und die Entwicklung 
des kulturellen Erbes Europas. 

(4) Die Union errichtet eine 
Wirtschafts- und Währungsunion, 
deren Währung der Euro ist. 

(5) In ihren Beziehungen zur 
übrigen Welt schützt und fördert die 
Union ihre Werte und Interessen und 
trägt zum Schutz ihrer Bürgerinnen 
und Bürger bei. Sie leistet einen Bei-
trag zu Frieden, Sicherheit, globaler 
nachhaltiger Entwicklung, Solidarität 
und gegenseitiger Achtung unter den 
Völkern, zu freiem und gerechtem 
Handel, zur Beseitigung der Armut 
und zum Schutz der Menschenrechte, 
insbesondere der Rechte des Kindes, 
sowie zur strikten Einhaltung und 
Weiterentwicklung des Völkerre-
chts, insbesondere zur Wahrung der 
Grundsätze der Charta der Vereinten 
Nationen. 

(6) Die Union verfolgt ihre Ziele 
mit geeigneten Mitteln entsprechend 
den Zuständigkeiten, die ihr in den 
Verträgen übertragen sind. 

Artikel 4 
(1) Alle der Union nicht in den Ver-

trägen übertragenen Zuständigkeiten 
verbleiben gemäß Artikel 5 bei den 
Mitgliedstaaten. 

(2) Die Union achtet die Gleich-
heit der Mitgliedstaaten vor den Ver-
trägen und ihre jeweilige nationale 
Identität, die in ihren grundlegenden 
politischen und verfassungsmäßigen 
Strukturen einschließlich der region-
alen und lokalen Selbstverwaltung 
zum Ausdruck kommt. Sie achtet 
die grundlegenden Funktionen des 
Staates, insbesondere die Wahrung 
der territorialen Unversehrtheit, die 
Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnung und den Schutz der nation-
alen Sicherheit. Insbesondere die 
nationale Sicherheit fällt weiterhin in 
die alleinige Verantwortung der ein-
zelnen Mitgliedstaaten. 

(3) Nach dem Grundsatz der loy-
alen Zusammenarbeit achten und 
unterstützen sich die Union und die 
Mitgliedstaaten gegenseitig bei der 
Erfüllung der Aufgaben, die sich 
aus den Verträgen ergeben. Die Mit-
gliedstaaten ergreifen alle geeigneten 
Maßnahmen allgemeiner oder beson-
derer Art zur Erfüllung der Verpfli-
chtungen, die sich aus den Verträgen 
oder den Handlungen der Organe der 
Union ergeben. Die Mitgliedstaaten 
unterstützen die Union bei der Erfül-
lung ihrer Aufgabe und unterlassen 
alle Maßnahmen, die die Verwirkli-
chung der Ziele der Union gefährden 
könnten. 

Artikel 5 
(ex-Artikel 5 EGV) 

(1) Für die Abgrenzung der 
Zuständigkeiten der Union gilt der 
Grundsatz der begrenzten Einzeler-
mächtigung. Für die Ausübung der 
Zuständigkeiten der Union gelten die 
Grundsätze der Subsidiarität und der 
Verhältnismäßigkeit. 

(2) Nach dem Grundsatz der be-
grenzten Einzelermächtigung wird 
die Union nur innerhalb der Gren-
zen der Zuständigkeiten tätig, die die 
Mitgliedstaaten ihr in den Verträgen 
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zur Verwirklichung der darin nied-
ergelegten Ziele übertragen haben. 
Alle der Union nicht in den Verträgen 
übertragenen Zuständigkeiten ver-
bleiben bei den Mitgliedstaaten. 

(3) Nach dem Subsidiaritätsprinzip 
wird die Union in den Bereichen, die 
nicht in ihre ausschließliche Zustän-
digkeit fallen, nur tätig, sofern und 
soweit die Ziele der in Betracht gezo-
genen Maßnahmen von den Mitglied-
staaten weder auf zentraler noch auf 
regionaler oder lokaler Ebene ausre-
ichend verwirklicht werden können, 
sondern vielmehr wegen ihres Um-
fangs oder ihrer Wirkungen auf Un-
ionsebene besser zu verwirklichen 
sind. Die Organe der Union wenden 
das Subsidiaritätsprinzip nach dem 
Protokoll über die Anwendung der 
Grundsätze der Subsidiarität und 
der Verhältnismäßigkeit an. Die na-
tionalen Parlamente achten auf die 
Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips 
nach dem in jenem Protokoll vorgese-
henen Verfahren. 

(4) Nach dem Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit gehen die Maßnah-
men der Union inhaltlich wie for-
mal nicht über das zur Erreichung 
der Ziele der Verträge erforderliche 
Maß hinaus. Die Organe der Union 
wenden den Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit nach dem Protokoll 
über die Anwendung der Grundsätze 
der Subsidiarität und der Verhält-
nismäßigkeit an. 

Artikel 6 
(ex-Artikel 6 EUV) 

(1) Die Union erkennt die Rechte, 
Freiheiten und Grundsätze an, die in 
der Charta der Grundrechte der Eu-
ropäischen Union vom 7. Dezember 
2000 in der am 12. Dezember 2007 
in Straßburg angepassten Fassung 
niedergelegt sind; die Charta der 
Grundrechte und die Verträge sind 
rechtlich gleichrangig. Durch die 
Bestimmungen der Charta werden 
die in den Verträgen festgelegten 
Zuständigkeiten der Union in keiner 
Weise erweitert. Die in der Charta 
niedergelegten Rechte, Freiheiten und 
Grundsätze werden gemäß den allge-
meinen Bestimmungen des Titels VII 
der Charta, der ihre Auslegung und 
Anwendung regelt, und unter gebüh-
render Berücksichtigung der in der 

Charta angeführten Erläuterungen, in 
denen die Quellen dieser Bestimmun-
gen angegeben sind, ausgelegt.

(2) Die Union tritt der Europäischen 
Konvention zum Schutz der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten bei. 
Dieser Beitritt ändert nicht die in den 
Verträgen festgelegten Zuständig-
keiten der Union. 

(3) Die Grundrechte, wie sie in 
der Europäischen Konvention zum 
Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten gewährleistet sind 
und wie sie sich aus den gemein-
samen Verfassungsüberlieferungen 
der Mitgliedstaaten ergeben, sind als 
allgemeine Grundsätze Teil des Un-
ionsrechts. 

Artikel 7 
(ex-Artikel 7 EUV) 

(1) Auf begründeten Vorschlag 
eines Drittels der Mitgliedstaaten, des 
Europäischen Parlaments oder der 
Europäischen Kommission kann der 
Rat mit der Mehrheit von vier Fün-
fteln seiner Mitglieder nach Zustim-
mung des Europäischen Parlaments 
feststellen, dass die eindeutige Gefahr 
einer schwerwiegenden Verletzung 
der in Artikel 2 genannten Werte 
durch einen Mitgliedstaat besteht. 
Der Rat hört, bevor er eine solche 
Feststellung trifft, den betroffenen 
Mitgliedstaat und kann Empfehlun-
gen an ihn richten, die er nach dem-
selben Verfahren beschließt. Der Rat 
überprüft regelmäßig, ob die Gründe, 
die zu dieser Feststellung geführt ha-
ben, noch zutreffen. 

(2) Auf Vorschlag eines Drittels der 
Mitgliedstaaten oder der Europäis-
chen Kommission und nach Zustim-
mung des Europäischen Parlaments 
kann der Europäische Rat einstimmig 
feststellen, dass eine schwerwiegende 
und anhaltende Verletzung der in Ar-
tikel 2 genannten Werte durch einen 
Mitgliedstaat vorliegt, nachdem er 
den betroffenen Mitgliedstaat zu einer 
Stellungnahme aufgefordert hat. 

(3) Wurde die Feststellung nach Ab-
satz 2 getroffen, so kann der Rat mit 
qualifizierter Mehrheit beschließen, 
bestimmte Rechte auszusetzen, die 
sich aus der Anwendung der Verträge 
auf den betroffenen Mitgliedstaat her-
leiten, einschließlich der Stimmrechte 
des Vertreters der Regierung dieses 

Mitgliedstaats im Rat. Dabei berück-
sichtigt er die möglichen Auswirkun-
gen einer solchen Aussetzung auf die 
Rechte und Pflichten natürlicher und 
juristischer Personen. 

Die sich aus den Verträgen erge-
benden Verpflichtungen des betrof-
fenen Mitgliedstaats sind für diesen 
auf jeden Fall weiterhin verbindlich. 

(4) Der Rat kann zu einem späteren 
Zeitpunkt mit qualifizierter Mehrheit 
beschließen, nach Absatz 3 getrof-
fene Maßnahmen abzuändern oder 
aufzuheben, wenn in der Lage, die 
zur Verhängung dieser Maßnahmen 
geführt hat, Änderungen eingetreten 
sind. 

(5) Die Abstimmungsmodalitäten, 
die für die Zwecke dieses Artikels 
für das Europäische Parlament, den 
Europäischen Rat und den Rat gelten, 
sind in Artikel 354 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen 
Union festgelegt. 

Artikel 8 
(1) Die Union entwickelt besondere 

Beziehungen zu den Ländern in ihrer 
Nachbarschaft, um einen Raum des 
Wohlstands und der guten Nachbar-
schaft zu schaffen, der auf den Werten 
der Union aufbaut und sich durch 
enge, friedliche Beziehungen auf 
der Grundlage der Zusammenarbeit 
auszeichnet. 

(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 
kann die Union spezielle Übereinkün-
fte mit den betreffenden Ländern 
schließen. Diese Übereinkünfte kön-
nen gegenseitige Rechte und Pfli-
chten umfassen und die Möglichkeit 
zu gemeinsamem Vorgehen eröffnen. 
Zur Durchführung der Übereinkünfte 
finden regelmäßige Konsultationen 
statt. 

TITEL II 
BESTIMMUNGEN ÜBER DIE 

DEMOKRATISCHEN 
GRUNDSÄTZE 

Artikel 9 
Die Union achtet in ihrem gesamten 

Handeln den Grundsatz der Gleich-
heit ihrer Bürgerinnen und Bürger, 
denen ein gleiches Maß an Aufmerk-
samkeit seitens der Organe, Einrich-
tungen und sonstigen Stellen der Un-
ion zuteil wird. Unionsbürger ist, wer 
die Staatsangehörigkeit eines Mit-
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gliedstaats besitzt. Die Unionsbürger-
schaft tritt zur nationalen Staatsbürg-
erschaft hinzu, ersetzt sie aber nicht. 

Artikel 10 
(1) Die Arbeitsweise der Un-

ion beruht auf der repräsentativen 
Demokratie. 

(2) Die Bürgerinnen und Bürger 
sind auf Unionsebene unmittelbar im 
Europäischen Parlament vertreten. 
Die Mitgliedstaaten werden im Eu-
ropäischen Rat von ihrem jeweiligen 
Staats- oder Regierungschef und im 
Rat von ihrer jeweiligen Regierung 
vertreten, die ihrerseits in demok-
ratischer Weise gegenüber ihrem na-
tionalen Parlament oder gegenüber 
ihren Bürgerinnen und Bürgern Rech-
enschaft ablegen müssen. 

(3) Alle Bürgerinnen und Bürger 
haben das Recht, am demokratischen 
Leben der Union teilzunehmen. Die 
Entscheidungen werden so offen und 
bürgernah wie möglich getroffen. 

(4) Politische Parteien auf europäis-
cher Ebene tragen zur Herausbildung 
eines europäischen politischen Be-
wusstseins und zum Ausdruck des 
Willens der Bürgerinnen und Bürger 
der Union bei. 

Artikel 11 
(1) Die Organe geben den Bürgerin-

nen und Bürgern und den repräsenta-
tiven Verbänden in geeigneter Weise 
die Möglichkeit, ihre Ansichten in 
allen Bereichen des Handelns der Un-
ion öffentlich bekannt zu geben und 
auszutauschen. 

(2) Die Organe pflegen einen off-
enen, transparenten und regelmäßigen 
Dialog mit den repräsentativen Ver-
bänden und der Zivilgesellschaft. 

(3) Um die Kohärenz und die Trans-
parenz des Handelns der Union zu 
gewährleisten, führt die Europäische 
Kommission umfangreiche Anhörun-
gen der Betroffenen durch. 

(4) Unionsbürgerinnen und Un-
ionsbürger, deren Anzahl mindestens 
eine Million betragen und bei denen 
es sich um Staatsangehörige einer er-
heblichen Anzahl von Mitgliedstaaten 
handeln muss, können die Initiative 
ergreifen und die Europäische Kom-
mission auffordern, im Rahmen ihrer 
Befugnisse geeignete Vorschläge zu 
Themen zu unterbreiten, zu denen es 

nach Ansicht jener Bürgerinnen und 
Bürger eines Rechtsakts der Union 
bedarf, um die Verträge umzusetzen. 
Die Verfahren und Bedingungen, die 
für eine solche Bürgerinitiative gelten, 
werden nach Artikel 24 Absatz 1 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union festgelegt. 

Artikel 12 
Die nationalen Parlamente tragen 

aktiv zur guten Arbeitsweise der Un-
ion bei, indem sie 

a) von den Organen der Union un-
terrichtet werden und ihnen die En-
twürfe von Gesetzgebungsakten der 
Union gemäß dem Protokoll über die 
Rolle der nationalen Parlamente in 
der Europäischen Union zugeleitet 
werden; 

b) dafür sorgen, dass der Grundsatz 
der Subsidiarität gemäß den in dem 
Protokoll über die Anwendung der 
Grundsätze der Subsidiarität und der 
Verhältnismäßigkeit vorgesehenen 
Verfahren beachtet wird; 

c) sich im Rahmen des Raums der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 
an den Mechanismen zur Bewertung 
der Durchführung der Unionspolitik-
en in diesem Bereich nach Artikel 70 
des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union beteiligen und in 
die politische Kontrolle von Europol 
und die Bewertung der Tätigkeit von 
Eurojust nach den Artikeln 88 und 85 
des genannten Vertrags einbezogen 
werden; 

d) sich an den Verfahren zur Änder-
ung der Verträge nach Artikel 48 
dieses Vertrags beteiligen; 

e) über Anträge auf Beitritt zur Un-
ion nach Artikel 49 dieses Vertrags 
unterrichtet werden; 

f) sich an der interparlamentari-
schen Zusammenarbeit zwischen den 
nationalen Parlamenten und mit dem 
Europäischen Parlament gemäß dem 
Protokoll über die Rolle der nation-
alen Parlamente in der Europäischen 
Union beteiligen. 

TITEL III 
BESTIMMUNGEN ÜBER DIE 

ORGANE 
Artikel 13 

(1) Die Union verfügt über einen 
institutionellen Rahmen, der zum 
Zweck hat, ihren Werten Geltung zu 

verschaffen, ihre Ziele zu verfolgen, 
ihren Interessen, denen ihrer Bür-
gerinnen und Bürger und denen der 
Mitgliedstaaten zu dienen sowie die 
Kohärenz, Effizienz und Kontinuität 
ihrer Politik und ihrer Maßnahmen 
sicherzustellen. 

Die Organe der Union sind 
— das Europäische Parlament, 
— der Europäische Rat, 
— der Rat, 
— die Europäische Kommission 

(im Folgenden „Kommission“), 
— der Gerichtshof der Europäis-

chen Union, 
— die Europäische Zentralbank, 
— der Rechnungshof. 
(2) Jedes Organ handelt nach 

Maßgabe der ihm in den Verträgen 
zugewiesenen Befugnisse nach den 
Verfahren, Bedingungen und Zielen, 
die in den Verträgen festgelegt sind. 
Die Organe arbeiten loyal zusammen. 

(3) Die Bestimmungen über die 
Europäische Zentralbank und den 
Rechnungshof sowie die detaillierten 
Bestimmungen über die übrigen 
Organe sind im Vertrag über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union 
enthalten. 

(4) Das Europäische Parlament, der 
Rat und die Kommission werden von 
einem Wirtschafts- und Sozialauss-
chuss sowie einem Ausschuss der 
Regionen unterstützt, die beratende 
Aufgaben wahrnehmen. 

Artikel 14 
(1) Das Europäische Parlament 

wird gemeinsam mit dem Rat als Ge-
setzgeber tätig und übt gemeinsam 
mit ihm die Haushaltsbefugnisse aus. 
Es erfüllt Aufgaben der politischen 
Kontrolle und Beratungsfunktionen 
nach Maßgabe der Verträge. Es wählt 
den Präsidenten der Kommission. 

(2) Das Europäische Parlament setzt 
sich aus Vertretern der Unionsbürger-
innen und Unionsbürger zusammen. 
Ihre Anzahl darf 750 nicht über-
schreiten, zuzüglich des Präsidenten. 
Die Bürgerinnen und Bürger sind im 
Europäischen Parlament degressiv 
proportional, mindestens jedoch mit 
sechs Mitgliedern je Mitgliedstaat 
vertreten. Kein Mitgliedstaat erhält 
mehr als 96 Sitze. 

Der Europäische Rat erlässt ein-
stimmig auf Initiative des Europäis-
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chen Parlaments und mit dessen 
Zustimmung einen Beschluss über die 
Zusammensetzung des Europäischen 
Parlaments, in dem die in Unterabsatz 
1 genannten Grundsätze gewahrt sind. 

(3) Die Mitglieder des Europäischen 
Parlaments werden in allgemeiner, 
unmittelbarer, freier und geheimer 
Wahl für eine Amtszeit von fünf Jah-
ren gewählt. 

(4) Das Europäische Parlament 
wählt aus seiner Mitte seinen Präsi-
denten und sein Präsidium. 

Artikel 15 
(1) Der Europäische Rat gibt der 

Union die für ihre Entwicklung er-
forderlichen Impulse und legt die 
allgemeinen politischen Zielvorstel-
lungen und Prioritäten hierfür fest. Er 
wird nicht gesetzgeberisch tätig. 

(2) Der Europäische Rat setzt sich 
zusammen aus den Staats- und Re-
gierungschefs der Mitgliedstaaten 
sowie dem Präsidenten des Europäis-
chen Rates und dem Präsidenten der 
Kommission. Der Hohe Vertreter der 
Union für Außen- und Sicherheit-
spolitik nimmt an seinen Arbeiten teil. 

(3) Der Europäische Rat tritt zwei-
mal pro Halbjahr zusammen; er wird 
von seinem Präsidenten einberufen. 
Wenn es die Tagesordnung erfordert, 
können die Mitglieder des Europäis-
chen Rates beschließen, sich jeweils 
von einem Minister oder — im Fall 
des Präsidenten der Kommission — 
von einem Mitglied der Kommission 
unterstützen zu lassen. Wenn es die 
Lage erfordert, beruft der Präsident 
eine außerordentliche Tagung des Eu-
ropäischen Rates ein. 

(4) Soweit in den Verträgen nichts 
anderes festgelegt ist, entscheidet der 
Europäische Rat im Konsens. 

(5) Der Europäische Rat wählt 
seinen Präsidenten mit qualifizierter 
Mehrheit für eine Amtszeit von 
zweieinhalb Jahren; der Präsident 
kann einmal wiedergewählt werden. 
Im Falle einer Verhinderung oder 
einer schweren Verfehlung kann der 
Europäische Rat ihn im Wege des 
gleichen Verfahrens von seinem Amt 
entbinden. 

(6) Der Präsident des Europäischen 
Rates 

a) führt den Vorsitz bei den Arbeiten 
des Europäischen Rates und gibt ih-

nen Impulse, 
b) sorgt in Zusammenarbeit mit dem 

Präsidenten der Kommission auf der 
Grundlage der Arbeiten des Rates 
„Allgemeine Angelegenheiten“ für 
die Vorbereitung und Kontinuität der 
Arbeiten des Europäischen Rates, 

c) wirkt darauf hin, dass Zusam-
menhalt und Konsens im Europäis-
chen Rat gefördert werden, 

d) legt dem Europäischen Parlament 
im Anschluss an jede Tagung des Eu-
ropäischen Rates einen Bericht vor. 
Der Präsident des Europäischen Rates 
nimmt auf seiner Ebene und in seiner 
Eigenschaft, unbeschadet der Bef-
ugnisse des Hohen Vertreters der Un-
ion für Außen- und Sicherheitspolitik, 
die Außenvertretung der Union in 
Angelegenheiten der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik wahr. 

Der Präsident des Europäischen 
Rates darf kein einzelstaatliches Amt 
ausüben. 

Artikel 16 
(1) Der Rat wird gemeinsam mit 

dem Europäischen Parlament als Ge-
setzgeber tätig und übt gemeinsam 
mit ihm die Haushaltsbefugnisse aus. 
Zu seinen Aufgaben gehört die Festle-
gung der Politik und die Koordi-
nierung nach Maßgabe der Verträge. 

(2) Der Rat besteht aus je einem 
Vertreter jedes Mitgliedstaats auf 
Ministerebene, der befugt ist, für die 
Regierung des von ihm vertretenen 
Mitgliedstaats verbindlich zu handeln 
und das Stimmrecht auszuüben. 

(3) Soweit in den Verträgen nichts 
anderes festgelegt ist, beschließt der 
Rat mit qualifizierter Mehrheit. 

(4) Ab dem 1. November 2014 gilt 
als qualifizierte Mehrheit eine Mehr-
heit von mindestens 55 % der Mit-
glieder des Rates, gebildet aus mind-
estens 15 Mitgliedern, sofern die von 
diesen vertretenen Mitgliedstaaten 
zusammen mindestens 65 % der Bev-
ölkerung der Union ausmachen. Für 
eine Sperrminorität sind mindestens 
vier Mitglieder des Rates erforderlich, 
andernfalls gilt die qualifizierte Mehr-
heit als erreicht. 

Die übrigen Modalitäten für die 
Abstimmung mit qualifizierter Mehr-
heit sind in Artikel 238 Absatz 2 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union festgelegt. 

(5) Die Übergangsbestimmungen 
für die Definition der qualifizierten 
Mehrheit, die bis zum 31. Oktober 
2014 gelten, sowie die Übergangs-
bestimmungen, die zwischen dem 1. 
November 2014 und dem 31. März 
2017 gelten, sind im Protokoll über 
die Übergangsbestimmungen festge-
legt. 

(6) Der Rat tagt in verschiedenen 
Zusammensetzungen; die Liste dieser 
Zusammensetzungen wird nach Ar-
tikel 236 des Vertrags über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union 
angenommen. 

Als Rat „Allgemeine Angelegen-
heiten“ sorgt er für die Kohärenz der 
Arbeiten des Rates in seinen ver-
schiedenen Zusammensetzungen. 
In Verbindung mit dem Präsidenten 
des Europäischen Rates und mit der 
Kommission bereitet er die Tagungen 
des Europäischen Rates vor und sorgt 
für das weitere Vorgehen. Als Rat 
„Auswärtige Angelegenheiten“ ge-
staltet er das auswärtige Handeln der 
Union entsprechend den strategischen 
Vorgaben des Europäischen Rates und 
sorgt für die Kohärenz des Handelns 
der Union. 

(7) Ein Ausschuss der Ständigen 
Vertreter der Regierungen der Mit-
gliedstaaten ist für die Vorbereitung 
der Arbeiten des Rates verantwortlich. 

(8) Der Rat tagt öffentlich, wenn er 
über Entwürfe zu Gesetzgebungsak-
ten berät und abstimmt. Zu diesem 
Zweck wird jede Ratstagung in zwei 
Teile unterteilt, von denen der eine 
den Beratungen über die Gesetzge-
bungsakte der Union und der andere 
den nicht die Gesetzgebung betref-
fenden Tätigkeiten gewidmet ist. 

(9) Der Vorsitz im Rat in allen 
seinen Zusammensetzungen mit Aus-
nahme des Rates „Auswärtige Ange-
legenheiten“ wird von den Vertretern 
der Mitgliedstaaten im Rat unter 
Bedingungen, die gemäß Artikel 236 
des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union festgel-
egt werden, nach einem System der 
gleichberechtigten Rotation wah-
rgenommen.

Artikel 17 
(1) Die Kommission fördert die 

allgemeinen Interessen der Union 
und ergreift geeignete Initiativen zu 
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diesem Zweck. Sie sorgt für die An-
wendung der Verträge sowie der von 
den Organen kraft der Verträge erlass-
enen Maßnahmen. Sie überwacht die 
Anwendung des Unionsrechts unter 
der Kontrolle des Gerichtshofs der 
Europäischen Union. Sie führt den 
Haushaltsplan aus und verwaltet die 
Programme. Sie übt nach Maßgabe 
der Verträge Koordinierungs-, Ex-
ekutiv- und Verwaltungsfunktionen 
aus. Außer in der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik und 
den übrigen in den Verträgen vorgese-
henen Fällen nimmt sie die Vertretung 
der Union nach außen wahr. Sie leitet 
die jährliche und die mehrjährige Pro-
grammplanung der Union mit dem 
Ziel ein, interinstitutionelle Vereinba-
rungen zu erreichen. 

(2) Soweit in den Verträgen nichts 
anderes festgelegt ist, darf ein Ge-
setzgebungsakt der Union nur auf 
Vorschlag der Kommission erlassen 
werden. Andere Rechtsakte werden 
auf der Grundlage eines Kommission-
svorschlags erlassen, wenn dies in den 
Verträgen vorgesehen ist. 

(3) Die Amtszeit der Kommission 
beträgt fünf Jahre. Die Mitglieder der 
Kommission werden aufgrund ihrer 
allgemeinen Befähigung und ihres 
Einsatzes für Europa unter Persön-
lichkeiten ausgewählt, die volle 
Gewähr für ihre Unabhängigkeit 
bieten. Die Kommission übt ihre 
Tätigkeit in voller Unabhängigkeit 
aus. Die Mitglieder der Kommis-
sion dürfen unbeschadet des Artikels 
18 Absatz 2 Weisungen von einer 
Regierung, einem Organ, einer Ein-
richtung oder jeder anderen Stelle 
weder einholen noch entgegenne-
hmen. Sie enthalten sich jeder Han-
dlung, die mit ihrem Amt oder der 
Erfüllung ihrer Aufgaben unvereinbar  
ist. 

(4) Die Kommission, die zwischen 
dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Vertrags von Lissabon und dem 31. 
Oktober 2014 ernannt wird, besteht 
einschließlich ihres Präsidenten und 
des Hohen Vertreters der Union für 
Außen- und Sicherheitspolitik, der 
einer der Vizepräsidenten der Kom-
mission ist, aus je einem Staatsange-
hörigen jedes Mitgliedstaats. 

(5) Ab dem 1. November 2014 beste-
ht die Kommission, einschließlich 

ihres Präsidenten und des Hohen 
Vertreters der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik, aus einer Anzahl 
von Mitgliedern, die zwei Dritteln der 
Zahl der Mitgliedstaaten entspricht, 
sofern der Europäische Rat nicht ein-
stimmig eine Änderung dieser Anzahl 
beschließt. Die Mitglieder der Kom-
mission werden unter den Staatsange-
hörigen der Mitgliedstaaten in einem 
System der strikt gleichberechtigten 
Rotation zwischen den Mitglied-
staaten so ausgewählt, dass das demo-
grafische und geografische Spektrum 
der Gesamtheit der Mitgliedstaaten 
zum Ausdruck kommt. Dieses Sys-
tem wird vom Europäischen Rat nach 
Artikel 244 des Vertrags über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union 
einstimmig festgelegt. 

(6) Der Präsident der Kommission 
a) legt die Leitlinien fest, nach 

denen die Kommission ihre Aufgaben 
aus-übt, 

b) beschließt über die interne Or-
ganisation der Kommission, um die 
Kohärenz, die Effizienz und das Kol-
legialitätsprinzip im Rahmen ihrer 
Tätigkeit sicherzustellen, 

c) ernennt, mit Ausnahme des Ho-
hen Vertreters der Union für Außen- 
und Sicherheitspolitik, die Vizepräsi-
denten aus dem Kreis der Mitglieder 
der Kommission. Ein Mitglied der 
Kommission legt sein Amt nieder, 
wenn es vom Präsidenten dazu auf-
gefordert wird. Der Hohe Vertreter 
der Union für Außen- und Sicher-
heitspolitik legt sein Amt nach dem 
Verfahren des Artikels 18 Absatz 1 
nieder, wenn er vom Präsidenten dazu 
aufgefordert wird. 

(7) Der Europäische Rat schlägt 
dem Europäischen Parlament nach 
entsprechenden Konsultationen mit 
qualifizierter Mehrheit einen Kan-
didaten für das Amt des Präsidenten 
der Kommission vor; dabei berück-
sichtigt er das Ergebnis der Wahlen 
zum Europäischen Parlament. Das 
Europäische Parlament wählt diesen 
Kandidaten mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder. Erhält dieser Kandidat 
nicht die Mehrheit, so schlägt der 
Europäische Rat dem Europäischen 
Parlament innerhalb eines Monats mit 
qualifizierter Mehrheit einen neuen 
Kandidaten vor, für dessen Wahl das 
Europäische Parlament dasselbe Ver-

fahren anwendet. Der Rat nimmt, im 
Einvernehmen mit dem gewählten 
Präsidenten, die Liste der anderen 
Persönlichkeiten an, die er als Mit-
glieder der Kommission vorschlägt. 
Diese werden auf der Grundlage 
der Vorschläge der Mitgliedstaaten 
entsprechend den Kriterien nach 
Absatz 3 Unterabsatz 2 und Absatz 
5 Unterabsatz 2 ausgewählt. Der 
Präsident, der Hohe Vertreter der 
Union für Außen- und Sicherheit-
spolitik und die übrigen Mitglieder 
der Kommission stellen sich als Kol-
legium einem Zustimmungsvotum 
des Europäischen Parlaments. Auf 
der Grundlage dieser Zustimmung 
wird die Kommission vom Europäis-
chen Rat mit qualifizierter Mehrheit  
ernannt. 

(8) Die Kommission ist als Kol-
legium dem Europäischen Parlament 
verantwortlich. Das Europäische 
Parlament kann nach Artikel 234 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union einen Misstrau-
ensantrag gegen die Kommission 
annehmen. Wird ein solcher Antrag 
angenommen, so müssen die Mit-
glieder der Kommission geschlossen 
ihr Amt niederlegen, und der Hohe 
Vertreter der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik muss sein im Rah-
men der Kommission ausgeübtes Amt 
niederlegen. 

Artikel 18 
(1) Der Europäische Rat ernennt 

mit qualifizierter Mehrheit und mit 
Zustimmung des Präsidenten der 
Kommission den Hohen Vertreter 
der Union für Außen- und Sicher-
heitspolitik. Der Europäische Rat 
kann die Amtszeit des Hohen Ver-
treters nach dem gleichen Verfahren 
beenden. 

(2) Der Hohe Vertreter leitet die 
Gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik der Union. Er trägt durch 
seine Vorschläge zur Festlegung dies-
er Politik bei und führt sie im Auftrag 
des Rates durch. Er handelt ebenso 
im Bereich der Gemeinsamen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik. 

(3) Der Hohe Vertreter führt den 
Vorsitz im Rat „Auswärtige Angel-
egenheiten“. 

(4) Der Hohe Vertreter ist einer 
der Vizepräsidenten der Kommis-



9

EMRK

EUV

AEUV

sion. Er sorgt für die Kohärenz des 
auswärtigen Handelns der Union. Er 
ist innerhalb der Kommission mit 
deren Zuständigkeiten im Bereich 
der Außenbeziehungen und mit der 
Koordinierung der übrigen Aspekte 
des auswärtigen Handelns der Union 
betraut. Bei der Wahrnehmung dieser 
Zuständigkeiten in der Kommission 
und ausschließlich im Hinblick auf 
diese Zuständigkeiten unterliegt der 
Hohe Vertreter den Verfahren, die 
für die Arbeitsweise der Kommission 
gelten, soweit dies mit den Absätzen 2 
und 3 vereinbar ist. 

Artikel 19 
(1) Der Gerichtshof der Europäis-

chen Union umfasst den Gerichtshof, 
das Gericht und Fachgerichte. Er 
sichert die Wahrung des Rechts bei 
der Auslegung und Anwendung der 
Verträge. Die Mitgliedstaaten schaf-
fen die erforderlichen Rechtsbehelfe, 
damit ein wirksamer Rechtsschutz in 
den vom Unionsrecht erfassten Bere-
ichen gewährleistet ist. 

(2) Der Gerichtshof besteht aus ei-
nem Richter je Mitgliedstaat. Er wird 
von Generalanwälten unterstützt. 
Das Gericht besteht aus mindestens 
einem Richter je Mitgliedstaat. Als 
Richter und Generalanwälte des Ger-
ichtshofs und als Richter des Gerichts 
sind Persönlichkeiten auszuwählen, 
die jede Gewähr für Unabhängigkeit 
bieten und die Voraussetzungen der 
Artikel 253 und 254 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen 
Union erfüllen. Sie werden von den 
Regierungen der Mitgliedstaaten im 
gegenseitigen Einvernehmen für eine 
Amtszeit von sechs Jahren ernannt. 
Die Wiederernennung ausscheidender 
Richter und Generalanwälte ist zuläs-
sig. 

(3) Der Gerichtshof der Eu-
ropäischen Union entscheidet nach 
Maßgabe der Verträge 

a) über Klagen eines Mitgliedstaats, 
eines Organs oder natürlicher oder ju-
ristischer Personen; 

b) im Wege der Vorabentscheidung 
auf Antrag der einzelstaatlichen Ger-
ichte über die Auslegung des Union-
srechts oder über die Gültigkeit der 
Handlungen der Organe; 

c) in allen anderen in den Verträgen 
vorgesehenen Fällen. 

TITEL IV 
BESTIMMUNGEN ÜBER EINE 

VERSTÄRKTE 
ZUSAMMENARBEIT 

Artikel 20 
(ex-Artikel 27a bis 27e, 40 bis 40b 

und 43 bis 45 EUV und ex-Artikel 11 
und 11a EGV) 

(1) Die Mitgliedstaaten, die un-
tereinander eine Verstärkte Zusam-
menarbeit im Rahmen der nicht aus-
schließlichen Zuständigkeiten der 
Union begründen wollen, können, 
in den Grenzen und nach Maßgabe 
dieses Artikels und der Artikel 326 
bis 334 des Vertrags über die Arbe-
itsweise der Europäischen Union, 
die Organe der Union in Anspruch 
nehmen und diese Zuständigkeiten 
unter Anwendung der einschlägigen 
Bestimmungen der Verträge ausüben. 
Eine Verstärkte Zusammenarbeit ist 
darauf ausgerichtet, die Verwirkli-
chung der Ziele der Union zu fördern, 
ihre Interessen zu schützen und ihren 
Integrationsprozess zu stärken. Sie 
steht allen Mitgliedstaaten nach Ar-
tikel 328 des Vertrags über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union 
jederzeit offen. 

(2) Der Beschluss über die Ermäch-
tigung zu einer Verstärkten Zusam-
menarbeit wird vom Rat als letztes 
Mittel erlassen, wenn dieser feststellt, 
dass die mit dieser Zusammenarbeit 
angestrebten Ziele von der Union in 
ihrer Gesamtheit nicht innerhalb eines 
vertretbaren Zeitraums verwirklicht 
werden können, und sofern an der 
Zusammenarbeit mindestens neun 
Mitgliedstaaten beteiligt sind. Der Rat 
beschließt nach dem in Artikel 329 
des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union vorgesehenen 
Verfahren. 

(3) Alle Mitglieder des Rates kön-
nen an dessen Beratungen teilnehmen, 
aber nur die Mitglieder des Rates, die 
die an der Verstärkten Zusammenar-
beit beteiligten Mitgliedstaaten ver-
treten, nehmen an der Abstimmung 
teil. Die Abstimmungsmodalitäten 
sind in Artikel 330 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen 
Union vorgesehen. 

(4) An die im Rahmen einer Ver-
stärkten Zusammenarbeit erlassenen 
Rechtsakte sind nur die an dieser 
Zusammenarbeit beteiligten Mitglied-

staaten gebunden. Sie gelten nicht als 
Besitzstand, der von beitrittswilligen 
Staaten angenommen werden muss. 

TITEL V 
ALLGEMEINE BESTIMMUN-

GEN ÜBER DAS AUSWÄRTIGE 
HANDELN DER UNION UND 
BESONDERE BESTIMMUN-

GEN ÜBER DIE GEMEINSAME 
AUSSEN- UND SICHERHEIT-

SPOLITIK 

KAPITEL 1 
ALLGEMEINE BESTIMMUN-

GEN ÜBER DAS AUSWÄRTIGE 
HANDELN DER UNION 

Artikel 21 
(1) Die Union lässt sich bei ihrem 

Handeln auf internationaler Ebene 
von den Grundsätzen leiten, die für 
ihre eigene Entstehung, Entwick-
lung und Erweiterung maßgebend 
waren und denen sie auch weltweit 
zu stärkerer Geltung verhelfen will: 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, 
die universelle Gültigkeit und Un-
teilbarkeit der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, die Achtung der 
Menschenwürde, der Grundsatz der 
Gleichheit und der Grundsatz der 
Solidarität sowie die Achtung der 
Grundsätze der Charta der Vereinten 
Nationen und des Völkerrechts. Die 
Union strebt an, die Beziehungen 
zu Drittländern und zu regionalen 
oder weltweiten internationalen Or-
ganisationen, die die in Unterabsatz 
1 aufgeführten Grundsätze teilen, 
auszubauen und Partnerschaften mit 
ihnen aufzubauen. Sie setzt sich ins-
besondere im Rahmen der Vereinten 
Nationen für multilaterale Lösungen 
bei gemeinsamen Problemen ein. 

(2) Die Union legt die gemeinsame 
Politik sowie Maßnahmen fest, führt 
diese durch und setzt sich für ein ho-
hes Maß an Zusammenarbeit auf allen 
Gebieten der internationalen Bezie-
hungen ein, um 

a) ihre Werte, ihre grundlegenden 
Interessen, ihre Sicherheit, ihre Un-
abhängigkeit und ihre Unversehrtheit 
zu wahren; 

b) Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, 
die Menschenrechte und die Grund-
sätze des Völkerrechts zu festigen und 
zu fördern; 

c) nach Maßgabe der Ziele und 
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Grundsätze der Charta der Vereinten 
Nationen sowie der Prinzipien der 
Schlussakte von Helsinki und der 
Ziele der Charta von Paris, ein-
schließlich derjenigen, die die Außen-
grenzen betreffen, den Frieden zu er-
halten, Konflikte zu verhüten und die 
internationale Sicherheit zu stärken; 

d) die nachhaltige Entwicklung in 
Bezug auf Wirtschaft, Gesellschaft 
und Umwelt in den Entwicklung-
sländern zu fördern mit dem vorran-
gigen Ziel, die Armut zu beseitigen; 

e) die Integration aller Länder in 
die Weltwirtschaft zu fördern, un-
ter anderem auch durch den schrit-
tweisen Abbau internationaler Han-
delshemmnisse; 

f) zur Entwicklung von internation-
alen Maßnahmen zur Erhaltung und 
Verbesserung der Qualität der Umwelt 
und der nachhaltigen Bewirtschaftung 
der weltweiten natürlichen Ressour-
cen beizutragen, um eine nachhaltige 
Entwicklung sicherzustellen; 

g) den Völkern, Ländern und Re-
gionen, die von Naturkatastrophen 
oder von vom Menschen verur-
sachten Katastrophen betroffen sind, 
zu helfen; und 

h) eine Weltordnung zu fördern, die 
auf einer verstärkten multilateralen 
Zusammenarbeit und einer verant-
wortungsvollen Weltordnungspolitik 
beruht. 

(3) Die Union wahrt bei der Ausar-
beitung und Umsetzung ihres auswär-
tigen Handelns in den verschiedenen 
unter diesen Titel und den Fünften 
Teil des Vertrags über die Arbeits-
weise der Europäischen Union fall-
enden Bereichen sowie der externen 
Aspekte der übrigen Politikbereiche 
die in den Absätzen 1 und 2 genannt-
en Grundsätze und Ziele. Die Union 
achtet auf die Kohärenz zwischen den 
einzelnen Bereichen ihres auswärti-
gen Handelns sowie zwischen diesen 
und ihren übrigen Politikbereichen. 
Der Rat und die Kommission, die 
vom Hohen Vertreter der Union für 
Außen- und Sicherheitspolitik unter-
stützt werden, stellen diese Kohärenz 
sicher und arbeiten zu diesem Zweck 
zusammen. 

Artikel 22 
(1) Auf der Grundlage der in Artikel 

21 aufgeführten Grundsätze und Ziele 

legt der Europäische Rat die strategis-
chen Interessen und Ziele der Union 
fest. Die Beschlüsse des Europäischen 
Rates über die strategischen Interes-
sen und Ziele der Union erstrecken 
sich auf die Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik sowie auf andere 
Bereiche des auswärtigen Handelns 
der Union. Sie können die Beziehun-
gen der Union zu einem Land oder 
einer Region betreffen oder aber ein 
bestimmtes Thema zum Gegenstand 
haben. Sie enthalten Bestimmungen 
zu ihrer Geltungsdauer und zu den 
von der Union und den Mitglied-
staaten bereitzustellenden Mitteln. 
Der Europäische Rat beschließt ein-
stimmig auf Empfehlung des Rates, 
die dieser nach den für den jeweiligen 
Bereich vorgesehenen Regelungen 
abgibt. Die Beschlüsse des Europäis-
chen Rates werden nach Maßgabe der 
in den Verträgen vorgesehenen Ver-
fahren durchgeführt. 

(2) Der Hohe Vertreter der Union 
für Außen- und Sicherheitspolitik 
und die Kommission können dem Rat 
gemeinsame Vorschläge vorlegen, 
wobei der Hohe Vertreter für den Be-
reich der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik und die Kommis-
sion für die anderen Bereiche des aus-
wärtigen Handelns zuständig ist. 

KAPITEL 2 
BESONDERE BESTIMMUN-
GEN ÜBER DIE GEMEIN-

SAME AUSSEN- UND SICHER-
HEITSPOLITIK 

ABSCHNITT 1 
GEMEINSAME BESTIM-

MUNGEN 
Artikel 23 

Das Handeln der Union auf inter-
nationaler Ebene im Rahmen dieses 
Kapitels beruht auf den Grundsätzen 
des Kapitels 1, verfolgt die darin 
genannten Ziele und steht mit den 
allgemeinen Bestimmungen jenes 
Kapitels im Einklang. 

Artikel 24 
(ex-Artikel 11 EUV) 

(1) Die Zuständigkeit der Union 
in der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik erstreckt sich auf 
alle Bereiche der Außenpolitik sowie 

auf sämtliche Fragen im Zusam-
menhang mit der Sicherheit der Un-
ion, einschließlich der schrittweisen 
Festlegung einer gemeinsamen Ver-
teidigungspolitik, die zu einer gemein-
samen Verteidigung führen kann. Für 
die Gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik gelten besondere Bestim-
mungen und Verfahren. Sie wird vom 
Europäischen Rat und vom Rat ein-
stimmig festgelegt und durchgeführt, 
soweit in den Verträgen nichts anderes 
vorgesehen ist. Der Erlass von Ge-
setzgebungsakten ist ausgeschlossen. 
Die Gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik wird vom Hohen Vertreter 
der Union für Außen- und Sicherheit-
spolitik und von den Mitgliedstaaten 
gemäß den Verträgen durchgeführt. 
Die spezifische Rolle des Europäis-
chen Parlaments und der Kommission 
in diesem Bereich ist in den Verträ-
gen festgelegt. Der Gerichtshof der 
Europäischen Union ist in Bezug auf 
diese Bestimmungen nicht zuständig; 
hiervon ausgenommen ist die Kon-
trolle der Einhaltung des Artikels 40 
dieses Vertrags und die Überwachung 
der Rechtmäßigkeit bestimmter Be-
schlüsse nach Artikel 275 Absatz 2 
des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union. 

(2) Die Union verfolgt, bestimmt 
und verwirklicht im Rahmen der 
Grundsätze und Ziele ihres auswär-
tigen Handelns eine Gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik, die auf 
einer Entwicklung der gegenseitigen 
politischen Solidarität der Mitglied-
staaten, der Ermittlung der Fragen 
von allgemeiner Bedeutung und der 
Erreichung einer immer stärkeren 
Konvergenz des Handelns der Mit-
gliedstaaten beruht. 

(3) Die Mitgliedstaaten unterstützen 
die Außen- und Sicherheitspolitik 
der Union aktiv und vorbehaltlos im 
Geiste der Loyalität und der gegen-
seitigen Solidarität und achten das 
Handeln der Union in diesem Be-
reich. Die Mitgliedstaaten arbeiten 
zusammen, um ihre gegenseitige 
politische Solidarität zu stärken und 
weiterzuentwickeln. Sie enthalten 
sich jeder Handlung, die den Interes-
sen der Union zuwiderläuft oder ihrer 
Wirksamkeit als kohärente Kraft in 
den internationalen Beziehungen 
schaden könnte. Der Rat und der 
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Hohe Vertreter tragen für die Einhal-
tung dieser Grundsätze Sorge. 

Artikel 25 
(ex-Artikel 12 EUV) 

Die Union verfolgt ihre Gemein-
same Außen- und Sicherheitspolitik, 
indem sie 

a) die allgemeinen Leitlinien 
bestimmt, 

b) Beschlüsse erlässt zur Festlegung 
   i) der von der Union durchzufüh-

renden Aktionen, 
     ii) der von der Union einzune-

hmenden Standpunkte, 
    iii) der Einzelheiten der Durch-

führung der unter den Ziffern i und ii 
genannten Beschlüsse, und 

c) die systematische Zusammenar-
beit der Mitgliedstaaten bei der Füh-
rung ihrer Politik ausbaut. 

Artikel 26 
(ex-Artikel 13 EUV) 

(1) Der Europäische Rat bestimmt 
die strategischen Interessen der Union 
und legt die Ziele und die allgemeinen 
Leitlinien der Gemeinsamen Außen- 
und Sicherheitspolitik fest, und zwar 
auch bei Fragen mit verteidigung-
spolitischen Bezügen. Er erlässt die 
erforderlichen Beschlüsse. Wenn 
eine internationale Entwicklung es 
erfordert, beruft der Präsident des 
Europäischen Rates eine außerorden-
tliche Tagung des Europäischen Rates 
ein, um die strategischen Vorgaben 
für die Politik der Union angesichts 
dieser Entwicklung festzulegen. 

(2) Der Rat gestaltet die Gemein-
same Außen- und Sicherheitspolitik 
und fasst die für die Festlegung und 
Durchführung dieser Politik erforder-
lichen Beschlüsse auf der Grundlage 
der vom Europäischen Rat festge-
legten allgemeinen Leitlinien und 
strategischen Vorgaben. Der Rat und 
der Hohe Vertreter der Union für 
Außen- und Sicherheitspolitik tra-
gen für ein einheitliches, kohärentes 
und wirksames Vorgehen der Union 
Sorge. 

(3) Die Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik wird vom Hohen 
Vertreter und von den Mitgliedstaaten 
mit einzelstaatlichen Mitteln und den 
Mitteln der Union durchgeführt.

Artikel 27 
(1) Der Hohe Vertreter der Union 

für Außen- und Sicherheitspolitik, 
der im Rat „Auswärtige Angelegen-
heiten“ den Vorsitz führt, trägt durch 
seine Vorschläge zur Festlegung der 
Gemeinsamen Außen- und Sicher-
heitspolitik bei und stellt sicher, dass 
die vom Europäischen Rat und vom 
Rat erlassenen Beschlüsse durch-
geführt werden. 

(2) Der Hohe Vertreter vertritt die 
Union in den Bereichen der Gemein-
samen Außen- und Sicherheitspolitik. 
Er führt im Namen der Union den 
politischen Dialog mit Dritten und 
vertritt den Standpunkt der Union in 
internationalen Organisationen und 
auf internationalen Konferenzen. 

(3) Bei der Erfüllung seines 
Auftrags stützt sich der Hohe Vertreter 
auf einen Europäischen Auswärti-
gen Dienst. Dieser Dienst arbeitet 
mit den diplomatischen Diensten der 
Mitgliedstaaten zusammen und um-
fasst Beamte aus den einschlägigen 
Abteilungen des Generalsekretariats 
des Rates und der Kommission sowie 
abgeordnetes Personal der nationalen 
diplomatischen Dienste. Die Or-
ganisation und die Arbeitsweise des 
Europäischen Auswärtigen Dienstes 
werden durch einen Beschluss des 
Rates festgelegt. Der Rat beschließt 
auf Vorschlag des Hohen Vertreters 
nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments und nach Zustimmung der 
Kommission. 

Artikel 28 
(ex-Artikel 14 EUV) 

(1) Verlangt eine internationale Situ-
ation ein operatives Vorgehen der Un-
ion, so erlässt der Rat die erforderli-
chen Beschlüsse. In den Beschlüssen 
sind ihre Ziele, ihr Umfang, die der 
Union zur Verfügung zu stellenden 
Mittel sowie die Bedingungen und 
erforderlichenfalls der Zeitraum für 
ihre Durchführung festgelegt. Tritt 
eine Änderung der Umstände mit er-
heblichen Auswirkungen auf eine An-
gelegenheit ein, die Gegenstand eines 
solchen Beschlusses ist, so überprüft 
der Rat die Grundsätze und Ziele 
dieses Beschlusses und erlässt die er-
forderlichen Beschlüsse. 

(2) Die Beschlüsse nach Absatz 1 
sind für die Mitgliedstaaten bei ihren 

Stellungnahmen und ihrem Vorgehen 
bindend.

(3) Jede einzelstaatliche Stellung-
nahme oder Maßnahme, die im Rah-
men eines Beschlusses nach Absatz 1 
geplant ist, wird von dem betreffenden 
Mitgliedstaat so rechtzeitig mitgeteilt, 
dass erforderlichenfalls eine vorher-
ige Abstimmung im Rat stattfinden 
kann. Die Pflicht zur vorherigen Un-
terrichtung gilt nicht für Maßnahmen, 
die eine bloße praktische Umsetzung 
der Beschlüsse des Rates auf einzel-
staatlicher Ebene darstellen. 

(4) Bei zwingender Notwendig-
keit aufgrund der Entwicklung der 
Lage und falls eine Überprüfung des 
Beschlusses des Rates nach Absatz 
1 nicht stattfindet, können die Mit-
gliedstaaten unter Berücksichtigung 
der allgemeinen Ziele des genannten 
Beschlusses die erforderlichen Sofor-
tmaßnahmen ergreifen. Der betref-
fende Mitgliedstaat unterrichtet den 
Rat sofort über derartige Maßnahmen.

(5) Ein Mitgliedstaat befasst den 
Rat, wenn sich bei der Durchführung 
eines Beschlusses nach diesem Ar-
tikel größere Schwierigkeiten erge-
ben; der Rat berät darüber und sucht 
nach angemessenen Lösungen. Diese 
dürfen nicht im Widerspruch zu den 
Zielen des Beschlusses nach Absatz 
1 stehen oder seiner Wirksamkeit 
schaden. 

Artikel 29 
(ex-Artikel 15 EUV) 

Der Rat erlässt Beschlüsse, in denen 
der Standpunkt der Union zu einer 
bestimmten Frage geografischer oder 
thematischer Art bestimmt wird. Die 
Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, 
dass ihre einzelstaatliche Politik mit 
den Standpunkten der Union in Ein-
klang steht. 

Artikel 30 
(ex-Artikel 22 EUV) 

(1) Jeder Mitgliedstaat, der Hohe 
Vertreter der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik oder der Hohe 
Vertreter mit Unterstützung der Kom-
mission kann den Rat mit einer Frage 
der Gemeinsamen Außen- und Si-
cherheitspolitik befassen und ihm Ini-
tiativen beziehungsweise Vorschläge 
unterbreiten. 

(2) In den Fällen, in denen eine 
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rasche Entscheidung notwendig ist, 
beruft der Hohe Vertreter von sich aus 
oder auf Antrag eines Mitgliedstaats 
innerhalb von 48 Stunden, bei abso-
luter Notwendigkeit in kürzerer Zeit, 
eine außerordentliche Tagung des 
Rates ein. 

Artikel 31 
(ex-Artikel 23 EUV) 

(1) Beschlüsse nach diesem Kapitel 
werden vom Europäischen Rat und 
vom Rat einstimmig gefasst, soweit in 
diesem Kapitel nichts anderes festgel-
egt ist. Der Erlass von Gesetzgebung-
sakten ist ausgeschlossen. Bei einer 
Stimmenthaltung kann jedes Ratsmit-
glied zu seiner Enthaltung eine förm-
liche Erklärung im Sinne dieses Un-
terabsatzes abgeben. In diesem Fall 
ist es nicht verpflichtet, den Beschluss 
durchzuführen, akzeptiert jedoch, 
dass der Beschluss für die Union 
bindend ist. Im Geiste gegenseitiger 
Solidarität unterlässt der betreffende 
Mitgliedstaat alles, was dem auf 
diesem Beschluss beruhenden Vorge-
hen der Union zuwiderlaufen oder es 
behindern könnte, und die anderen 
Mitgliedstaaten respektieren seinen 
Standpunkt. Vertreten die Mitglieder 
des Rates, die bei ihrer Stimmenthal-
tung eine solche Erklärung abgeben, 
mindestens ein Drittel der Mitglied-
staaten, die mindestens ein Drittel der 
Unionsbevölkerung ausmachen, so 
wird der Beschluss nicht erlassen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 be-
schließt der Rat mit qualifizierter 
Mehrheit, wenn er 

— auf der Grundlage eines Be-
schlusses des Europäischen Rates 
über die strategischen Interessen und 
Ziele der Union nach Artikel 22 Ab-
satz 1 einen Beschluss erlässt, mit 
dem eine Aktion oder ein Standpunkt 
der Union festgelegt wird; 

— auf einen Vorschlag hin, den 
ihm der Hohe Vertreter der Union 
für Außen- und Sicherheitspolitik auf 
spezielles Ersuchen des Europäischen 
Rates unterbreitet hat, das auf dessen 
eigene Initiative oder auf eine Initia-
tive des Hohen Vertreters zurückgeht, 
einen Beschluss erlässt, mit dem eine 
Aktion oder ein Standpunkt der Union 
festgelegt wird; 

— einen Beschluss zur Durchfüh-
rung eines Beschlusses, mit dem eine 

Aktion oder ein Standpunkt der Union 
festgelegt wird, erlässt, 

— nach Artikel 33 einen Sonder-
beauftragten ernennt. 

Erklärt ein Mitglied des Rates, dass 
es aus wesentlichen Gründen der na-
tionalen Politik, die es auch nennen 
muss, die Absicht hat, einen mit quali-
fizierter Mehrheit zu fassenden Be-
schluss abzulehnen, so erfolgt keine 
Abstimmung. Der Hohe Vertreter 
bemüht sich in engem Benehmen 
mit dem betroffenen Mitgliedstaat 
um eine für diesen Mitgliedstaat an-
nehmbare Lösung. Gelingt dies nicht, 
so kann der Rat mit qualifizierter 
Mehrheit veranlassen, dass die Frage 
im Hinblick auf einen einstimmigen 
Beschluss an den Europäischen Rat 
verwiesen wird. 

(3) Der Europäische Rat kann ein-
stimmig einen Beschluss erlassen, in 
dem vorgesehen ist, dass der Rat in 
anderen als den in Absatz 2 genannten 
Fällen mit qualifizierter Mehrheit be-
schließt. 

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten nicht 
für Beschlüsse mit militärischen oder 
verteidigungspolitischen Bezügen. 

(5) In Verfahrensfragen beschließt 
der Rat mit der Mehrheit seiner Mit-
glieder. 

Artikel 32 
(ex-Artikel 16 EUV) 

Die Mitgliedstaaten stimmen sich 
im Europäischen Rat und im Rat zu 
jeder außen- und sicherheitspolitisch-
en Frage von allgemeiner Bedeutung 
ab, um ein gemeinsames Vorgehen 
festzulegen. Bevor ein Mitgliedstaat 
in einer Weise, die die Interessen der 
Union berühren könnte, auf interna-
tionaler Ebene tätig wird oder eine 
Verpflichtung eingeht, konsultiert 
er die anderen Mitgliedstaaten im 
Europäischen Rat oder im Rat. Die 
Mitgliedstaaten gewährleisten durch 
konvergentes Handeln, dass die Un-
ion ihre Interessen und ihre Werte 
auf internationaler Ebene geltend 
machen kann. Die Mitgliedstaaten 
sind untereinander solidarisch. Hat 
der Europäische Rat oder der Rat ein 
gemeinsames Vorgehen der Union 
im Sinne des Absatzes 1 festgelegt, 
so koordinieren der Hohe Vertreter 
der Union für Außen- und Sicher-
heitspolitik und die Minister für aus-

wärtige Angelegenheiten der Mit-
gliedstaaten ihre Tätigkeiten im Rat. 
Die diplomatischen Vertretungen der 
Mitgliedstaaten und die Delegationen 
der Union in Drittländern und bei in-
ternationalen Organisationen arbeiten 
zusammen und tragen zur Festlegung 
und Durchführung des gemeinsamen 
Vorgehens bei. 

Artikel 33 
(ex-Artikel 18 EUV) 

Der Rat kann auf Vorschlag des 
Hohen Vertreters der Union für 
Außen- und Sicherheitspolitik einen 
Sonderbeauftragten für besondere 
politische Fragen ernennen. Der 
Sonderbeauftragte übt sein Mandat 
unter der Verantwortung des Hohen 
Vertreters aus. 

Artikel 34 
(ex-Artikel 19 EUV) 

(1) Die Mitgliedstaaten koordi-
nieren ihr Handeln in internationalen 
Organisationen und auf internation-
alen Konferenzen. Sie treten dort für 
die Standpunkte der Union ein. Der 
Hohe Vertreter der Union für Außen- 
und Sicherheitspolitik trägt für die 
Organisation dieser Koordinierung 
Sorge. In den internationalen Organi-
sationen und auf internationalen Kon-
ferenzen, bei denen nicht alle Mit-
gliedstaaten vertreten sind, setzen sich 
die dort vertretenen Mitgliedstaaten 
für die Standpunkte der Union ein. 

(2) Nach Artikel 24 Absatz 3 un-
terrichten die Mitgliedstaaten, die in 
internationalen Organisationen oder 
auf internationalen Konferenzen ver-
treten sind, die dort nicht vertretenen 
Mitgliedstaaten und den Hohen 
Vertreter laufend über alle Fragen 
von gemeinsamem Interesse. Die 
Mitgliedstaaten, die auch Mitglieder 
des Sicherheitsrats der Vereinten Na-
tionen sind, stimmen sich ab und un-
terrichten die übrigen Mitgliedstaaten 
sowie den Hohen Vertreter in vollem 
Umfang. Die Mitgliedstaaten, die 
Mitglieder des Sicherheitsrats sind, 
setzen sich bei der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben unbeschadet ihrer 
Verantwortlichkeiten aufgrund der 
Charta der Vereinten Nationen für die 
Standpunkte und Interessen der Un-
ion ein. Wenn die Union einen Stand-
punkt zu einem Thema festgelegt hat, 
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das auf der Tagesordnung des Sicher-
heitsrats der Vereinten Nationen steht, 
beantragen die dort vertretenen Mit-
gliedstaaten, dass der Hohe Vertreter 
gebeten wird, den Standpunkt der 
Union vorzutragen. 

Artikel 35 
(ex-Artikel 20 EUV) 

Die diplomatischen und konsu-
larischen Vertretungen der Mitglied-
staaten und die Delegationen der 
Union in dritten Ländern und auf 
internationalen Konferenzen sowie 
ihre Vertretungen bei internationalen 
Organisationen stimmen sich ab, um 
die Einhaltung und Durchführung 
der nach diesem Kapitel erlassenen 
Beschlüsse, mit denen Standpunkte 
und Aktionen der Union festgelegt 
werden, zu gewährleisten. Sie inten-
sivieren ihre Zusammenarbeit durch 
Informationsaustausch und gemein-
same Bewertungen. Sie tragen zur 
Verwirklichung des in Artikel 20 Ab-
satz 2 Buchstabe c des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen 
Union genannten Rechts der Unions-
bürgerinnen und Unionsbürger auf 
Schutz im Hoheitsgebiet von Drit-
tländern und zur Durchführung der 
nach Artikel 23 des genannten Ver-
trags erlassenen Maßnahmen bei. 

Artikel 36 
(ex-Artikel 21 EUV) 

Der Hohe Vertreter der Union 
für Außen- und Sicherheitspolitik 
hört das Europäische Parlament 
regelmäßig zu den wichtigsten As-
pekten und den grundlegenden 
Weichenstellungen der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik und 
der Gemeinsamen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik und unterrichtet 
es über die Entwicklung der Poli-
tik in diesen Bereichen. Er achtet 
darauf, dass die Auffassungen des 
Europäischen Parlaments gebührend 
berücksichtigt werden. Die Sonder-
beauftragten können zur Unterrich-
tung des Europäischen Parlaments 
mit herangezogen werden. 

Das Europäische Parlament kann 
Anfragen oder Empfehlungen an den 
Rat und den Hohen Vertreter richten. 
Zweimal jährlich führt es eine Aus-
sprache über die Fortschritte bei der 
Durchführung der Gemeinsamen 

Außen- und Sicherheitspolitik, ein-
schließlich der Gemeinsamen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik. 

Artikel 37 
(ex-Artikel 24 EUV) 

Die Union kann in den unter 
dieses Kapitel fallenden Bereichen 
Übereinkünfte mit einem oder mehr-
eren Staaten oder internationalen Or-
ganisationen schließen. 

Artikel 38 
(ex-Artikel 25 EUV) 

Unbeschadet des Artikels 240 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union verfolgt ein 
Politisches und Sicherheitspolitisches 
Komitee die internationale Lage in 
den Bereichen der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik und 
trägt auf Ersuchen des Rates, des Ho-
hen Vertreters der Union für Außen- 
und Sicherheitspolitik oder von 
sich aus durch an den Rat gerichtete 
Stellungnahmen zur Festlegung der 
Politiken bei. Ferner überwacht es die 
Durchführung vereinbarter Politiken; 
dies gilt unbeschadet der Zustän-
digkeiten des Hohen Vertreters. Im 
Rahmen dieses Kapitels nimmt das 
Politische und Sicherheitspolitische 
Komitee unter der Verantwortung des 
Rates und des Hohen Vertreters die 
politische Kontrolle und strategische 
Leitung von Krisenbewältigungsop-
erationen im Sinne des Artikels 43 
wahr. Der Rat kann das Komitee für 
den Zweck und die Dauer einer Oper-
ation zur Krisenbewältigung, die vom 
Rat festgelegt werden, ermächtigen, 
geeignete Beschlüsse hinsichtlich der 
politischen Kontrolle und strategis-
chen Leitung der Operation zu fassen. 

Artikel 39 
Gemäß Artikel 16 des Vertrags über 

die Arbeitsweise der Europäischen 
Union und abweichend von Absatz 
2 des genannten Artikels erlässt der 
Rat einen Beschluss zur Festlegung 
von Vorschriften über den Schutz 
natürlicher Personen bei der Verar-
beitung personenbezogener Daten 
durch die Mitgliedstaaten im Rah-
men der Ausübung von Tätigkeiten, 
die in den Anwendungsbereich dieses 
Kapitels fallen, und über den freien 
Datenverkehr. Die Einhaltung dieser 

Vorschriften wird von unabhängigen 
Behörden überwacht. 

Artikel 40 
(ex-Artikel 47 EUV) 

Die Durchführung der Gemein-
samen Außen- und Sicherheitspolitik 
lässt die Anwendung der Verfahren 
und den jeweiligen Umfang der Bef-
ugnisse der Organe, die in den Ver-
trägen für die Ausübung der in den 
Artikeln 3 bis 6 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 
aufgeführten Zuständigkeiten der Un-
ion vorgesehen sind, unberührt. Eben-
so lässt die Durchführung der Politik 
nach den genannten Artikeln die 
Anwendung der Verfahren und den 
jeweiligen Umfang der Befugnisse 
der Organe, die in den Verträgen für 
die Ausübung der Zuständigkeiten der 
Union nach diesem Kapitel vorgese-
hen sind, unberührt. 

b) Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, 
die Menschenrechte und die Grund-
sätze des Völkerrechts zu festigen und 
zu fördern; 

c) nach Maßgabe der Ziele und 
Grundsätze der Charta der Vereinten 
Nationen sowie der Prinzipien der 
Schlussakte von Helsinki und der 
Ziele der Charta von Paris, ein-
schließlich derjenigen, die die Außen-
grenzen betreffen, den Frieden zu er-
halten, Konflikte zu verhüten und die 
internationale Sicherheit zu stärken; 

d) die nachhaltige Entwicklung in 
Bezug auf Wirtschaft, Gesellschaft 
und Umwelt in den Entwicklung-
sländern zu fördern mit dem vorran-
gigen Ziel, die Armut zu beseitigen; 

e) die Integration aller Länder in 
die Weltwirtschaft zu fördern, un-
ter anderem auch durch den schrit-
tweisen Abbau internationaler Han-
delshemmnisse; 

f) zur Entwicklung von internation-
alen Maßnahmen zur Erhaltung und 
Verbesserung der Qualität der Umwelt 
und der nachhaltigen Bewirtschaftung 
der weltweiten natürlichen Ressour-
cen beizutragen, um eine nachhaltige 
Entwicklung sicherzustellen; 

g) den Völkern, Ländern und Re-
gionen, die von Naturkatastrophen 
oder von vom Menschen verur-
sachten Katastrophen betroffen sind, 
zu helfen; und 

h) eine Weltordnung zu fördern, die 
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auf einer verstärkten multilateralen 
Zusammenarbeit und einer verant-
wortungsvollen Weltordnungspolitik 
beruht. 

(3) Die Union wahrt bei der Ausar-
beitung und Umsetzung ihres auswär-
tigen Handelns in den verschiedenen 
unter diesen Titel und den Fünften 
Teil des Vertrags über die Arbeits-
weise der Europäischen Union fall-
enden Bereichen sowie der externen 
Aspekte der übrigen Politikbereiche 
die in den Absätzen 1 und 2 genannt-
en Grundsätze und Ziele. Die Union 
achtet auf die Kohärenz zwischen den 
einzelnen Bereichen ihres auswärti-
gen Handelns sowie zwischen diesen 
und ihren übrigen Politikbereichen. 
Der Rat und die Kommission, die 
vom Hohen Vertreter der Union für 
Außen- und Sicherheitspolitik unter-
stützt werden, stellen diese Kohärenz 
sicher und arbeiten zu diesem Zweck 
zusammen. 

Artikel 41 
(ex-Artikel 28 EUV) 

(1) Die Verwaltungsausgaben, die 
den Organen aus der Durchführung 
dieses Kapitels entstehen, gehen zu-
lasten des Haushalts der Union. 

(2) Die operativen Ausgaben im 
Zusammenhang mit der Durchfüh-
rung dieses Kapitels gehen ebenfalls 
zulasten des Haushalts der Union, mit 
Ausnahme der Ausgaben aufgrund 
von Maßnahmen mit militärischen 
oder verteidigungspolitischen Bezü-
gen und von Fällen, in denen der Rat 
einstimmig etwas anderes beschließt. 

In Fällen, in denen die Ausgaben 
nicht zulasten des Haushalts der Un-
ion gehen, gehen sie nach dem Brutto-
sozialprodukt-Schlüssel zulasten der 
Mitgliedstaaten, sofern der Rat nicht 
einstimmig etwas anderes beschließt. 
Die Mitgliedstaaten, deren Vertreter 
im Rat eine förmliche Erklärung nach 
Artikel 31 Absatz 1 Unterabsatz 2 
abgegeben haben, sind nicht verpfli-
chtet, zur Finanzierung von Ausgaben 
für Maßnahmen mit militärischen 
oder verteidigungspolitischen Bezü-
gen beizutragen. 

(3) Der Rat erlässt einen Beschluss 
zur Festlegung besonderer Verfahren, 
um den schnellen Zugriff auf die 
Haushaltsmittel der Union zu gewähr-
leisten, die für die Sofortfinanzierung 

von Initiativen im Rahmen der Ge-
meinsamen Außen- und Sicherheit-
spolitik, insbesondere von Tätigkeiten 
zur Vorbereitung einer Mission nach 
Artikel 42 Absatz 1 und Artikel 43 
bestimmt sind. Er beschließt nach An-
hörung des Europäischen Parlaments. 
Die Tätigkeiten zur Vorbereitung der 
in Artikel 42 Absatz 1 und in Artikel 
43 genannten Missionen, die nicht zu-
lasten des Haushalts der Union gehen, 
werden aus einem aus Beiträgen der 
Mitgliedstaaten gebildeten Anschub-
fonds finanziert. Der Rat erlässt mit 
qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag 
des Hohen Vertreters der Union für 
Außen-und Sicherheitspolitik die Be-
schlüsse über 

a) die Einzelheiten für die Bildung 
und die Finanzierung des Anschub-
fonds, insbesondere die Höhe der Mit-
telzuweisungen für den Fonds; 

b) die Einzelheiten für die Verwal-
tung des Anschubfonds;

c) die Einzelheiten für die Finanz-
kontrolle. 

Kann die geplante Mission nach Ar-
tikel 42 Absatz 1 und Artikel 43 nicht 
aus dem Haushalt der Union finanzi-
ert werden, so ermächtigt der Rat den 
Hohen Vertreter zur Inanspruchnahme 
dieses Fonds. Der Hohe Vertreter er-
stattet dem Rat Bericht über die Erfül-
lung dieses Mandats. 

ABSCHNITT 2 
BESTIMMUNGEN ÜBER DIE 

GEMEINSAME SICHERHEITS- 
UND VERTEIDIGUNGSPOLI-

TIK 
Artikel 42 

(ex-Artikel 17 EUV) 
(1) Die Gemeinsame Sicherheits- 

und Verteidigungspolitik ist integraler 
Bestandteil der Gemeinsamen Außen- 
und Sicherheitspolitik. Sie sichert der 
Union eine auf zivile und militärische 
Mittel gestützte Operationsfähig-
keit. Auf diese kann die Union bei 
Missionen außerhalb der Union zur 
Friedenssicherung, Konfliktverhü-
tung und Stärkung der internationalen 
Sicherheit in Übereinstimmung mit 
den Grundsätzen der Charta der Ver-
einten Nationen zurückgreifen. Sie 
erfüllt diese Aufgaben mit Hilfe der 
Fähigkeiten, die von den Mitglied-
staaten bereitgestellt werden. 

(2) Die Gemeinsame Sicherheits- 

und Verteidigungspolitik umfasst 
die schrittweise Festlegung einer 
gemeinsamen Verteidigungspoli-
tik der Union. Diese führt zu einer 
gemeinsamen Verteidigung, sobald 
der Europäische Rat dies einstim-
mig beschlossen hat. Er empfiehlt 
in diesem Fall den Mitgliedstaaten, 
einen Beschluss in diesem Sinne im 
Einklang mit ihren verfassungsre-
chtlichen Vorschriften zu erlassen. 
Die Politik der Union nach diesem 
Abschnitt berührt nicht den beson-
deren Charakter der Sicherheits-und 
Verteidigungspolitik bestimmter Mit-
gliedstaaten; sie achtet die Verpflich-
tungen einiger Mitgliedstaaten, die 
ihre gemeinsame Verteidigung in der 
Nordatlantikvertrags-Organisation 
(NATO) verwirklicht sehen, aus dem 
Nordatlantikvertrag und ist vereinbar 
mit der in jenem Rahmen festgelegten 
gemeinsamen Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik. 

(3) Die Mitgliedstaaten stellen der 
Union für die Umsetzung der Ge-
meinsamen Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik zivile und militärische 
Fähigkeiten als Beitrag zur Verwirkli-
chung der vom Rat festgelegten Ziele 
zur Verfügung. Die Mitgliedstaaten, 
die zusammen multinationale Streit-
kräfte aufstellen, können diese auch 
für die Gemeinsame Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik zur Verfügung 
stellen. Die Mitgliedstaaten verpfli-
chten sich, ihre militärischen Fähig-
keiten schrittweise zu verbessern. Die 
Agentur für die Bereiche Entwick-
lung der Verteidigungsfähigkeiten, 
Forschung, Beschaffung und Rüstung 
(im Folgenden „Europäische Verteidi-
gungsagentur“) ermittelt den opera-
tiven Bedarf und fördert Maßnahmen 
zur Bedarfsdeckung, trägt zur Ermit-
tlung von Maßnahmen zur Stärkung 
der industriellen und technologischen 
Basis des Verteidigungssektors bei 
und führt diese Maßnahmen gege-
benenfalls durch, beteiligt sich an der 
Festlegung einer europäischen Politik 
im Bereich der Fähigkeiten und der 
Rüstung und unterstützt den Rat bei 
der Beurteilung der Verbesserung der 
militärischen Fähigkeiten.

(4) Beschlüsse zur Gemeinsamen 
Sicherheits- und Verteidigungspoli-
tik, einschließlich der Beschlüsse 
über die Einleitung einer Mission 
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nach diesem Artikel, werden vom Rat 
einstimmig auf Vorschlag des Hohen 
Vertreters der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik oder auf Initiative 
eines Mitgliedstaats erlassen. Der 
Hohe Vertreter kann gegebenenfalls 
gemeinsam mit der Kommission den 
Rückgriff auf einzelstaatliche Mit-
tel sowie auf Instrumente der Union 
vorschlagen. 

(5) Der Rat kann zur Wahrung 
der Werte der Union und im Dien-
ste ihrer Interessen eine Gruppe von 
Mitgliedstaaten mit der Durchfüh-
rung einer Mission im Rahmen der 
Union beauftragen. Die Durchfüh-
rung einer solchen Mission fällt unter  
Artikel 44. 

(6) Die Mitgliedstaaten, die 
anspruchsvollere Kriterien in Bezug 
auf die militärischen Fähigkeiten 
erfüllen und die im Hinblick auf 
Missionen mit höchsten Anforder-
ungen untereinander weiter gehende 
Verpflichtungen eingegangen sind, 
begründen eine Ständige Strukturi-
erte Zusammenarbeit im Rahmen der 
Union. Diese Zusammenarbeit erfolgt 
nach Maßgabe von Artikel 46. Sie 
berührt nicht die Bestimmungen des 
Artikels 43. 

(7) Im Falle eines bewaffneten Ang-
riffs auf das Hoheitsgebiet eines Mit-
gliedstaats schulden die anderen Mit-
gliedstaaten ihm alle in ihrer Macht 
stehende Hilfe und Unterstützung, im 
Einklang mit Artikel 51 der Charta 
der Vereinten Nationen. Dies lässt den 
besonderen Charakter der Sicherheits-
und Verteidigungspolitik bestimmter 
Mitgliedstaaten unberührt. Die Verp-
flichtungen und die Zusammenarbeit 
in diesem Bereich bleiben im Ein-
klang mit den im Rahmen der Nordat-
lantikvertrags-Organisation eingegan-
genen Verpflichtungen, die für die ihr 
angehörenden Staaten weiterhin das 
Fundament ihrer kollektiven Verteidi-
gung und das Instrument für deren 
Verwirklichung ist. 

Artikel 43 
(1) Die in Artikel 42 Absatz 1 

vorgesehenen Missionen, bei deren 
Durchführung die Union auf zivile 
und militärische Mittel zurück-
greifen kann, umfassen gemeinsame 
Abrüstungsmaßnahmen, humanitäre 
Aufgaben und Rettungseinsätze, 

Aufgaben der militärischen Beratung 
und Unterstützung, Aufgaben der 
Konfliktverhütung und der Erhaltung 
des Friedens sowie Kampfeinsätze 
im Rahmen der Krisenbewältigung 
einschließlich Frieden schaffender 
Maßnahmen und Operationen zur 
Stabilisierung der Lage nach Konflik-
ten. Mit allen diesen Missionen kann 
zur Bekämpfung des Terrorismus 
beigetragen werden, unter anderem 
auch durch die Unterstützung für 
Drittländer bei der Bekämpfung des 
Terrorismus in ihrem Hoheitsgebiet. 

(2) Der Rat erlässt die Beschlüsse 
über Missionen nach Absatz 1; in den 
Beschlüssen sind Ziel und Umfang 
der Missionen sowie die für sie gel-
tenden allgemeinen Durchführungs-
bestimmungen festgelegt. Der Hohe 
Vertreter der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik sorgt unter Aufsicht 
des Rates und in engem und ständi-
gem Benehmen mit dem Politischen 
und Sicherheitspolitischen Komitee 
für die Koordinierung der zivilen und 
militärischen Aspekte dieser Mis-
sionen. 

Artikel 44 
(1) Im Rahmen der nach Artikel 43 

erlassenen Beschlüsse kann der Rat 
die Durchführung einer Mission einer 
Gruppe von Mitgliedstaaten übertra-
gen, die dies wünschen und über die 
für eine derartige Mission erforder-
lichen Fähigkeiten verfügen. Die 
betreffenden Mitgliedstaaten verein-
baren in Absprache mit dem Hohen 
Vertreter der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik untereinander die 
Ausführung der Mission. 

(2) Die an der Durchführung der 
Mission teilnehmenden Mitglied-
staaten unterrichten den Rat von sich 
aus oder auf Antrag eines anderen 
Mitgliedstaats regelmäßig über den 
Stand der Mission. Die teilnehmenden 
Mitgliedstaaten befassen den Rat so-
fort, wenn sich aus der Durchführung 
der Mission schwerwiegende Kon-
sequenzen ergeben oder das Ziel der 
Mission, ihr Umfang oder die für sie 
geltenden Regelungen, wie sie in den 
in Absatz 1 genannten Beschlüssen 
festgelegt sind, geändert werden müs-
sen. Der Rat erlässt in diesen Fällen 
die erforderlichen Beschlüsse. 

Artikel 45 
(1) Aufgabe der in Artikel 42 Absatz 

3 genannten, dem Rat unterstellten 
Europäischen Verteidigungsagen-
tur ist es, a) bei der Ermittlung der 
Ziele im Bereich der militärischen 
Fähigkeiten der Mitgliedstaaten und 
der Beurteilung, ob die von den Mit-
gliedstaaten in Bezug auf diese Fähig-
keiten eingegangenen Verpflichtun-
gen erfüllt wurden, mitzuwirken; 

b) auf eine Harmonisierung des op-
erativen Bedarfs sowie die Festlegung 
effizienter und kompatibler Beschaf-
fungsverfahren hinzuwirken; 

c) multilaterale Projekte zur Erfül-
lung der Ziele im Bereich der mil-
itärischen Fähigkeiten vorzuschlagen 
und für die Koordinierung der von 
den Mitgliedstaaten durchgeführten 
Programme sowie die Verwaltung 
spezifischer Kooperationsprogramme 
zu sorgen; 

d) die Forschung auf dem Gebiet 
der Verteidigungstechnologie zu un-
terstützen, gemeinsame Forschung-
saktivitäten sowie Studien zu tech-
nischen Lösungen, die dem künftigen 
operativen Bedarf gerecht werden, zu 
koordinieren und zu planen; 

e) dazu beizutragen, dass zweck-
dienliche Maßnahmen zur Stärkung 
der industriellen und technologischen 
Basis des Verteidigungssektors und 
für einen wirkungsvolleren Einsatz 
der Verteidigungsausgaben ermittelt 
werden, und diese Maßnahmen gege-
benenfalls durchzuführen. 

(2) Alle Mitgliedstaaten können 
auf Wunsch an der Arbeit der Eu-
ropäischen Verteidigungsagentur 
teilnehmen. Der Rat erlässt mit quali-
fizierter Mehrheit einen Beschluss, in 
dem die Rechtsstellung, der Sitz und 
die Funktionsweise der Agentur fest-
gelegt werden. Dieser Beschluss trägt 
dem Umfang der effektiven Beteili-
gung an den Tätigkeiten der Agentur 
Rechnung. Innerhalb der Agentur 
werden spezielle Gruppen gebildet, 
in denen Mitgliedstaaten zusammen-
kommen, die gemeinsame Projekte 
durchführen. Die Agentur versieht 
ihre Aufgaben erforderlichenfalls in 
Verbindung mit der Kommission. 

Artikel 46 
(1) Die Mitgliedstaaten, die sich an 

der Ständigen Strukturierten Zusam-
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menarbeit im Sinne des Artikels 42 
Absatz 6 beteiligen möchten und 
hinsichtlich der militärischen Fähig-
keiten die Kriterien erfüllen und die 
Verpflichtungen eingehen, die in dem 
Protokoll über die Ständige Struk-
turierte Zusammenarbeit enthalten 
sind, teilen dem Rat und dem Hohen 
Vertreter der Union für Außen-und Si-
cherheitspolitik ihre Absicht mit. (2) 
Der Rat erlässt binnen drei Monaten 
nach der in Absatz 1 genannten Mit-
teilung einen Beschluss über die 
Begründung der Ständigen Strukturi-
erten Zusammenarbeit und über die 
Liste der daran teilnehmenden Mit-
gliedstaaten. Der Rat beschließt nach 
Anhörung des Hohen Vertreters mit 
qualifizierter Mehrheit. 

(3) Jeder Mitgliedstaat, der sich zu 
einem späteren Zeitpunkt an der Stän-
digen Strukturierten Zusammenarbeit 
beteiligen möchte, teilt dem Rat und 
dem Hohen Vertreter seine Absicht 
mit. 

Der Rat erlässt einen Beschluss, 
in dem die Teilnahme des betref-
fenden Mitgliedstaats, der die Krit-
erien und Verpflichtungen nach den 
Artikeln 1 und 2 des Protokolls über 
die Ständige Strukturierte Zusam-
menarbeit erfüllt beziehungsweise 
eingeht, bestätigt wird. Der Rat be-
schließt mit qualifizierter Mehrheit 
nach Anhörung des Hohen Vertreters. 
Nur die Mitglieder des Rates, die 
die teilnehmenden Mitgliedstaaten 
vertreten, sind stimmberechtigt. Die 
qualifizierte Mehrheit bestimmt sich 
nach Artikel 238 Absatz 3 Buchstabe 
a des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union. 

(4) Erfüllt ein teilnehmender Mit-
gliedstaat die Kriterien nach den 
Artikeln 1 und 2 des Protokolls über 
die Ständige Strukturierte Zusam-
menarbeit nicht mehr oder kann er 
den darin genannten Verpflichtungen 
nicht mehr nachkommen, so kann der 
Rat einen Beschluss erlassen, durch 
den die Teilnahme dieses Staates 
ausgesetzt wird. Der Rat beschließt 
mit qualifizierter Mehrheit. Nur die 
Mitglieder des Rates, die die teilne-
hmenden Mitgliedstaaten mit Aus-
nahme des betroffenen Mitgliedstaats 
vertreten, sind stimmberechtigt. Die 
qualifizierte Mehrheit bestimmt sich 
nach Artikel 238 Absatz 3 Buchstabe 

a des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union. 

(5) Wünscht ein teilnehmender Mit-
gliedstaat, von der Ständigen Struktu-
rierten Zusammenarbeit Abstand zu 
nehmen, so teilt er seine Entscheidung 
dem Rat mit, der zur Kenntnis nimmt, 
dass die Teilnahme des betreffenden 
Mitgliedstaats beendet ist. 

(6) [...]

Arbeitsweise der
Europäische Union

ERSTER TEIL 
GRUNDSÄTZE 

Artikel 1 
(1) Dieser Vertrag regelt die Ar-

beitsweise der Union und legt die 
Bereiche, die Abgrenzung und die 
Einzelheiten der Ausübung ihrer 
Zuständigkeiten fest. 

(2) Dieser Vertrag und der Vertrag 
über die Europäische Union bilden 
die Verträge, auf die sich die Union 
gründet. Diese beiden Verträge, die 
rechtlich gleichrangig sind, werden 
als „die Verträge“ bezeichnet. 

TITEL I 
ARTEN UND BEREICHE DER 

ZUSTÄNDIGKEIT DER UNION 
Artikel 2 

(1) Übertragen die Verträge der 
Union für einen bestimmten Bereich 
eine ausschließliche Zuständigkeit, so 
kann nur die Union gesetzgeberisch 
tätig werden und verbindliche Re-
chtsakte erlassen; die Mitgliedstaaten 
dürfen in einem solchen Fall nur tätig 
werden, wenn sie von der Union hi-
erzu ermächtigt werden, oder um Re-
chtsakte der Union durchzuführen. 

(2) Übertragen die Verträge der 
Union für einen bestimmten Bereich 
eine mit den Mitgliedstaaten geteilte 
Zuständigkeit, so können die Union 
und die Mitgliedstaaten in diesem 
Bereich gesetzgeberisch tätig werden 
und verbindliche Rechtsakte erlas-
sen. Die Mitgliedstaaten nehmen ihre 
Zuständigkeit wahr, sofern und soweit 
die Union ihre Zuständigkeit nicht 
ausgeübt hat. Die Mitgliedstaaten 
nehmen ihre Zuständigkeit erneut 
wahr, sofern und soweit die Union en-
tschieden hat, ihre Zuständigkeit nicht 
mehr auszuüben. 

(3) Die Mitgliedstaaten koordi-
nieren ihre Wirtschafts- und Be-
schäftigungspolitik im Rahmen von 
Regelungen nach Maßgabe dieses 
Vertrags, für deren Festlegung die 
Union zuständig ist. 

(4) Die Union ist nach Maßgabe 
des Vertrags über die Europäische 
Union dafür zuständig, eine gemein-
same Außen- und Sicherheitspoli-
tik einschließlich der schrittweisen 
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Festlegung einer gemeinsamen Ver-
teidigungspolitik zu erarbeiten und zu 
verwirklichen. 

(5) In bestimmten Bereichen ist 
die Union nach Maßgabe der Ver-
träge dafür zuständig, Maßnahmen 
zur Unterstützung, Koordinierung 
oder Ergänzung der Maßnahmen der 
Mitgliedstaaten durchzuführen, ohne 
dass dadurch die Zuständigkeit der 
Union für diese Bereiche an die Stelle 
der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten 
tritt. Die verbindlichen Rechtsakte 
der Union, die aufgrund der diese 
Bereiche betreffenden Bestimmungen 
der Verträge erlassen werden, dürfen 
keine Harmonisierung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten bein-
halten. 

(6) Der Umfang der Zuständig-
keiten der Union und die Einzelheiten 
ihrer Ausübung ergeben sich aus den 
Bestimmungen der Verträge zu den 
einzelnen Bereichen.

Artikel 3 
(1) Die Union hat ausschließliche 

Zuständigkeit in folgenden Bere-
ichen: 

  a) Zollunion, 
 b) Festlegung der für das Funktio-

nieren des Binnenmarkts erforderli-
chen Wettbewerbsregeln, 

  c) Währungspolitik für die Mit-
gliedstaaten, deren Währung der Euro 
ist, 

  d) Erhaltung der biologischen 
Meeresschätze im Rahmen der ge-
meinsamen Fischereipolitik, 

   e) gemeinsame Handelspolitik. 
(2) Die Union hat ferner die auss-

chließliche Zuständigkeit für den Ab-
schluss internationaler Übereinkünfte, 
wenn der Abschluss einer solchen 
Übereinkunft in einem Gesetzge-
bungsakt der Union vorgesehen ist, 
wenn er notwendig ist, damit sie ihre 
interne Zuständigkeit ausüben kann, 
oder soweit er gemeinsame Regeln 
beeinträchtigen oder deren Tragweite 
verändern könnte. 

Artikel 4 
(1) Die Union teilt ihre Zuständig-

keit mit den Mitgliedstaaten, wenn 
ihr die Verträge außerhalb der in den 
Artikeln 3 und 6 genannten Bereiche 
eine Zuständigkeit übertragen. 

(2) Die von der Union mit den Mit-

gliedstaaten geteilte Zuständigkeit er-
streckt sich auf die folgenden Haupt-
bereiche: 

a) Binnenmarkt, b) Sozialpolitik 
hinsichtlich der in diesem Vertrag 
genannten Aspekte, c) wirtschaftli-
cher, sozialer und territorialer Zusam-
menhalt, d) Landwirtschaft und Fis-
cherei, ausgenommen die Erhaltung 
der biologischen Meeresschätze, e) 
Umwelt, f) Verbraucherschutz, g) 
Verkehr, h) transeuropäische Netze, 
i) Energie, j) Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts, k) gemein-
same Sicherheitsanliegen im Bereich 
der öffentlichen Gesundheit hinsi-
chtlich der in diesem Vertrag genannt-
en Aspekte. 

(3) In den Bereichen Forschung, 
technologische Entwicklung und 
Raumfahrt erstreckt sich die Zustän-
digkeit der Union darauf, Maßnahmen 
zu treffen, insbesondere Programme 
zu erstellen und durchzuführen, ohne 
dass die Ausübung dieser Zuständig-
keit die Mitgliedstaaten hindert, ihre 
Zuständigkeit auszuüben. 

(4) In den Bereichen Entwicklung-
szusammenarbeit und humanitäre 
Hilfe erstreckt sich die Zuständigkeit 
der Union darauf, Maßnahmen zu 
treffen und eine gemeinsame Politik 
zu verfolgen, ohne dass die Ausübung 
dieser Zuständigkeit die Mitglied-
staaten hindert, ihre Zuständigkeit 
auszuüben. 

Artikel 5 
(1) Die Mitgliedstaaten koordi-

nieren ihre Wirtschaftspolitik inner-
halb der Union. Zu diesem Zweck 
erlässt der Rat Maßnahmen; insbe-
sondere beschließt er die Grundzüge 
dieser Politik. Für die Mitgliedstaaten, 
deren Währung der Euro ist, gelten 
besondere Regelungen. 

(2) Die Union trifft Maßnahmen zur 
Koordinierung der Beschäftigung-
spolitik der Mitgliedstaaten, insbe-
sondere durch die Festlegung von 
Leitlinien für diese Politik. 

(3) Die Union kann Initiativen zur 
Koordinierung der Sozialpolitik der 
Mitgliedstaaten ergreifen. Artikel 6 
Die Union ist für die Durchführung 
von Maßnahmen zur Unterstützung, 
Koordinierung oder Ergänzung der 
Maßnahmen der Mitgliedstaaten 
zuständig. Diese Maßnahmen mit eu-

ropäischer Zielsetzung können in fol-
genden Bereichen getroffen werden: 
a) Schutz und Verbesserung der men-
schlichen Gesundheit, b) Industrie, c) 
Kultur, d) Tourismus, e) allgemeine 
und berufliche Bildung, Jugend und 
Sport, f) Katastrophenschutz, g) Ver-
waltungszusammenarbeit. 

TITEL II 
ALLGEMEIN GELTENDE 

BESTIMMUNGEN 
Artikel 7 

Die Union achtet auf die Kohärenz 
zwischen ihrer Politik und ihren 
Maßnahmen in den verschiedenen 
Bereichen und trägt dabei unter Ein-
haltung des Grundsatzes der begren-
zten Einzelermächtigung ihren Zielen 
in ihrer Gesamtheit Rechnung. 

Artikel 8 
(ex-Artikel 3 Absatz 2 EGV) 

(1) Bei allen ihren Tätigkeiten wirkt 
die Union darauf hin, Ungleichheiten 
zu beseitigen und die Gleichstellung 
von Männern und Frauen zu fördern. 
Artikel 9 Bei der Festlegung und 
Durchführung ihrer Politik und ihrer 
Maßnahmen trägt die Union den Er-
fordernissen im Zusammenhang mit 
der Förderung eines hohen Beschäf-
tigungsniveaus, mit der Gewährleis-
tung eines angemessenen sozialen 
Schutzes, mit der Bekämpfung der 
sozialen Ausgrenzung sowie mit ei-
nem hohen Niveau der allgemeinen 
und beruflichen Bildung und des Ge-
sundheitsschutzes Rechnung. 

Artikel 10 
Bei der Festlegung und Durchfüh-

rung ihrer Politik und ihrer Maßnah-
men zielt die Union darauf ab, Dis-
kriminierungen aus Gründen des 
Geschlechts, der Rasse, der ethnis-
chen Herkunft, der Religion oder der 
Weltanschauung, einer Behinderung, 
des Alters oder der sexuellen Ausrich-
tung zu bekämpfen. 

Artikel 11 
(ex-Artikel 6 EGV) 

Die Erfordernisse des Umwelts-
chutzes müssen bei der Festlegung 
und Durchführung der Unionspoli-
tiken und -maßnahmen insbesondere 
zur Förderung einer nachhaltigen En-
twicklung einbezogen werden. 
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(1) Dieser Verweis hat lediglich hin-
weisenden Charakter. Zur Vertiefung 
vgl. die Übereinstimmungstabellen 
für die Entsprechung zwischen bish-
eriger und neuer Nummerierung der 
Verträge.

Artikel 12 
(ex-Artikel 153 Absatz 2 EGV) 

Den Erfordernissen des Verbrauch-
erschutzes wird bei der Festlegung 
und Durchführung der anderen Un-
ionspolitiken und -maßnahmen Rech-
nung getragen. 

Artikel 13 
Bei der Festlegung und Durchfüh-

rung der Politik der Union in den 
Bereichen Landwirtschaft, Fischerei, 
Verkehr, Binnenmarkt, Forschung, 
technologische Entwicklung und 
Raumfahrt tragen die Union und die 
Mitgliedstaaten den Erfordernis-
sen des Wohlergehens der Tiere als 
fühlende Wesen in vollem Umfang 
Rechnung; sie berücksichtigen hi-
erbei die Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften und die Gepflogenheiten 
der Mitgliedstaaten insbesondere in 
Bezug auf religiöse Riten, kulturelle 
Traditionen und das regionale Erbe. 

Artikel 14 
(ex-Artikel 16 EGV) 

Unbeschadet des Artikels 4 des 
Vertrags über die Europäische Un-
ion und der Artikel 93, 106 und 107 
dieses Vertrags und in Anbetracht des 
Stellenwerts, den Dienste von allge-
meinem wirtschaftlichem Interesse 
innerhalb der gemeinsamen Werte der 
Union einnehmen, sowie ihrer Be-
deutung bei der Förderung des sozi-
alen und territorialen Zusammenhalts 
tragen die Union und die Mitglied-
staaten im Rahmen ihrer jeweiligen 
Befugnisse im Anwendungsbereich 
der Verträge dafür Sorge, dass die 
Grundsätze und Bedingungen, ins-
besondere jene wirtschaftlicher und 
finanzieller Art, für das Funktionieren 
dieser Dienste so gestaltet sind, dass 
diese ihren Aufgaben nachkommen 
können. Diese Grundsätze und Bed-
ingungen werden vom Europäischen 
Parlament und vom Rat durch Ver-
ordnungen gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren festgelegt, 
unbeschadet der Zuständigkeit der 

Mitgliedstaaten, diese Dienste im 
Einklang mit den Verträgen zur Ver-
fügung zu stellen, in Auftrag zu geben 
und zu finanzieren. 

Artikel 15 
(ex-Artikel 255 EGV) 

(1) Um eine verantwortungsv-
olle Verwaltung zu fördern und die 
Beteiligung der Zivilgesellschaft si-
cherzustellen, handeln die Organe, 
Einrichtungen und sonstigen Stel-
len der Union unter weitestgehender 
Beachtung des Grundsatzes der Of-
fenheit. 

(2) Das Europäische Parlament tagt 
öffentlich; dies gilt auch für den Rat, 
wenn er über Entwürfe zu Gesetzge-
bungsakten berät oder abstimmt. 

(3) Jeder Unionsbürger sowie jede 
natürliche oder juristische Person mit 
Wohnsitz oder satzungsgemäßem Sitz 
in einem Mitgliedstaat hat das Recht 
auf Zugang zu Dokumenten der Or-
gane, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen der Union, unabhängig von 
der Form der für diese Dokumente 
verwendeten Träger, vorbehaltlich 
der Grundsätze und Bedingungen, die 
nach diesem Absatz festzulegen sind. 

Die allgemeinen Grundsätze und 
die aufgrund öffentlicher oder privater 
Interessen geltenden Einschränkun-
gen für die Ausübung dieses Rechts 
auf Zugang zu Dokumenten werden 
vom Europäischen Parlament und 
vom Rat durch Verordnungen gemäß 
dem ordentlichen Gesetzgebungs-
verfahren festgelegt. Die Organe, 
Einrichtungen und sonstigen Stellen 
gewährleisten die Transparenz ihrer 
Tätigkeit und legen im Einklang mit 
den in Unterabsatz 2 genannten Ver-
ordnungen in ihrer Geschäftsordnung 
Sonderbestimmungen hinsichtlich 
des Zugangs zu ihren Dokumenten 
fest. Dieser Absatz gilt für den Ger-
ichtshof der Europäischen Union, die 
Europäische Zentralbank und die Eu-
ropäische Investitionsbank nur dann, 
wenn sie Verwaltungsaufgaben wah-
rnehmen. Das Europäische Parlament 
und der Rat sorgen dafür, dass die Do-
kumente, die die Gesetzgebungsver-
fahren betreffen, nach Maßgabe der in 
Unterabsatz 2 genannten Verordnun-
gen öffentlich zugänglich gemacht 
werden. 

Artikel 16 
(ex-Artikel 286 EGV) 

(1) Jede Person hat das Recht auf 
Schutz der sie betreffenden personen-
bezogenen Daten. 

(2) Das Europäische Parlament 
und der Rat erlassen gemäß dem or-
dentlichen Gesetzgebungsverfahren 
Vorschriften über den Schutz natür-
licher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch die 
Organe, Einrichtungen und sonsti-
gen Stellen der Union sowie durch 
die Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Ausübung von Tätigkeiten, die in 
den Anwendungsbereich des Union-
srechts fallen, und über den freien 
Datenverkehr. Die Einhaltung dieser 
Vorschriften wird von unabhängigen 
Behörden überwacht. Die auf der 
Grundlage dieses Artikels erlassenen 
Vorschriften lassen die spezifischen 
Bestimmungen des Artikels 39 des 
Vertrags über die Europäische Union 
unberührt. 

Artikel 17 
(1) Die Union achtet den Status, den 

Kirchen und religiöse Vereinigungen 
oder Gemeinschaften in den Mitglied-
staaten nach deren Rechtsvorschriften 
genießen, und beeinträchtigt ihn nicht. 

(2) Die Union achtet in gleicher 
Weise den Status, den weltanschau-
liche Gemeinschaften nach den ein-
zelstaatlichen Rechtsvorschriften 
genießen. 

(3) Die Union pflegt mit diesen 
Kirchen und Gemeinschaften in An-
erkennung ihrer Identität und ihres 
besonderen Beitrags einen offenen, 
transparenten und regelmäßigen Di-
alog. 

ZWEITER TEIL 
NICHTDISKRIMINIERUNG 

UND UNIONSBÜRGERSCHAFT 
Artikel 18 

(ex-Artikel 12 EGV) 
Unbeschadet besonderer Bestim-

mungen der Verträge ist in ihrem 
Anwendungsbereich jede Diskri-
minierung aus Gründen der Staat-
sangehörigkeit verboten. Das Eu-
ropäische Parlament und der Rat 
können gemäß dem ordentlichen Ge-
setzgebungsverfahren Regelungen für 
das Verbot solcher Diskriminierungen 
treffen.
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Artikel 19 
(ex-Artikel 13 EGV) 

(1) Unbeschadet der sonstigen 
Bestimmungen der Verträge kann 
der Rat im Rahmen der durch die 
Verträge auf die Union übertragenen 
Zuständigkeiten gemäß einem beson-
deren Gesetzgebungsverfahren und 
nach Zustimmung des Europäischen 
Parlaments einstimmig geeignete 
Vorkehrungen treffen, um Diskri-
minierungen aus Gründen des Ge-
schlechts, der Rasse, der ethnischen 
Herkunft, der Religion oder der Wel-
tanschauung, einer Behinderung, des 
Alters oder der sexuellen Ausrichtung 
zu bekämpfen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 kön-
nen das Europäische Parlament und 
der Rat gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren die Grund-
prinzipien für Fördermaßnahmen der 
Union unter Ausschluss jeglicher Har-
monisierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
zur Unterstützung der Maßnahmen 
festlegen, die die Mitgliedstaaten tref-
fen, um zur Verwirklichung der in Ab-
satz 1 genannten Ziele beizutragen. 

Artikel 20 
(ex-Artikel 17 EGV) 

(1) Es wird eine Unionsbürgerschaft 
eingeführt. Unionsbürger ist, wer die 
Staatsangehörigkeit eines Mitglied-
staats besitzt. Die Unionsbürgerschaft 
tritt zur nationalen Staatsbürgerschaft 
hinzu, ersetzt sie aber nicht. 

(2) Die Unionsbürgerinnen und Un-
ionsbürger haben die in den Verträgen 
vorgesehenen Rechte und Pflichten. 
Sie haben unter anderem 

a) das Recht, sich im Hoheitsgebiet 
der Mitgliedstaaten frei zu bewegen 
und aufzuhalten; 

b) in dem Mitgliedstaat, in dem sie 
ihren Wohnsitz haben, das aktive und 
passive Wahlrecht bei den Wahlen 
zum Europäischen Parlament und bei 
den Kommunalwahlen, wobei für sie 
dieselben Bedingungen gelten wie 
für die Angehörigen des betreffenden 
Mitgliedstaats; 

c) im Hoheitsgebiet eines Dritt-
lands, in dem der Mitgliedstaat, des-
sen Staatsangehörigkeit sie besitzen, 
nicht vertreten ist, Recht auf Schutz 
durch die diplomatischen und kon-
sularischen Behörden eines jeden 

Mitgliedstaats unter denselben Bed-
ingungen wie Staatsangehörige dieses 
Staates; 

d) das Recht, Petitionen an das Eu-
ropäische Parlament zu richten und 
sich an den Europäischen Bürger-
beauftragten zu wenden, sowie das 
Recht, sich in einer der Sprachen der 
Verträge an die Organe und die bera-
tenden Einrichtungen der Union zu 
wenden und eine Antwort in dersel-
ben Sprache zu erhalten. Diese Re-
chte werden unter den Bedingungen 
und innerhalb der Grenzen ausgeübt, 
die in den Verträgen und durch die in 
Anwendung der Verträge erlassenen 
Maßnahmen festgelegt sind. 

Artikel 21 
(ex-Artikel 18 EGV) 

(1) Jeder Unionsbürger hat das 
Recht, sich im Hoheitsgebiet der 
Mitgliedstaaten vorbehaltlich der in 
den Verträgen und in den Durchfüh-
rungsvorschriften vorgesehenen Be-
schränkungen und Bedingungen frei 
zu bewegen und aufzuhalten. 

(2) Erscheint zur Erreichung dieses 
Ziels ein Tätigwerden der Union 
erforderlich und sehen die Verträge 
hierfür keine Befugnisse vor, so kön-
nen das Europäische Parlament und 
der Rat gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren Vorschriften 
erlassen, mit denen die Ausübung der 
Rechte nach Absatz 1 erleichtert wird. 

(3) Zu den gleichen wie den in Ab-
satz 1 genannten Zwecken kann der 
Rat, sofern die Verträge hierfür keine 
Befugnisse vorsehen, gemäß einem 
besonderen Gesetzgebungsverfahren 
Maßnahmen erlassen, die die soziale 
Sicherheit oder den sozialen Schutz 
betreffen. Der Rat beschließt einstim-
mig nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments. 

Artikel 22 
(ex-Artikel 19 EGV) 

(1) Jeder Unionsbürger mit Wohn-
sitz in einem Mitgliedstaat, dessen 
Staatsangehörigkeit er nicht besitzt, 
hat in dem Mitgliedstaat, in dem 
er seinen Wohnsitz hat, das aktive 
und passive Wahlrecht bei Kom-
munalwahlen, wobei für ihn diesel-
ben Bedingungen gelten wie für die 
Angehörigen des betreffenden Mit-
gliedstaats. Dieses Recht wird vor-

behaltlich der Einzelheiten ausgeübt, 
die vom Rat einstimmig gemäß einem 
besonderen Gesetzgebungsverfahren 
und nach Anhörung des Europäis-
chen Parlaments festgelegt werden; in 
diesen können Ausnahmeregelungen 
vorgesehen werden, wenn dies aufgr-
und besonderer Probleme eines Mit-
gliedstaats gerechtfertigt ist. 

(2) Unbeschadet des Artikels 223 
Absatz 1 und der Bestimmungen zu 
dessen Durchführung besitzt jeder 
Unionsbürger mit Wohnsitz in einem 
Mitgliedstaat, dessen Staatsange-
hörigkeit er nicht besitzt, in dem Mit-
gliedstaat, in dem er seinen Wohnsitz 
hat, das aktive und passive Wahlrecht 
bei den Wahlen zum Europäischen 
Parlament, wobei für ihn diesel-
ben Bedingungen gelten wie für die 
Angehörigen des betreffenden Mit-
gliedstaats. Dieses Recht wird vor-
behaltlich der Einzelheiten ausgeübt, 
die vom Rat einstimmig gemäß einem 
besonderen Gesetzgebungsverfahren 
und nach Anhörung des Europäis-
chen Parlaments festgelegt werden; in 
diesen können Ausnahmeregelungen 
vorgesehen werden, wenn dies auf-
grund besonderer Probleme eines 
Mitgliedstaats gerechtfertigt ist. DE 
30.3.2010 Amtsblatt der Europäis-
chen Union C 83/57

Artikel 23 
(ex-Artikel 20 EGV) 

Jeder Unionsbürger genießt im 
Hoheitsgebiet eines dritten Landes, 
in dem der Mitgliedstaat, dessen 
Staatsangehörigkeit er besitzt, nicht 
vertreten ist, den diplomatischen und 
konsularischen Schutz eines jeden 
Mitgliedstaats unter denselben Bed-
ingungen wie Staatsangehörige dieses 
Staates. Die Mitgliedstaaten treffen 
die notwendigen Vorkehrungen und 
leiten die für diesen Schutz erforder-
lichen internationalen Verhandlungen 
ein. 

Der Rat kann gemäß einem beson-
deren Gesetzgebungsverfahren und 
nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments Richtlinien zur Festlegung 
der notwendigen Koordinierungs- 
und Kooperationsmaßnahmen zur Er-
leichterung dieses Schutzes erlassen. 
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Artikel 24 
(ex-Artikel 21 EGV) 

Die Bestimmungen über die Ver-
fahren und Bedingungen, die für eine 
Bürgerinitiative im Sinne des Artikels 
11 des Vertrags über die Europäis-
che Union gelten, einschließlich der 
Mindestzahl der Mitgliedstaaten, aus 
denen die Bürgerinnen und Bürger, 
die diese Initiative ergreifen, kommen 
müssen, werden vom Europäischen 
Parlament und vom Rat gemäß dem 
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren 
durch Verordnungen festgelegt. Jeder 
Unionsbürger besitzt das Petitionsre-
cht beim Europäischen Parlament 
nach Artikel 227. Jeder Unionsbürger 
kann sich an den nach Artikel 228 
eingesetzten Bürgerbeauftragten 
wenden. Jeder Unionsbürger kann 
sich schriftlich in einer der in Artikel 
55 Absatz 1 des Vertrags über die Eu-
ropäische Union genannten Sprachen 
an jedes Organ oder an jede Einrich-
tung wenden, die in dem vorlieg-
enden Artikel oder in Artikel 13 des 
genannten Vertrags genannt sind, und 
eine Antwort in derselben Sprache 
erhalten. 

Artikel 25 
(ex-Artikel 22 EGV) 

Die Kommission erstattet dem Eu-
ropäischen Parlament, dem Rat und 
dem Wirtschafts- und Sozialauss-
chuss alle drei Jahre über die An-
wendung dieses Teils Bericht. In dem 
Bericht wird der Fortentwicklung 
der Union Rechnung getragen. Auf 
dieser Grundlage kann der Rat un-
beschadet der anderen Bestimmun-
gen der Verträge zur Ergänzung der 
in Artikel 20 Absatz 2 aufgeführten 
Rechte einstimmig gemäß einem be-
sonderen Gesetzgebungsverfahren 
nach Zustimmung des Europäischen 
Parlaments Bestimmungen erlassen. 
Diese Bestimmungen treten nach 
Zustimmung der Mitgliedstaaten im 
Einklang mit ihren jeweiligen ver-
fassungsrechtlichen Vorschriften in 
Kraft. 

DRITTER TEIL 
DIE INTERNEN POLITIKEN 
UND MASSNAHMEN DER 

UNION 

TITEL I 
DER BINNENMARKT 

Artikel 26 
(ex-Artikel 14 EGV) 

(1) Die Union erlässt die erforderli-
chen Maßnahmen, um nach Maßgabe 
der einschlägigen Bestimmungen der 
Verträge den Binnenmarkt zu ver-
wirklichen beziehungsweise dessen 
Funktionieren zu gewährleisten. 

(2) Der Binnenmarkt umfasst einen 
Raum ohne Binnengrenzen, in dem 
der freie Verkehr von Waren, Per-
sonen, Dienstleistungen und Kapital 
gemäß den Bestimmungen der Ver-
träge gewährleistet ist. 

(3) Der Rat legt auf Vorschlag der 
Kommission die Leitlinien und Bed-
ingungen fest, die erforderlich sind, 
um in allen betroffenen Sektoren 
einen ausgewogenen Fortschritt zu 
gewährleisten. 

Artikel 27 
(ex-Artikel 15 EGV) 

Bei der Formulierung ihrer 
Vorschläge zur Verwirklichung der 
Ziele des Artikels 26 berücksichtigt 
die Kommission den Umfang der 
Anstrengungen, die einigen Volk-
swirtschaften mit unterschiedlichem 
Entwicklungsstand für die Errich-
tung des Binnenmarkts abverlangt 
werden, und kann geeignete Bestim-
mungen vorschlagen. Erhalten diese 
Bestimmungen die Form von Aus-
nahmeregelungen, so müssen sie 
vorübergehender Art sein und dürfen 
das Funktionieren des Binnenmarkts 
so wenig wie möglich stören. 

TITEL II 
DER FREIE WAREN-

VERKEHR 
Artikel 28 

(ex-Artikel 23 EGV) 
(1) Die Union umfasst eine Zollun-

ion, die sich auf den gesamten Ware-
naustausch erstreckt; sie umfasst das 
Verbot, zwischen den Mitgliedstaaten 
Ein- und Ausfuhrzölle und Abgaben 
gleicher Wirkung zu erheben, sowie 
die Einführung eines Gemeinsamen 
Zolltarifs gegenüber dritten Ländern. 

(2) Artikel 30 und Kapitel 3 dieses 
Titels gelten für die aus den Mitglied-
staaten stammenden Waren sowie für 
diejenigen Waren aus dritten Ländern, 
die sich in den Mitgliedstaaten im 
freien Verkehr befinden. 

Artikel 29 
(ex-Artikel 24 EGV) 

Als im freien Verkehr eines Mit-
gliedstaats befindlich gelten diejeni-
gen Waren aus dritten Ländern, für die 
in dem betreffenden Mitgliedstaat die 
Einfuhrförmlichkeiten erfüllt sowie 
die vorgeschriebenen Zölle und Ab-
gaben gleicher Wirkung erhoben und 
nicht ganz oder teilweise rückvergütet 
worden sind. 

KAPITEL 1 
DIE ZOLLUNION 

Artikel 30 
(ex-Artikel 25 EGV) 

Ein- und Ausfuhrzölle oder Abga-
ben gleicher Wirkung sind zwischen 
den Mitgliedstaaten verboten. Dieses 
Verbot gilt auch für Finanzzölle. 

Artikel 31 
(ex-Artikel 26 EGV) 

Der Rat legt die Sätze des Gemein-
samen Zolltarifs auf Vorschlag der 
Kommission fest. 

Artikel 32 
(ex-Artikel 27 EGV) 

Bei der Ausübung der ihr aufgrund 
dieses Kapitels übertragenen Aufga-
ben geht die Kommission von folgen-
den Gesichtspunkten aus: 

a) der Notwendigkeit, den Handels-
verkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
und dritten Ländern zu fördern; 

b) der Entwicklung der Wettbe-
werbsbedingungen innerhalb der 
Union, soweit diese Entwicklung zu 
einer Zunahme der Wettbewerbs-
fähigkeit der Unternehmen führt; 

c) dem Versorgungsbedarf der Un-
ion an Rohstoffen und Halbfertig-
waren; hierbei achtet die Kommission 
darauf, zwischen den Mitgliedstaaten 
die Wettbewerbsbedingungen für 
Fertigwaren nicht zu verfälschen; 
d) der Notwendigkeit, ernsthafte 
Störungen im Wirtschaftsleben der 
Mitgliedstaaten zu vermeiden und 
eine rationelle Entwicklung der Er-
zeugung sowie eine Ausweitung des 
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Verbrauchs innerhalb der Union zu 
gewährleisten. 

KAPITEL 2 
DIE ZUSAMMENARBEIT IM 

ZOLLWESEN 
Artikel 33 

(ex-Artikel 135 EGV) 
Das Europäische Parlament und 

der Rat treffen im Rahmen des Gel-
tungsbereichs der Verträge gemäß 
dem ordentlichen Gesetzgebungs-
verfahren Maßnahmen zum Ausbau 
der Zusammenarbeit im Zollwesen 
zwischen den Mitgliedstaaten sowie 
zwischen den Mitgliedstaaten und der 
Kommission. 

KAPITEL 3 
VERBOT VON MENGENMÄS-
SIGEN BESCHRÄNKUNGEN 
ZWISCHEN DEN MITGLIED-

STAATEN 
Artikel 34

 (ex-Artikel 28 EGV) 
Mengenmäßige Einfuhrbe-

schränkungen sowie alle Maßnahmen 
gleicher Wirkung sind zwischen den 
Mitgliedstaaten verboten. 

Artikel 35 
(ex-Artikel 29 EGV) 

Mengenmäßige Ausfuhrbe-
schränkungen sowie alle Maßnahmen 
gleicher Wirkung sind zwischen den 
Mitgliedstaaten verboten. 

Artikel 36 
(ex-Artikel 30 EGV) 

Die Bestimmungen der Artikel 34 
und 35 stehen Einfuhr-, Ausfuhr- 
und Durchfuhrverboten oder -be-
schränkungen nicht entgegen, die aus 
Gründen der öffentlichen Sittlichkeit, 
Ordnung und Sicherheit, zum Schutze 
der Gesundheit und des Lebens von 
Menschen, Tieren oder Pflanzen, des 
nationalen Kulturguts von künstleri-
schem, geschichtlichem oder archäol-
ogischem Wert oder des gewerblichen 
und kommerziellen Eigentums ger-
echtfertigt sind. Diese Verbote oder 
Beschränkungen dürfen jedoch weder 
ein Mittel zur willkürlichen Diskri-
minierung noch eine verschleierte 
Beschränkung des Handels zwischen 
den Mitgliedstaaten darstellen. 

Artikel 37 
(ex-Artikel 31 EGV) 

(1) Die Mitgliedstaaten formen ihre 
staatlichen Handelsmonopole derart 
um, dass jede Diskriminierung in den 
Versorgungs- und Absatzbedingun-
gen zwischen den Angehörigen der 
Mitgliedstaaten ausgeschlossen ist. 

Dieser Artikel gilt für alle Einrich-
tungen, durch die ein Mitgliedstaat 
unmittelbar oder mittelbar die Einfuhr 
oder die Ausfuhr zwischen den Mit-
gliedstaaten rechtlich oder tatsächlich 
kontrolliert, lenkt oder merklich bee-
influsst. Er gilt auch für die von einem 
Staat auf andere Rechtsträger übertra-
genen Monopole. 

(2) Die Mitgliedstaaten unterlassen 
jede neue Maßnahme, die den in Ab-
satz 1 genannten Grundsätzen wider-
spricht oder die Tragweite der Artikel 
über das Verbot von Zöllen und men-
genmäßigen Beschränkungen zwis-
chen den Mitgliedstaaten einengt. 

(3) Ist mit einem staatlichen Han-
delsmonopol eine Regelung zur Er-
leichterung des Absatzes oder der 
Verwertung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse verbunden, so sollen 
bei der Anwendung dieses Artikels 
gleichwertige Sicherheiten für die 
Beschäftigung und Lebenshaltung der 
betreffenden Erzeuger gewährleistet 
werden. 

TITEL III 
DIE LANDWIRTSCHAFT UND 

DIE FISCHEREI 
Artikel 38 

(ex-Artikel 32 EGV) 
(1) Die Union legt eine gemeinsame 

Agrar- und Fischereipolitik fest und 
führt sie durch. Der Binnenmarkt 
umfasst auch die Landwirtschaft, die 
Fischerei und den Handel mit land-
wirtschaftlichen Erzeugnissen. Un-
ter landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
sind die Erzeugnisse des Bodens, der 
Viehzucht und der Fischerei sowie die 
mit diesen in unmittelbarem Zusam-
menhang stehenden Erzeugnisse der 
ersten Verarbeitungsstufe zu verste-
hen. Die Bezugnahmen auf die ge-
meinsame Agrarpolitik oder auf die 
Landwirtschaft und die Verwendung 
des Wortes „landwirtschaftlich“ sind 
in dem Sinne zu verstehen, dass damit 
unter Berücksichtigung der beson-
deren Merkmale des Fischereisektors 

auch die Fischerei gemeint ist. 
(2) Die Vorschriften für die Err-

ichtung oder das Funktionieren des 
Binnenmarkts finden auf die land-
wirtschaftlichen Erzeugnisse An-
wendung, soweit in den Artikeln 39 
bis 44 nicht etwas anderes bestimmt 
ist. 

(3) Die Erzeugnisse, für welche die 
Artikel 39 bis 44 gelten, sind in An-
hang I aufgeführt. 

(4) Mit dem Funktionieren und der 
Entwicklung des Binnenmarkts für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse muss 
die Gestaltung einer gemeinsamen 
Agrarpolitik Hand in Hand gehen. 

Artikel 39 
(ex-Artikel 33 EGV) 

(1) Ziel der gemeinsamen Agrar-
politik ist es, 

a) die Produktivität der Land-
wirtschaft durch Förderung des tech-
nischen Fortschritts, Rationalisierung 
der landwirtschaftlichen Erzeugung 
und den bestmöglichen Einsatz der 
Produktionsfaktoren, insbesondere 
der Arbeitskräfte, zu steigern; 

b) auf diese Weise der land-
wirtschaftlichen Bevölkerung, ins-
besondere durch Erhöhung des 
Pro-Kopf- Einkommens der in der 
Landwirtschaft tätigen Personen, 
eine angemessene Lebenshaltung zu 
gewährleisten; 

c) die Märkte zu stabilisieren; 
d) die Versorgung sicherzustellen; 
e) für die Belieferung der Ver-

braucher zu angemessenen Preisen 
Sorge zu tragen. 

(2) Bei der Gestaltung der gemein-
samen Agrarpolitik und der hierfür 
anzuwendenden besonderen Method-
en ist Folgendes zu berücksichtigen: 

a) die besondere Eigenart der land-
wirtschaftlichen Tätigkeit, die sich 
aus dem sozialen Aufbau der Land-
wirtschaft und den strukturellen und 
naturbedingten Unterschieden der 
verschiedenen landwirtschaftlichen 
Gebiete ergibt; 

b) die Notwendigkeit, die gee-
igneten Anpassungen stufenweise 
durchzuführen; 

c) die Tatsache, dass die Land-
wirtschaft in den Mitgliedstaaten ein-
en mit der gesamten Volkswirtschaft 
eng verflochtenen Wirtschaftsbereich 
darstellt. 
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Artikel 40 
(ex-Artikel 34 EGV) 

(1) Um die Ziele des Artikels 39 zu 
erreichen, wird eine gemeinsame Or-
ganisation der Agrarmärkte geschaf-
fen. Diese besteht je nach Erzeugnis 
aus einer der folgenden Organisa-
tionsformen: 

a) gemeinsame Wettbewerbsregeln, 
b) bindende Koordinierung der ver-

schiedenen einzelstaatlichen Mark-
tordnungen, 

c) eine europäische Marktordnung. 
(2) Die nach Absatz 1 gestaltete 

gemeinsame Organisation kann 
alle zur Durchführung des Artikels 
39 erforderlichen Maßnahmen ein-
schließen, insbesondere Preisrege-
lungen, Beihilfen für die Erzeugung 
und die Verteilung der verschiedenen 
Erzeugnisse, Einlagerungs- und Aus-
gleichsmaßnahmen, gemeinsame 
Einrichtungen zur Stabilisierung 
der Ein- oder Ausfuhr. Die gemein-
same Organisation hat sich auf die 
Verfolgung der Ziele des Artikels 
39 zu beschränken und jede Diskri-
minierung zwischen Erzeugern oder 
Verbrauchern innerhalb der Union 
auszuschließen. Eine etwaige gemein-
same Preispolitik muss auf gemein-
samen Grundsätzen und einheitlichen 
Berechnungsmethoden beruhen.

(3) Um der in Absatz 1 genannten 
gemeinsamen Organisation die Er-
reichung ihrer Ziele zu ermöglichen, 
können ein oder mehrere Ausrich-
tungs- oder Garantiefonds für die 
Landwirtschaft geschaffen werden. 

Artikel 41 
(ex-Artikel 35 EGV) 

Um die Ziele des Artikels 39 zu 
erreichen, können im Rahmen der 
gemeinsamen Agrarpolitik folgende 
Maßnahmen vorgesehen werden: 

a) eine wirksame Koordinierung 
der Bestrebungen auf dem Gebiet 
der Berufsausbildung, der Forschung 
und der Verbreitung landwirtschaftli-
cher Fachkenntnisse; hierbei können 
Vorhaben oder Einrichtungen ge-
meinsam finanziert werden; 

b) gemeinsame Maßnahmen zur 
Förderung des Verbrauchs bestimmter 
Erzeugnisse. 

Artikel 42 
(ex-Artikel 36 EGV) 

Das Kapitel über die Wettbew-
erbsregeln findet auf die Produktion 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse und 
den Handel mit diesen nur insoweit 
Anwendung, als das Europäische Par-
lament und der Rat dies unter Berück-
sichtigung der Ziele des Artikels 39 
im Rahmen des Artikels 43 Absatz 2 
und gemäß dem dort vorgesehenen 
Verfahren bestimmt. Der Rat kann auf 
Vorschlag der Kommission genehmi-
gen, dass Beihilfen gewährt werden a) 
zum Schutz von Betrieben, die durch 
strukturelle oder naturgegebene Bed-
ingungen benachteiligt sind, oder b) 
im Rahmen wirtschaftlicher Entwick-
lungsprogramme. 

Artikel 43 
(ex-Artikel 37 EGV) 

(1) Die Kommission legt zur Gestal-
tung und Durchführung der gemein-
samen Agrarpolitik Vorschläge vor, 
welche unter anderem die Ablösung 
der einzelstaatlichen Marktordnungen 
durch eine der in Artikel 40 Absatz 
1 vorgesehenen gemeinsamen Or-
ganisationsformen sowie die Durch-
führung der in diesem Titel bezeich-
neten Maßnahmen vorsehen. Diese 
Vorschläge müssen dem inneren 
Zusammenhang der in diesem Titel 
aufgeführten landwirtschaftlichen 
Fragen Rechnung tragen. 

(2) Das Europäische Parlament und 
der Rat legen gemäß dem ordentli-
chen Gesetzgebungsverfahren und 
nach Anhörung des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses die gemeinsame 
Organisation der Agrarmärkte nach 
Artikel 40 Absatz 1 sowie die an-
deren Bestimmungen fest, die für die 
Verwirklichung der Ziele der gemein-
samen Agrar- und Fischereipolitik 
notwendig sind.

Artikel 44 
(ex-Artikel 38 EGV) 

Besteht in einem Mitgliedstaat 
für ein Erzeugnis eine innerstaatli-
che Marktordnung oder Regelung 
gleicher Wirkung und wird dadurch 
eine gleichartige Erzeugung in ei-
nem all nderen Mitgliedstaat in ihrer 
Wettbewerbslage beeinträchtigt, so 
erheben die Mitgliedstaaten bei der 
Einfuhr des betreffenden Erzeugniss-

es aus dem Mitgliedstaat, in dem die 
genannte Marktordnung oder Rege-
lung besteht, eine Ausgleichsabgabe, 
es sei denn, dass dieser Mitgliedstaat 
eine Ausgleichsabgabe bei der Aus-
fuhr erhebt. 

Die Kommission setzt diese Abga-
ben in der zur Wiederherstellung des 
Gleichgewichts erforderlichen Höhe 
fest; sie kann auch andere Maßnahmen 
genehmigen, deren Bedingungen und 
Einzelheiten sie festlegt. 

TITEL IV 
DIE FREIZÜGIGKEIT, DER 

FREIE DIENSTLEISTUNGS- 
UND KAPITALVERKEHR 

KAPITEL 1 
DIE ARBEITSKRÄFTE 

Artikel 45 
(ex-Artikel 39 EGV) 

(1) Innerhalb der Union ist die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
gewährleistet. DE 30.3.2010 Amtsb-
latt der Europäischen Union C 83/65

(2) Sie umfasst die Abschaffung 
jeder auf der Staatsangehörigkeit 
beruhenden unterschiedlichen Behan-
dlung der Arbeitnehmer der Mitglied-
staaten in Bezug auf Beschäftigung, 
Entlohnung und sonstige Arbeitsbed-
ingungen. 

(3) Sie gibt — vorbehaltlich der aus 
Gründen der öffentlichen Ordnung, 
Sicherheit und Gesundheit gerechtfer-
tigten Beschränkungen — den Arbeit-
nehmern das Recht, 

a) sich um tatsächlich angebotene 
Stellen zu bewerben; 

b) sich zu diesem Zweck im Ho-
heitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu 
bewegen; 

c) sich in einem Mitgliedstaat auf-
zuhalten, um dort nach den für die Ar-
beitnehmer dieses Staates geltenden 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
eine Beschäftigung auszuüben; 

d) nach Beendigung einer Be-
schäftigung im Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaats unter Bedingungen zu 
verbleiben, welche die Kommission 
durch Verordnungen festlegt. 

(4) Dieser Artikel findet keine An-
wendung auf die Beschäftigung in der 
öffentlichen Verwaltung. 
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Artikel 46 
(ex-Artikel 40 EGV) 

Das Europäische Parlament und der 
Rat treffen gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren und nach 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozi-
alausschusses durch Richtlinien oder 
Verordnungen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um die Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer im Sinne des Ar-
tikels 45 herzustellen, insbesondere 

a) durch Sicherstellung einer engen 
Zusammenarbeit zwischen den ein-
zelstaatlichen Arbeitsverwaltungen; 

b) durch die Beseitigung der Ver-
waltungsverfahren und -praktiken 
sowie der für den Zugang zu ver-
fügbaren Arbeitsplätzen vorgeschrie-
benen Fristen, die sich aus inner-
staatlichen Rechtsvorschriften oder 
vorher zwischen den Mitgliedstaaten 
geschlossenen Übereinkünften erge-
ben und deren Beibehaltung die Her-
stellung der Freizügigkeit der Arbeit-
nehmer hindert; 

c) durch die Beseitigung aller 
Fristen und sonstigen Beschränkun-
gen, die in innerstaatlichen Rechts-
vorschriften oder vorher zwischen 
den Mitgliedstaaten geschlossenen 
Übereinkünften vorgesehen sind und 
die den Arbeitnehmern der anderen 
Mitgliedstaaten für die freie Wahl des 
Arbeitsplatzes andere Bedingungen 
als den inländischen Arbeitnehmern 
auferlegen; 

d) durch die Schaffung geeigneter 
Verfahren für die Zusammenführung 
und den Ausgleich von Angebot und 
Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt 
zu Bedingungen, die eine ernstliche 
Gefährdung der Lebenshaltung und 
des Beschäftigungsstands in einzel-
nen Gebieten und Industrien auss-
chließen. 

Artikel 47 
(ex-Artikel 41 EGV) 

Die Mitgliedstaaten fördern den 
Austausch junger Arbeitskräfte im 
Rahmen eines gemeinsamen Pro-
gramms. 

Artikel 48 
(ex-Artikel 42 EGV) 

Das Europäische Parlament und der 
Rat beschließen gemäß dem ordentli-
chen Gesetzgebungsverfahren die auf 
dem Gebiet der sozialen Sicherheit 

für die Herstellung der Freizügig-
keit der Arbeitnehmer notwendigen 
Maßnahmen; zu diesem Zweck füh-
ren sie insbesondere ein System ein, 
das zu- und abwandernden Arbeit-
nehmern und Selbstständigen sowie 
deren anspruchsberechtigten Ange-
hörigen Folgendes sichert: 

a) die Zusammenrechnung aller 
nach den verschiedenen innerstaatli-
chen Rechtsvorschriften berücksi-
chtigten Zeiten für den Erwerb und 
die Aufrechterhaltung des Leistung-
sanspruchs sowie für die Berechnung 
der Leistungen; 

b) die Zahlung der Leistungen an 
Personen, die in den Hoheitsgebieten 
der Mitgliedstaaten wohnen. Erklärt 
ein Mitglied des Rates, dass ein En-
twurf eines Gesetzgebungsakts nach 
Absatz 1 wichtige Aspekte seines 
Systems der sozialen Sicherheit, ins-
besondere dessen Geltungsbereich, 
Kosten oder Finanzstruktur, verletzen 
oder dessen finanzielles Gleichge-
wicht beeinträchtigen würde, so kann 
es beantragen, dass der Europäische 
Rat befasst wird. In diesem Fall wird 
das ordentliche Gesetzgebungsver-
fahren eendet wird, oder 

b) er sieht von einem Tätigwerden 
ab, oder aber er ersucht die Kom-
mission um Vorlage eines neuen 
Vorschlags; in diesem Fagilt der ur-
sprünglich vorgeschlagene Rechtsakt 
als nicht erlassen. 

KAPITEL 2 
DAS NIEDERLASSUNGSRE-

CHT 
Artikel 49 

(ex-Artikel 43 EGV) 
Die Beschränkungen der freien 

Niederlassung von Staatsangehörigen 
eines Mitgliedstaats im Hoheitsge-
biet eines anderen Mitgliedstaats sind 
nach Maßgabe der folgenden Bestim-
mungen verboten. Das Gleiche gilt 
für Beschränkungen der Gründung 
von Agenturen, Zweigniederlassun-
gen oder Tochtergesellschaften durch 
Angehörige eines Mitgliedstaats, die 
im Hoheitsgebiet eines Mitglied-
staats ansässig sind. Vorbehaltlich 
des Kapitels über den Kapitalverkehr 
umfasst die Niederlassungsfrei-
heit die Aufnahme und Ausübung 
selbstständiger Erwerbstätigkeiten 
sowie die Gründung und Leitung 

von Unternehmen,nsbesondere von 
Gesellschaften im Sinne des Artikels 
54 Absatz 2, nach den Bestimmungen 
des Aufnahmestaats für seine  insbe-
sondere von Gesellschaften im Sinne 
des Artikels 54 Absatz 2, nach den 
Bestimmungen des Aufnahmestaats 
für seine eigenen Angehörigen. 

Artikel 50 
(ex-Artikel 44 EGV) 

(1) Das Europäische Parlament und 
der Rat erlassen gemäß dem orden-
tlichen Gesetzgebungsverfahren und 
nach Anhörung des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses Richtlinien zur 
Verwirklichung der Niederlassungs-
freiheit für eine bestimmte Tätigkeit. 

(2) Das Europäische Parlament, der 
Rat und die Kommission erfüllen die 
Aufgaben, die ihnen aufgrund der 
obigen Bestimmungen übertragen 
sind, indem sie insbesondere

a) im Allgemeinen diejenigen 
Tätigkeiten mit Vorrang behandeln, 
bei denen die Niederlassungsfreiheit 
die Entwicklung der Produktion und 
des Handels in besonderer Weise 
fördert; b) eine enge Zusammenarbeit 
zwischen den zuständigen Verwaltun-
gen der Mitgliedstaaten sicherstellen, 
um sich über die besondere Lage auf 
den verschiedenen Tätigkeitsgebieten 
innerhalb der Union zu unterrichten; 

c) die aus innerstaatlichen Rechts-
vorschriften oder vorher zwischen 
den Mitgliedstaaten geschlossenen 
Übereinkünften abgeleiteten Ver-
waltungsverfahren und -praktiken 
ausschalten, deren Beibehaltung der 
Niederlassungsfreiheit entgegensteht; 

d) dafür Sorge tragen, dass Ar-
beitnehmer eines Mitgliedstaats, 
die im Hoheitsgebiet eines anderen 
Mitgliedstaats beschäftigt sind, dort 
verbleiben und eine selbstständige 
Tätigkeit unter denselben Voraus-
setzungen ausüben können, die sie 
erfüllen müssten, wenn sie in diesen 
Staat erst zu dem Zeitpunkt einreisen 
würden, in dem sie diese Tätigkeit 
aufzunehmen beabsichtigen; 

e) den Erwerb und die Nutzung von 
Grundbesitz im Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaats durch Angehörige 
eines anderen Mitgliedstaats ermögli-
chen, soweit hierdurch die Grund-
sätze des Artikels 39 Absatz 2 nicht 
beeinträchtigt werden; 
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f) veranlassen, dass bei jedem in 
Betracht kommenden Wirtschaftsz-
weig die Beschränkungen der Nied-
erlassungsfreiheit in Bezug auf die 
Voraussetzungen für die Errichtung 
von Agenturen, Zweigniederlassun-
gen und Tochtergesellschaften im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats 
sowie für den Eintritt des Personals 
der Hauptniederlassung in ihre Lei-
tungs- oder Überwachungsorgane 
schrittweise aufgehoben werden; 

g) soweit erforderlich, die Schutz-
bestimmungen koordinieren, die in 
den Mitgliedstaaten den Gesellschaf-
ten im Sinne des Artikels 54 Absatz 2 
im Interesse der Gesellschafter sowie 
Dritter vorgeschrieben sind, um diese 
Bestimmungen gleichwertig zu ge-
stalten; 

h) sicherstellen, dass die Bedingun-
gen für die Niederlassung nicht durch 
Beihilfen der Mitgliedstaaten verfäls-
cht werden. 

Artikel 51 
(ex-Artikel 45 EGV) 

Auf Tätigkeiten, die in einem Mit-
gliedstaat dauernd oder zeitweise mit 
der Ausübung öffentlicher Gewalt 
verbunden sind, findet dieses Kapitel 
in dem betreffenden Mitgliedstaat 
keine Anwendung. 

Das Europäische Parlament und der 
Rat können gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren beschließen, 
dass dieses Kapitel auf bestimmte 
Tätigkeiten keine Anwendung findet. 

Artikel 52 
(ex-Artikel 46 EGV) 

(1) Dieses Kapitel und die aufgrund 
desselben getroffenen Maßnahmen 
beeinträchtigen nicht die Anwend-
barkeit der Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften, die eine Sonderrege-
lung für Ausländer vorsehen und aus 
Gründen der öffentlichen Ordnung, 
Sicherheit oder Gesundheit gerech-
tfertigt sind. 

(2) Das Europäis-
che Parlament und der Rat 
erlassen gemäß dem ordentlichen 
Gesetz-gebungsverfahren Richtlinien 
für die Ko-ordinierung der genannten 
Vorschriften. 

Artikel 53 
(ex-Artikel 47 EGV)

(1) Um die Aufnahme und Aus-

übung selbstständiger Tätigkeiten zu 
erleichtern, erlassen das Europäis-
che Parlament und der Rat gemäß 
dem ordentlichen Gesetzgebungs-
verfahren Richtlinien für die gegen-
seitige Anerkennung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen 
Befähigungsnachweise sowie für die 
Koordinierung der Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften der Mitglied-
staaten über die Aufnahme und Aus-
übung selbstständiger Tätigkeiten. 

(2) Die schrittweise Aufhebung der 
Beschränkungen für die ärztlichen, 
arztähnlichen und pharmazeutischen 
Berufe setzt die Koordinierung der 
Bedingungen für die Ausübung dieser 
Berufe in den einzelnen Mitglied-
staaten voraus. 

Artikel 54
(ex-Artikel 48 EGV) 

Für die Anwendung dieses Ka-
pitels stehen die nach den Rechts-
vorschriften eines Mitgliedstaats 
gegründeten Gesellschaften, die ihren 
satzungsmäßigen Sitz, ihre Haupt-
verwaltung oder ihre Hauptnieder-
lassung innerhalb der Union haben, 
den natürlichen Personen gleich, die 
Angehörige der Mitgliedstaaten sind. 
Als Gesellschaften gelten die Gesells-
chaften des bürgerlichen Rechts und 
des Handelsrechts einschließlich der 
Genossenschaften und die sonstigen 
juristischen Personen des öffentlichen 
und privaten Rechts mit Ausnahme 
derjenigen, die keinen Erwerbszweck 
verfolgen. 

Artikel 55 
(ex-Artikel 294 EGV) 

Unbeschadet der sonstigen Bestim-
mungen der Verträge stellen die Mit-
gliedstaaten die Staatsangehörigen 
der anderen Mitgliedstaaten hinsi-
chtlich ihrer Beteiligung am Kapital 
von Gesellschaften im Sinne des Ar-
tikels 54 den eigenen Staatsange-
hörigen gleich. 

KAPITEL 3 
DIENSTLEISTUNGEN 

Artikel 56 
(ex-Artikel 49 EGV) 

Die Beschränkungen des freien Di-
enstleistungsverkehrs innerhalb der 
Union für Angehörige der Mitglied-
staaten, die in einem anderen Mit-

gliedstaat als demjenigen des Leis-
tungsempfängers ansässig sind, sind 
nach Maßgabe der folgenden Bestim-
mungen verboten. 

Das Europäische Parlament und der 
Rat können gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren beschließen, 
dass dieses Kapitel auch auf Erbringer 
von Dienstleistungen Anwendung fin-
det, welche die Staatsangehörigkeit 
eines dritten Landes besitzen und in-
nerhalb der Union ansässig sind. 

Artikel 57 
(ex-Artikel 50 EGV) 

Dienstleistungen im Sinne der 
Verträge sind Leistungen, die in der 
Regel gegen Entgelt erbracht werden, 
soweit sie nicht den Vorschriften über 
den freien Waren- und Kapitalverkehr 
und über die Freizügigkeit der Per-
sonen unterliegen. 

Als Dienstleistungen gelten insbe-
sondere: 

a) gewerbliche Tätigkeiten, 
b) kaufmännische Tätigkeiten, 
c) handwerkliche Tätigkeiten, 
d) freiberufliche Tätigkeiten. 
Unbeschadet des Kapitels über die 

Niederlassungsfreiheit kann der Leis-
tende zwecks Erbringung seiner Leis-
tungen seine Tätigkeit vorübergehend 
in dem Mitgliedstaat ausüben, in dem 
die Leistung erbracht wird, und zwar 
unter den Voraussetzungen, welche 
dieser Mitgliedstaat für seine eigenen 
Angehörigen vorschreibt. 

Artikel 58 
(ex-Artikel 51 EGV) 

(1) Für den freien Dienstleistungs-
verkehr auf dem Gebiet des Verkehrs 
gelten die Bestimmungen des Titels 
über den Verkehr. 

(2) Die Liberalisierung der mit dem 
Kapitalverkehr verbundenen Dien-
stleistungen der Banken und Versi-
cherungen wird im Einklang mit der 
Liberalisierung des Kapitalverkehrs 
durchgeführt. DE C 83/70 Amtsblatt 
der Europäischen Union 30.3.2010

Artikel 59 
(ex-Artikel 52 EGV) 

(1) Das Europäische Parlament und 
der Rat erlassen gemäß dem orden-
tlichen Gesetzgebungsverfahren und 
nach Anhörung des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses Richtlinien zur 
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Liberalisierung einer bestimmten Di-
enstleistung. 

(2) Bei den in Absatz 1 genannten 
Richtlinien sind im Allgemeinen mit 
Vorrang diejenigen Dienstleistun-
gen zu berücksichtigen, welche die 
Produktionskosten unmittelbar bee-
influssen oder deren Liberalisierung 
zur Förderung des Warenverkehrs 
beiträgt. 

Artikel 60 
(ex-Artikel 53 EGV) 

Die Mitgliedstaaten bemühen sich, 
über das Ausmaß der Liberalisierung 
der Dienstleistungen, zu dem sie 
aufgrund der Richtlinien gemäß Ar-
tikel 59 Absatz 1 verpflichtet sind, 
hinauszugehen, falls ihre wirtschaftli-
che Gesamtlage und die Lage des 
betreffenden Wirtschaftszweigs dies 
zulassen. Die Kommission richtet 
entsprechende Empfehlungen an die 
betreffenden Staaten. 

Artikel 61 
(ex-Artikel 54 EGV)

Solange die Beschränkungen 
des freien Dienstleistungsverkehrs 
nicht aufgehoben sind, wendet sie 
jeder Mitgliedstaat ohne Unterschei-
dung nach Staatsangehörigkeit oder 
Aufenthaltsort auf alle in Artikel 56 
Absatz 1 bezeichneten Erbringer von 
Dienstleistungen an. 

Artikel 62 
(ex-Artikel 55 EGV) 

Die Bestimmungen der Artikel 51 
bis 54 finden auf das in diesem Kapi-
tel geregelte Sachgebiet Anwendung. 

KAPITEL 4 
DER KAPITAL- UND 

ZAHLUNGSVERKEHR 

Artikel 63 
(ex-Artikel 56 EGV) 

(1) Im Rahmen der Bestimmun-
gen dieses Kapitels sind alle Be-
schränkungen des Kapitalverkehrs 
zwischen den Mitgliedstaaten sowie 
zwischen den Mitgliedstaaten und 
dritten Ländern verboten. 

(2) Im Rahmen der Bestimmun-
gen dieses Kapitels sind alle Be-
schränkungen des Zahlungsverkehrs 
zwischen den Mitgliedstaaten sowie 
zwischen den Mitgliedstaaten und 

dritten Ländern verboten. 

Artikel 64 
(ex-Artikel 57 EGV) 

(1) Artikel 63 berührt nicht die An-
wendung derjenigen Beschränkungen 
auf dritte Länder, die am 31. Dezem-
ber 1993 aufgrund einzelstaatlicher 
Rechtsvorschriften oder aufgrund von 
Rechtsvorschriften der Union für den 
Kapitalverkehr mit dritten Ländern 
im Zusammenhang mit Direktinves-
titionen einschließlich Anlagen in Im-
mobilien, mit der Niederlassung, der 
Erbringung von Finanzdienstleistun-
gen oder der Zulassung von Wertpa-
pieren zu den Kapitalmärkten beste-
hen. Für in Bulgarien, Estland und 
Ungarn bestehende Beschränkun-
gen nach innerstaatlichem Recht ist 
der maßgebliche Zeitpunkt der 31. 
Dezember 1999. 

(2) Unbeschadet der anderen Ka-
pitel der Verträge sowie ihrer Be-
mühungen um eine möglichst weit 
gehende Verwirklichung des Zieles 
eines freien Kapitalverkehrs zwis-
chen den Mitgliedstaaten und dritten 
Ländern beschließen das Europäische 
Parlament und der Rat gemäß dem 
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren 
Maßnahmen für den Kapitalverkehr 
mit dritten Ländern im Zusammen-
hang mit Direktinvestitionen ein-
schließlich Anlagen in Immobilien, 
mit der Niederlassung, der Erbrin-
gung von Finanzdienstleistungen 
oder der Zulassung von Wertpapieren 
zu den Kapitalmärkten. 

(3) Abweichend von Absatz 2 kann 
nur der Rat gemäß einem beson-
deren Gesetzgebungsverfahren und 
nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments Maßnahmen einstim-
mig beschließen, die im Rahmen des 
Unionsrechts für die Liberalisierung 
des Kapitalverkehrs mit Drittländern 
einen Rückschritt darstellen. 

Artikel 65 
(ex-Artikel 58 EGV) 

(1) Artikel 63 berührt nicht das Re-
cht der Mitgliedstaaten, 

a) die einschlägigen Vorschriften 
ihres Steuerrechts anzuwenden, die 
Steuerpflichtige mit unterschiedli-
chem Wohnort oder Kapitalanlageort 
unterschiedlich behandeln, 

b) die unerlässlichen Maßnahmen 

zu treffen, um Zuwiderhandlungen 
gegen innerstaatliche Rechts-und Ver-
waltungsvorschriften, insbesondere 
auf dem Gebiet des Steuerrechts und 
der Aufsicht über Finanzinstitute, zu 
verhindern, sowie Meldeverfahren für 
den Kapitalverkehr zwecks adminis-
trativer oder statistischer Information 
vorzusehen oder Maßnahmen zu er-
greifen, die aus Gründen der öffentli-
chen Ordnung oder Sicherheit gerech-
tfertigt sind. 

(2) Dieses Kapitel berührt nicht die 
Anwendbarkeit von Beschränkungen 
des Niederlassungsrechts, die mit den 
Verträgen vereinbar sind. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 
genannten Maßnahmen und Ver-
fahren dürfen weder ein Mittel zur 
willkürlichen Diskriminierung noch 
eine verschleierte Beschränkung des 
freien Kapital- und Zahlungsverkehrs 
im Sinne des Artikels 63 darstellen. 

(4) Sind keine Maßnahmen nach 
Artikel 64 Absatz 3 erlassen worden, 
so kann die Kommission oder, wenn 
diese binnen drei Monaten nach der 
Vorlage eines entsprechenden An-
trags des betreffenden Mitgliedstaats 
keinen Beschluss erlassen hat, der 
Rat einen Beschluss erlassen, mit 
dem festgelegt wird, dass die von ei-
nem Mitgliedstaat in Bezug auf ein 
oder mehrere Drittländer getroffenen 
restriktiven steuerlichen Maßnahmen 
insofern als mit den Verträgen verein-
bar anzusehen sind, als sie durch eines 
der Ziele der Union gerechtfertigt und 
mit dem ordnungsgemäßen Funktio-
nieren des Binnenmarkts vereinbar 
sind. Der Rat beschließt einstimmig 
auf Antrag eines Mitgliedstaats. 

Artikel 66 
(ex-Artikel 59 EGV) 

Falls Kapitalbewegungen nach 
oder aus dritten Ländern unter 
außergewöhnlichen Umständen das 
Funktionieren der Wirtschafts- und 
Währungsunion schwerwiegend 
stören oder zu stören drohen, kann der 
Rat auf Vorschlag der Kommission 
und nach Anhörung der Europäis-
chen Zentralbank gegenüber dritten 
Ländern Schutzmaßnahmen mit einer 
Geltungsdauer von höchstens sechs 
Monaten treffen, wenn diese unbed-
ingt erforderlich sind. 
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TITEL V 
DER RAUM DER FREIHEIT, 

DER SICHERHEIT UND DES 
RECHTS 

KAPITEL 1 
ALLGEMEINE BESTIMMUN-

GEN 
Artikel 67 

(ex-Artikel 61 EGV und ex-Artikel 
29 EUV) 

(1) Die Union bildet einen Raum 
der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts, in dem die Grundrechte und 
die verschiedenen Rechtsordnungen 
und -traditionen der Mitgliedstaaten 
geachtet werden. 

(2) Sie stellt sicher, dass Personen 
an den Binnengrenzen nicht kontrol-
liert werden, und entwickelt eine ge-
meinsame Politik in den Bereichen 
Asyl, Einwanderung und Kontrollen 
an den Außengrenzen, die sich auf 
die Solidarität der Mitgliedstaaten 
gründet und gegenüber Drittstaat-
sangehörigen angemessen ist. Für die 
Zwecke dieses Titels werden Staaten-
lose den Drittstaatsangehörigen 
gleichgestellt. 

(3) Die Union wirkt darauf hin, 
durch Maßnahmen zur Verhütung 
und Bekämpfung von Kriminalität 
sowie von Rassismus und Frem-
denfeindlichkeit, zur Koordinierung 
und Zusammenarbeit von Polizeibe-
hörden und Organen der Strafrecht-
spflege und den anderen zuständigen 
Behörden sowie durch die gegenseit-
ige Anerkennung strafrechtlicher En-
tscheidungen und erforderlichenfalls 
durch die Angleichung der strafrech-
tlichen Rechtsvorschriften ein hohes 
Maß an Sicherheit zu gewährleisten. 

(4) Die Union erleichtert den Zu-
gang zum Recht, insbesondere durch 
den Grundsatz der gegenseitigen An-
erkennung gerichtlicher und außer-
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil-
sachen. 

Artikel 68 
Der Europäische Rat legt die strat-

egischen Leitlinien für die gesetzge-
berische und operative Programmp-
lanung im Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts fest. 

Artikel 69 
Die nationalen Parlamente tra-

gen bei Gesetzgebungsvorschlägen 
und -initiativen, die im Rahmen der 
Kapitel 4 und 5 vorgelegt werden, 
Sorge für die Achtung des Subsidi-
aritätsprinzips nach Maßgabe des 
Protokolls über die Anwendung der 
Grundsätze der Subsidiarität und der 
Verhältnismäßigkeit. 

Artikel 70 
Unbeschadet der Artikel 258, 259 

und 260 kann der Rat auf Vorschlag 
der Kommission Maßnahmen erlas-
sen, mit denen Einzelheiten festgelegt 
werden, nach denen die Mitglied-
staaten in Zusammenarbeit mit der 
Kommission eine objektive und un-
parteiische Bewertung der Durchfüh-
rung der unter diesen Titel fallenden 
Unionspolitik durch die Behörden 
der Mitgliedstaaten vornehmen, 
insbesondere um die umfassende 
Anwendung des Grundsatzes der ge-
genseitigen Anerkennung zu fördern. 
Das Europäische Parlament und die 
nationalen Parlamente werden vom 
Inhalt und den Ergebnissen dieser Be-
wertung unterrichtet. 

Artikel 71 
(ex-Artikel 36 EUV) 

Im Rat wird ein ständiger Auss-
chuss eingesetzt, um sicherzustellen, 
dass innerhalb der Union die opera-
tive Zusammenarbeit im Bereich der 
inneren Sicherheit gefördert und ver-
stärkt wird. Er fördert unbeschadet 
des Artikels 240 die Koordinierung 
der Maßnahmen der zuständigen Be-
hörden der Mitgliedstaaten. Die Ver-
treter der betroffenen Einrichtungen 
und sonstigen Stellen der Union kön-
nen an den Arbeiten des Ausschusses 
beteiligt werden. Das Europäische 
Parlament und die nationalen Parla-
mente werden über die Arbeiten des 
Ausschusses auf dem Laufenden ge-
halten. 

Artikel 72 
(ex-Artikel 64 Absatz 1 EGV und 

ex-Artikel 33 EUV) 
Dieser Titel berührt nicht die Wah-

rnehmung der Zuständigkeiten der 
Mitgliedstaaten für die Aufrechterh-
altung der öffentlichen Ordnung und 
den Schutz der inneren Sicherheit. 

Artikel 73 
Es steht den Mitgliedstaaten frei, 

untereinander und in eigener Verant-
wortung Formen der Zusammenar-
beit und Koordinierung zwischen den 
zuständigen Dienststellen ihrer für 
den Schutz der nationalen Sicherheit 
verantwortlichen Verwaltungen ein-
zurichten, die sie für geeignet halten. 

Artikel 74 
(ex-Artikel 66 EGV) 

Der Rat erlässt Maßnahmen, um 
die Verwaltungszusammenarbeit 
zwischen den zuständigen Dienst-
stellen der Mitgliedstaaten in den 
Bereichen dieses Titels sowie die 
Zusammenarbeit zwischen diesen 
Dienststellen und der Kommission 
zu gewährleisten. Dabei beschließt er 
auf Vorschlag der Kommission vorbe-
haltlich des Artikels 76 und nach An-
hörung des Europäischen Parlaments. 

Artikel 75 
(ex-Artikel 60 EGV) 

Sofern dies notwendig ist, um die 
Ziele des Artikels 67 in Bezug auf 
die Verhütung und Bekämpfung von 
Terrorismus und damit verbundener 
Aktivitäten zu verwirklichen, schaf-
fen das Europäische Parlament und 
der Rat gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren durch Ver-
ordnungen einen Rahmen für Ver-
waltungsmaßnahmen in Bezug auf 
Kapitalbewegungen und Zahlungen, 
wozu das Einfrieren von Geldern, 
finanziellen Vermögenswerten oder 
wirtschaftlichen Erträgen gehören 
kann, deren Eigentümer oder Besitzer 
natürliche oder juristische Personen, 
Gruppierungen oder nichtstaatliche 
Einheiten sind. Der Rat erlässt auf 
Vorschlag der Kommission Maßnah-
men zur Umsetzung des in Absatz 1 
genannten Rahmens. In den Recht-
sakten nach diesem Artikel müssen 
die erforderlichen Bestimmungen 
über den Rechtsschutz vorgesehen 
sein. 

Artikel 76 
Die in den Kapiteln 4 und 5 genannt-

en Rechtsakte sowie die in Artikel 74 
genannten Maßnahmen, mit denen 
die Verwaltungszusammenarbeit in 
den Bereichen der genannten Kapitel 
gewährleistet wird, werden wie folgt 
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erlassen: 
a) auf Vorschlag der Kommission 

oder b) auf Initiative eines Viertels der 
Mitgliedstaaten. 

KAPITEL 2 
POLITIK IM BEREICH 

GRENZKONTROLLEN, ASYL 
UND EINWANDERUNG

Artikel 77 
(ex-Artikel 62 EGV) 

(1) Die Union entwickelt eine Poli-
tik, mit der 

a) sichergestellt werden soll, dass 
Personen unabhängig von ihrer Staat-
sangehörigkeit beim Überschreiten 
der Binnengrenzen nicht kontrolliert 
werden; 

b) die Personenkontrolle und die 
wirksame Überwachung des Gren-
zübertritts an den Außengrenzen si-
chergestellt werden soll; 

c) schrittweise ein integriertes Gren-
zschutzsystem an den Außengrenzen 
eingeführt werden soll. 

(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 
erlassen das Europäische Parlament 
und der Rat gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren Maßnah-
men, die folgende Bereiche betreffen: 

a) die gemeinsame Politik in Be-
zug auf Visa und andere kurzfristige 
Aufenthaltstitel; 

b) die Kontrollen, denen Personen 
beim Überschreiten der Außengren-
zen unterzogen werden; 

c) die Voraussetzungen, unter denen 
sich Drittstaatsangehörige innerhalb 
der Union während eines kurzen Zei-
traums frei bewegen können; 

d) alle Maßnahmen, die für die 
schrittweise Einführung eines inte-
grierten Grenzschutzsystems an den 
Außengrenzen erforderlich sind; 

e) die Abschaffung der Kontrolle 
von Personen gleich welcher Staat-
sangehörigkeit beim Überschreiten 
der Binnengrenzen. 

(3) Erscheint zur Erleichterung der 
Ausübung des in Artikel 20 Absatz 
2 Buchstabe a genannten Rechts ein 
Tätigwerden der Union erforderlich, 
so kann der Rat gemäß einem be-
sonderen Gesetzgebungsverfahren 
Bestimmungen betreffend Pässe, Per-
sonalausweise, Aufenthaltstitel oder 
diesen gleichgestellte Dokumente 
erlassen, sofern die Verträge hierfür 
anderweitig keine Befugnisse vorse-

hen. Der Rat beschließt einstimmig 
nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments. 

(4) Dieser Artikel berührt nicht die 
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten 
für die geografische Festlegung ihrer 
Grenzen nach dem Völkerrecht. 

Artikel 78 
(ex-Artikel 63 Nummern 1 und 2 

und ex-Artikel 64 Absatz 2 EGV) 
(1) Die Union entwickelt eine ge-

meinsame Politik im Bereich Asyl, 
subsidiärer Schutz und vorüberge-
hender Schutz, mit der jedem 
Drittstaatsangehörigen, der inter-
nationalen Schutz benötigt, ein an-
gemessener Status angeboten und 
die Einhaltung des Grundsatzes der 
Nicht-Zurückweisung gewährleistet 
werden soll. Diese Politik muss mit 
dem Genfer Abkommen vom 28. 
Juli 1951 und dem Protokoll vom 31. 
Januar 1967 über die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge sowie den anderen 
einschlägigen Verträgen im Einklang 
stehen.

(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 
erlassen das Europäische Parlament 
und der Rat gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren Maßnah-
men in Bezug auf ein gemeinsames 
europäisches Asylsystem, das Folgen-
des umfasst: 

a) einen in der ganzen Union gül-
tigen einheitlichen Asylstatus für 
Drittstaatsangehörige; 

b) einen einheitlichen subsidiären 
Schutzstatus für Drittstaatsange-
hörige, die keinen europäischen Asyl-
status erhalten, aber internationalen 
Schutz benötigen; 

c) eine gemeinsame Regelung für 
den vorübergehenden Schutz von 
Vertriebenen im Falle eines Massen-
zustroms; 

d) gemeinsame Verfahren für die 
Gewährung und den Entzug des 
einheitlichen Asylstatus beziehung-
sweise des subsidiären Schutzstatus; 

e) Kriterien und Verfahren zur 
Bestimmung des Mitgliedstaats, der 
für die Prüfung eines Antrags auf Asyl 
oder subsidiären Schutz zuständig ist; 

f) Normen über die Aufnahmebed-
ingungen von Personen, die Asyl oder 
subsidiären Schutz beantragen; 

g) Partnerschaft und Zusammenar-
beit mit Drittländern zur Steuerung 

des Zustroms von Personen, die Asyl 
oder subsidiären beziehungsweise 
vorübergehenden Schutz beantragen. 

(3) Befinden sich ein oder mehrere 
Mitgliedstaaten aufgrund eines plöt-
zlichen Zustroms von Drittstaatsange-
hörigen in einer Notlage, so kann der 
Rat auf Vorschlag der Kommission 
vorläufige Maßnahmen zugunsten der 
betreffenden Mitgliedstaaten erlassen. 
Er beschließt nach Anhörung des Eu-
ropäischen Parlaments.

Artikel 79
(ex-Artikel 63 

Nummern 3 und 4 EGV) 
(1) Die Union entwickelt eine ge-

meinsame Einwanderungspolitik, 
die in allen Phasen eine wirksame 
Steuerung der Migrationsströme, 
eine angemessene Behandlung von 
Drittstaatsangehörigen, die sich re-
chtmäßig in einem Mitgliedstaat 
aufhalten, sowie die Verhütung und 
verstärkte Bekämpfung von illegaler 
Einwanderung und Menschenhandel 
gewährleisten soll. 

(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 
erlassen das Europäische Parlament 
und der Rat gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren Maßnah-
men in folgenden Bereichen: 

a) Einreise- und Aufenthaltsvoraus-
setzungen sowie Normen für die Er-
teilung von Visa und Aufenthaltstiteln 
für einen langfristigen Aufenthalt, 
einschließlich solcher zur Familien-
zusammenführung, durch die Mit-
gliedstaaten; 

b) Festlegung der Rechte von 
Drittstaatsangehörigen, die sich re-
chtmäßig in einem Mitgliedstaat 
aufhalten, einschließlich der Bedin-
gungen, unter denen sie sich in den 
anderen Mitgliedstaaten frei bewegen 
und aufhalten dürfen;

c) illegale Einwanderung und ille-
galer Aufenthalt, einschließlich Ab-
schiebung und Rückführung solcher 
Personen, die sich illegal in einem 
Mitgliedstaat aufhalten; 

d) Bekämpfung des Menschenhan-
dels, insbesondere des Handels mit 
Frauen und Kindern. 

(3) Die Union kann mit Drittländern 
Übereinkünfte über eine Rücküber-
nahme von Drittstaatsangehörigen in 
ihr Ursprungs- oder Herkunftsland 
schließen, die die Voraussetzungen 
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für die Einreise in das Hoheitsgebiet 
eines der Mitgliedstaaten oder die 
Anwesenheit oder den Aufenthalt in 
diesem Gebiet nicht oder nicht mehr 
erfüllen. 

(4) Das Europäische Parlament und 
der Rat können gemäß dem ordentli-
chen Gesetzgebungsverfahren unter 
Ausschluss jeglicher Harmonisierung 
der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten Maßnahmen festlegen, mit 
denen die Bemühungen der Mitglied-
staaten um die Integration der sich 
rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet 
aufhaltenden Drittstaatsangehörigen 
gefördert und unterstützt werden. 

(5) Dieser Artikel berührt nicht das 
Recht der Mitgliedstaaten, festzule-
gen, wie viele Drittstaatsangehörige 
aus Drittländern in ihr Hoheitsgebiet 
einreisen dürfen, um dort als Arbeit-
nehmer oder Selbstständige Arbeit zu 
suchen. Artikel 80 Für die unter dieses 
Kapitel fallende Politik der Union und 
ihre Umsetzung gilt der Grundsatz der 
Solidarität und der gerechten Auft-
eilung der Verantwortlichkeiten unter 
den Mitgliedstaaten, einschließlich in 
finanzieller Hinsicht. Die aufgrund 
dieses Kapitels erlassenen Rechtsakte 
der Union enthalten, immer wenn 
dies erforderlich ist, entsprechende 
Maßnahmen für die Anwendung 
dieses Grundsatzes. 

KAPITEL 3 
JUSTIZIELLE ZUSAM-

MENARBEIT IN ZIVILSACHEN 

Artikel 81 
(ex-Artikel 65 EGV) 

(1) Die Union entwickelt eine justi-
zielle Zusammenarbeit in Zivilsachen 
mit grenzüberschreitendem Bezug, 
die auf dem Grundsatz der gegenseiti-
gen Anerkennung gerichtlicher und 
außergerichtlicher Entscheidungen 
beruht. Diese Zusammenarbeit kann 
den Erlass von Maßnahmen zur An-
gleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten umfassen. 

(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 
erlassen das Europäische Parlament 
und der Rat, insbesondere wenn dies 
für das reibungslose Funktionieren 
des Binnenmarkts erforderlich ist, 
gemäß dem ordentlichen Gesetzge-
bungsverfahren Maßnahmen, die Fol-
gendes sicherstellen sollen: 

a) die gegenseitige Anerkennung 
und die Vollstreckung gerichtlicher 
und außergerichtlicher Entscheidun-
gen zwischen den Mitgliedstaaten; 

b) die grenzüberschreitende Zustel-
lung gerichtlicher und außergerichtli-
cher Schriftstücke; 

c) die Vereinbarkeit der in den Mit-
gliedstaaten geltenden Kollisionsnor-
men und Vorschriften zur Vermeidung 
von Kompetenzkonflikten; 

d) die Zusammenarbeit bei der Er-
hebung von Beweismitteln; 

e) einen effektiven Zugang zum 
Recht; 

f) die Beseitigung von Hindernissen 
für die reibungslose Abwicklung von 
Zivilverfahren, erforderlichenfalls 
durch Förderung der Vereinbarkeit 
der in den Mitgliedstaaten geltenden 
zivilrechtlichen Verfahrensvorschrif-
ten; 

g) die Entwicklung von alternativen 
Methoden für die Beilegung von Stre-
itigkeiten; 

h) die Förderung der Weiterbildung 
von Richtern und Justizbediensteten. 

(3) Abweichend von Absatz 2 
werden Maßnahmen zum Familienre-
cht mit grenzüberschreitendem Bezug 
vom Rat gemäß einem besonderen 
Gesetzgebungsverfahren festgelegt. 
Dieser beschließt einstimmig nach 
Anhörung des Europäischen Parla-
ments. Der Rat kann auf Vorschlag 
der Kommission einen Beschluss 
erlassen, durch den die Aspekte des 
Familienrechts mit grenzüberschrei-
tendem Bezug bestimmt werden, die 
Gegenstand von Rechtsakten sein 
können, die gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren erlassen 
werden. Der Rat beschließt einstim-
mig nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments. Der in Unterabsatz 2 
genannte Vorschlag wird den nation-
alen Parlamenten übermittelt. Wird 
dieser Vorschlag innerhalb von sechs 
Monaten nach der Übermittlung von 
einem nationalen Parlament abge-
lehnt, so wird der Beschluss nicht er-
lassen. Wird der Vorschlag nicht abge-
lehnt, so kann der Rat den Beschluss 
erlassen. 

KAPITEL 4 
JUSTIZIELLE ZUSAM-

MENARBEIT IN STRAF-
SACHEN 
Artikel 82 

(ex-Artikel 31 EUV) 
(1) Die justizielle Zusammenarbeit 

in Strafsachen in der Union beruht 
auf dem Grundsatz der gegenseitigen 
Anerkennung gerichtlicher Urteile 
und Entscheidungen und umfasst die 
Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten in den in Absatz 
2 und in Artikel 83 genannten Bere-
ichen. Das Europäische Parlament 
und der Rat erlassen gemäß dem or-
dentlichen Gesetzgebungsverfahren 
Maßnahmen, um 

a) Regeln und Verfahren festzule-
gen, mit denen die Anerkennung aller 
Arten von Urteilen und gerichtlichen 
Entscheidungen in der gesamten Un-
ion sichergestellt wird; 

b) Kompetenzkonflikte zwischen 
den Mitgliedstaaten zu verhindern 
und beizulegen; 

c) die Weiterbildung von Richtern 
und Staatsanwälten sowie Justizbedi-
ensteten zu fördern; 

d) die Zusammenarbeit zwischen 
den Justizbehörden oder entsprech-
enden Behörden der Mitgliedstaaten 
im Rahmen der Strafverfolgung sow-
ie des Vollzugs und der Vollstreckung 
von Entscheidungen zu erleichtern. 

(2) Soweit dies zur Erleichterung 
der gegenseitigen Anerkennung ger-
ichtlicher Urteile und Entscheidungen 
und der polizeilichen und justiziellen 
Zusammenarbeit in Strafsachen mit 
grenzüberschreitender Dimension er-
forderlich ist, können das Europäische 
Parlament und der Rat gemäß dem or-
dentlichen Gesetzgebungsverfahren 
durch Richtlinien Mindestvorschrif-
ten festlegen. Bei diesen Mindest-
vorschriften werden die Unterschiede 
zwischen den Rechtsordnungen 
und -traditionen der Mitgliedstaaten 
berücksichtigt. Die Vorschriften be-
treffen Folgendes: 

a) die Zulässigkeit von Beweismit-
teln auf gegenseitiger Basis zwischen 
den Mitgliedstaaten; 

b) die Rechte des Einzelnen im 
Strafverfahren; 

c) die Rechte der Opfer von 
Straftaten; 

d) sonstige spezifische Aspekte des 
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Strafverfahrens, die zuvor vom Rat 
durch Beschluss bestimmt worden 
sind; dieser Beschluss wird vom Rat 
einstimmig nach Zustimmung des 
Europäischen Parlaments erlassen. 
Der Erlass von Mindestvorschriften 
nach diesem Absatz hindert die Mit-
gliedstaaten nicht daran, ein höheres 
Schutzniveau für den Einzelnen bei-
zubehalten oder einzuführen. 

(3) Ist ein Mitglied des Rates der 
Auffassung, dass ein Entwurf einer 
Richtlinie nach Absatz 2 grundleg-
ende Aspekte seiner Strafrechtsor-
dnung berühren würde, so kann es 
beantragen, dass der Europäische Rat 
befasst wird. In diesem Fall wird das 
ordentliche Gesetzgebungsverfahren 
ausgesetzt. Nach einer Aussprache 
verweist der Europäische Rat im Falle 
eines Einvernehmens den Entwurf 
binnen vier Monaten nach Aussetzung 
des Verfahrens an den Rat zurück, 
wodurch die Aussetzung des ordentli-
chen Gesetzgebungsverfahrens been-
det wird. Sofern kein Einvernehmen 
erzielt wird, mindestens neun Mit-
gliedstaaten aber eine Verstärkte 
Zusammenarbeit auf der Grundlage 
des betreffenden Entwurfs einer Rich-
tlinie begründen möchten, teilen diese 
Mitgliedstaaten dies binnen derselben 
Frist dem Europäischen Parlament, 
dem Rat und der Kommission mit. 
In diesem Fall gilt die Ermächtigung 
zu einer Verstärkten Zusammenarbeit 
nach Artikel 20 Absatz 2 des Vertrags 
über die Europäische Union und Ar-
tikel 329 Absatz 1 dieses Vertrags als 
erteilt, und die Bestimmungen über 
die Verstärkte Zusammenarbeit finden 
Anwendung. 

Artikel 83 
(ex-Artikel 31 EUV) 

(1) Das Europäische Parlament und 
der Rat können gemäß dem ordentli-
chen Gesetzgebungsverfahren durch 
Richtlinien Mindestvorschriften zur 
Festlegung von Straftaten und Strafen 
in Bereichen besonders schwerer 
Kriminalität festlegen, die aufgrund 
der Art oder der Auswirkungen der 
Straftaten oder aufgrund einer beson-
deren Notwendigkeit, sie auf einer ge-
meinsamen Grundlage zu bekämpfen, 
eine grenzüberschreitende Dimension 
haben. Derartige Kriminalitätsbere-
iche sind: Terrorismus, Menschen-

handel und sexuelle Ausbeutung von 
Frauen und Kindern, illegaler Drogen-
handel, illegaler Waffenhandel, Geld-
wäsche, Korruption, Fälschung von 
Zahlungsmitteln, Computerkriminal-
ität und organisierte Kriminalität. Je 
nach Entwicklung der Kriminalität 
kann der Rat einen Beschluss erlas-
sen, in dem andere Kriminalitäts-
bereiche bestimmt werden, die die 
Kriterien dieses Absatzes erfüllen. Er 
beschließt einstimmig nach Zustim-
mung des Europäischen Parlaments. 

(2) Erweist sich die Angleichung 
der strafrechtlichen Rechtsvorschrift-
en der Mitgliedstaaten als unerlässlich 
für die wirksame Durchführung der 
Politik der Union auf einem Gebiet, 
auf dem Harmonisierungsmaßnah-
men erfolgt sind, so können durch 
Richtlinien Mindestvorschriften für 
die Festlegung von Straftaten und 
Strafen auf dem betreffenden Gebiet 
festgelegt werden. Diese Richtlinien 
werden unbeschadet des Artikels 76 
gemäß dem gleichen ordentlichen 
oder besonderen Gesetzgebungsver-
fahren wie die betreffenden Harmo-
nisierungsmaßnahmen erlassen. 

(3) Ist ein Mitglied des Rates der 
Auffassung, dass der Entwurf einer 
Richtlinie nach den Absätzen 1 oder 2 
grundlegende Aspekte seiner Strafre-
chtsordnung berühren würde, so kann 
es beantragen, dass der Europäische 
Rat befasst wird. In diesem Fall wird 
das ordentliche Gesetzgebungsver-
fahren ausgesetzt. Nach einer Aus-
sprache verweist der Europäische Rat 
im Falle eines Einvernehmens den 
Entwurf binnen vier Monaten nach 
Aussetzung des Verfahrens an den 
Rat zurück, wodurch die Aussetzung 
des ordentlichen Gesetzgebungsver-
fahrens beendet wird. Sofern kein 
Einvernehmen erzielt wird, mind-
estens neun Mitgliedstaaten aber eine 
Verstärkte Zusammenarbeit auf der 
Grundlage des betreffenden Entwurfs 
einer Richtlinie begründen möchten, 
teilen diese Mitgliedstaaten dies bin-
nen derselben Frist dem Europäischen 
Parlament, dem Rat und der Kom-
mission mit. In diesem Fall gilt die 
Ermächtigung zu einer Verstärkten 
Zusammenarbeit nach Artikel 20 Ab-
satz 2 des Vertrags über die Europäis-
che Union und Artikel 329 Absatz 
1 dieses Vertrags als erteilt, und die 

Bestimmungen über die Verstärkte 
Zusammenarbeit finden Anwendung. 

Artikel 84 
Das Europäische Parlament und der 

Rat können gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren unter Aus-
schluss jeglicher Harmonisierung 
der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten Maßnahmen festlegen, um 
das Vorgehen der Mitgliedstaaten im 
Bereich der Kriminalprävention zu 
fördern und zu unterstützen. 

Artikel 85 
(ex-Artikel 31 EUV) 

(1) Eurojust hat den Auftrag, die 
Koordinierung und Zusammenarbeit 
zwischen den nationalen Behörden zu 
unterstützen und zu verstärken, die für 
die Ermittlung und Verfolgung von 
schwerer Kriminalität zuständig sind, 
wenn zwei oder mehr Mitgliedstaaten 
betroffen sind oder eine Verfolgung 
auf gemeinsamer Grundlage erforder-
lich ist; Eurojust stützt sich dabei auf 
die von den Behörden der Mitglied-
staaten und von Europol durchgefüh-
rten Operationen und gelieferten In-
formationen. 

Zu diesem Zweck legen das Eu-
ropäische Parlament und der Rat 
gemäß dem ordentlichen Gesetzge-
bungsverfahren durch Verordnungen 
den Aufbau, die Arbeitsweise, den 
Tätigkeitsbereich und die Aufgaben 
von Eurojust fest. Zu diesen Aufga-
ben kann Folgendes gehören: 

a) Einleitung von strafrechtli-
chen Ermittlungsmaßnahmen sowie 
Vorschläge zur Einleitung von stra-
frechtlichen Verfolgungsmaßnahmen, 
die von den zuständigen nationalen 
Behörden durchgeführt werden, ins-
besondere bei Straftaten zum Nachteil 
der finanziellen Interessen der Union; 

b) Koordinierung der unter Buch-
stabe a genannten Ermittlungs- und 
Verfolgungsmaßnahmen; 

c) Verstärkung der justiziellen 
Zusammenarbeit, unter anderem 
auch durch die Beilegung von Kom-
petenzkonflikten und eine enge 
Zusammenarbeit mit dem Europäis-
chen Justiziellen Netz. Durch diese 
Verordnungen werden ferner die 
Einzelheiten für die Beteiligung des 
Europäischen Parlaments und der na-
tionalen Parlamente an der Bewertung 
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der Tätigkeit von Eurojust festgelegt. 
(2) Im Rahmen der Strafverfol-

gungsmaßnahmen nach Absatz 1 
werden die förmlichen Prozesshan-
dlungen unbeschadet des Artikels 86 
durch die zuständigen einzelstaatli-
chen Bediensteten vorgenommen. 

Artikel 86 
(1) Zur Bekämpfung von Straftaten 

zum Nachteil der finanziellen Interes-
sen der Union kann der Rat gemäß 
einem besonderen Gesetzgebungs-
verfahren durch Verordnungen ausge-
hend von Eurojust eine Europäische 
Staatsanwaltschaft einsetzen. Der Rat 
beschließt einstimmig nach Zustim-
mung des Europäischen Parlaments. 
Sofern keine Einstimmigkeit besteht, 
kann eine Gruppe von mindestens 
neun Mitgliedstaaten beantragen, 
dass der Europäische Rat mit dem 
Entwurf einer Verordnung befasst 
wird. In diesem Fall wird das Ver-
fahren im Rat ausgesetzt. Nach einer 
Aussprache verweist der Europäische 
Rat im Falle eines Einvernehmens 
den Entwurf binnen vier Monaten 
nach Aussetzung des Verfahrens an 
den Rat zur Annahme zurück. Sofern 
kein Einvernehmen erzielt wird, 
mindestens neun Mitgliedstaaten aber 
eine Verstärkte Zusammenarbeit auf 
der Grundlage des betreffenden En-
twurfs einer Verordnung begründen 
möchten, teilen diese Mitgliedstaaten 
dies binnen derselben Frist dem Eu-
ropäischen Parlament, dem Rat und 
der Kommission mit. In diesem Fall 
gilt die Ermächtigung zu einer Ver-
stärkten Zusammenarbeit nach Ar-
tikel 20 Absatz 2 des Vertrags über 
die Europäische Union und Artikel 
329 Absatz 1 dieses Vertrags als er-
teilt, und die Bestimmungen über die 
Verstärkte Zusammenarbeit finden 
Anwendung. 

(2) Die Europäische Staatsan-
waltschaft ist, gegebenenfalls in 
Verbindung mit Europol, zuständig 
für die strafrechtliche Untersuchung 
und Verfolgung sowie die Anklageer-
hebung in Bezug auf Personen, die 
als Täter oder Teilnehmer Straftaten 
zum Nachteil der finanziellen Inter-
essen der Union begangen haben, 
die in der Verordnung nach Absatz 
1 festgelegt sind. Die Europäische 
Staatsanwaltschaft nimmt bei diesen 

Straftaten vor den zuständigen Ger-
ichten der Mitgliedstaaten die Aufga-
ben der Staatsanwaltschaft wahr. 

(3) Die in Absatz 1 genannte Ver-
ordnung legt die Satzung der Eu-
ropäischen Staatsanwaltschaft, die 
Einzelheiten für die Erfüllung ihrer 
Aufgaben, die für ihre Tätigkeit gel-
tenden Verfahrensvorschriften sowie 
die Regeln für die Zulässigkeit von 
Beweismitteln und für die gerichtli-
che Kontrolle der von der Europäis-
chen Staatsanwaltschaft bei der Erfül-
lung ihrer Aufgaben vorgenommenen 
Prozesshandlungen fest. 

(4) Der Europäische Rat kann 
gleichzeitig mit der Annahme der 
Verordnung oder im Anschluss 
daran einen Beschluss zur Änderung 
des Absatzes 1 mit dem Ziel einer 
Ausdehnung der Befugnisse der Eu-
ropäischen Staatsanwaltschaft auf die 
Bekämpfung der schweren Krimi-
nalität mit grenzüberschreitender 
Dimension und zur entsprechenden 
Änderung des Absatzes 2 hinsi-
chtlich Personen, die als Täter oder 
Teilnehmer schwere, mehr als einen 
Mitgliedstaat betreffende Straftaten 
begangen haben, erlassen. Der Eu-
ropäische Rat beschließt einstimmig 
nach Zustimmung des Europäischen 
Parlaments und nach Anhörung der 
Kommission. 

KAPITEL 5 
POLIZEILICHE 

ZUSAMMENARBEIT 
Artikel 87 

(ex-Artikel 30 EUV) 
(1) Die Union entwickelt eine 

polizeiliche Zusammenarbeit zwis-
chen allen zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten, einschließlich der 
Polizei, des Zolls und anderer auf 
die Verhütung oder die Aufdeckung 
von Straftaten sowie entsprechende 
Ermittlungen spezialisierter Strafver-
folgungsbehörden. 

(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 
können das Europäische Parlament 
und der Rat gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren Maßnah-
men erlassen, die Folgendes betref-
fen:

a) Einholen, Speichern, Verarbeiten, 
Analysieren und Austauschen sachdi-
enlicher Informationen; 

b) Unterstützung bei der Aus- und 

Weiterbildung von Personal sowie 
Zusammenarbeit in Bezug auf den 
Austausch von Personal, die Ausrüs-
tungsgegenstände und die kriminal-
technische Forschung; 

c) gemeinsame Ermittlungstechnik-
en zur Aufdeckung schwerwiegender 
Formen der organisierten Kriminal-
ität. 

(3) Der Rat kann gemäß einem be-
sonderen Gesetzgebungsverfahren 
Maßnahmen erlassen, die die opera-
tive Zusammenarbeit zwischen den in 
diesem Artikel genannten Behörden 
betreffen. Der Rat beschließt einstim-
mig nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments. Sofern keine Einstim-
migkeit besteht, kann eine Gruppe 
von mindestens neun Mitgliedstaaten 
beantragen, dass der Europäische 
Rat mit dem Entwurf von Maßnah-
men befasst wird. In diesem Fall 
wird das Verfahren im Rat ausge-
setzt. Nach einer Aussprache verweist 
der Europäische Rat im Falle eines 
Einvernehmens den Entwurf binnen 
vier Monaten nach Aussetzung des 
Verfahrens an den Rat zur Annahme 
zurück.

Sofern kein Einvernehmen erzielt 
wird, mindestens neun Mitglied-
staaten aber eine Verstärkte Zusam-
menarbeit auf der Grundlage des 
betreffenden Entwurfs von Maßnah-
men begründen möchten, teilen diese 
Mitgliedstaaten dies binnen derselben 
Frist dem Europäischen Parlament, 
dem Rat und der Kommission mit. 
In diesem Fall gilt die Ermächtigung 
zu einer Verstärkten Zusammenarbeit 
nach Artikel 20 Absatz 2 des Vertrags 
über die Europäische Union und Ar-
tikel 329 Absatz 1 dieses Vertrags als 
erteilt, und die Bestimmungen über 
die Verstärkte Zusammenarbeit fin-
den Anwendung. Das besondere Ver-
fahren nach den Unterabsätzen 2 und 
3 gilt nicht für Rechtsakte, die eine 
Weiterentwicklung des Schengen-
Besitzstands darstellen. 

Artikel 88 
(ex-Artikel 30 EUV) 

(1) Europol hat den Auftrag, die 
Tätigkeit der Polizeibehörden und der 
anderen Strafverfolgungsbehörden 
der Mitgliedstaaten sowie deren ge-
genseitige Zusammenarbeit bei der 
Verhütung und Bekämpfung der zwei 
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oder mehr Mitgliedstaaten betreffend-
en schweren Kriminalität, des Terror-
ismus und der Kriminalitätsformen, 
die ein gemeinsames Interesse ver-
letzen, das Gegenstand einer Politik 
der Union ist, zu unterstützen und zu 
verstärken. (2) Das Europäische Par-
lament und der Rat legen gemäß dem 
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren 
durch Verordnungen den Aufbau, die 
Arbeitsweise, den Tätigkeitsbereich 
und die Aufgaben von Europol fest. 
Zu diesen Aufgaben kann Folgendes 
gehören: 

a) Einholen, Speichern, Verarbeiten, 
Analysieren und Austauschen von 
Informationen, die insbesondere von 
den Behörden der Mitgliedstaaten 
oder Drittländern beziehungsweise 
Stellen außerhalb der Union übermit-
telt werden; 

b) Koordinierung, Organisation 
und Durchführung von Ermittlungen 
und von operativen Maßnahmen, 
die gemeinsam mit den zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten oder 
im Rahmen gemeinsamer Ermit-
tlungsgruppen durchgeführt werden, 
gegebenenfalls in Verbindung mit 
Eurojust. Durch diese Verordnungen 
werden ferner die Einzelheiten für 
die Kontrolle der Tätigkeiten von 
Europol durch das Europäische Parla-
ment festgelegt; an dieser Kontrolle 
werden die nationalen Parlamente 
beteiligt. 

(3) Europol darf operative Maßnah-
men nur in Verbindung und in Ab-
sprache mit den Behörden des Mit-
gliedstaats oder der Mitgliedstaaten 
ergreifen, deren Hoheitsgebiet betrof-
fen ist. Die Anwendung von Zwangs-
maßnahmen bleibt ausschließlich den 
zuständigen einzelstaatlichen Be-
hörden vorbehalten. 

Artikel 89 
(ex-Artikel 32 EUV) 

Der Rat legt gemäß einem beson-
deren Gesetzgebungsverfahren fest, 
unter welchen Bedingungen und in-
nerhalb welcher Grenzen die in den 
Artikeln 82 und 87 genannten zustän-
digen Behörden der Mitgliedstaaten 
im Hoheitsgebiet eines anderen 
Mitgliedstaats in Verbindung und in 
Absprache mit dessen Behörden tätig 
werden dürfen. Der Rat beschließt 
einstimmig nach Anhörung des Eu-

ropäischen Parlaments. 

TITEL VI 
DER VERKEHR 

Artikel 90 
(ex-Artikel 70 EGV) 

Auf dem in diesem Titel geregelten 
Sachgebiet werden die Ziele der Ver-
träge im Rahmen einer gemeinsamen 
Verkehrspolitik verfolgt. 

Artikel 91 
(ex-Artikel 71 EGV) 

(1) Zur Durchführung des Artikels 
90 werden das Europäische Parla-
ment und der Rat unter Berücksi-
chtigung der Besonderheiten des 
Verkehrs gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren und nach 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozi-
alausschusses sowie des Ausschusses 
der Regionen 

a) für den internationalen Verkehr 
aus oder nach dem Hoheitsgebiet 
eines Mitgliedstaats oder für den 
Durchgangsverkehr durch das Ho-
heitsgebiet eines oder mehrerer Mit-
gliedstaaten gemeinsame Regeln 
aufstellen; 

b) für die Zulassung von Verkehr-
sunternehmern zum Verkehr inner-
halb eines Mitgliedstaats, in dem sie 
nicht ansässig sind, die Bedingungen 
festlegen; 

c) Maßnahmen zur Verbesserung 
der Verkehrssicherheit erlassen; 

d) alle sonstigen zweckdienlichen 
Vorschriften erlassen. 

(2) Beim Erlass von Maßnah-
men nach Absatz 1 wird den Fällen 
Rechnung getragen, in denen die 
Anwendung den Lebensstandard und 
die Beschäftigungslage in bestim-
mten Regionen sowie den Betrieb der 
Verkehrseinrichtungen ernstlich bee-
inträchtigen könnte. 

Artikel 92 
(ex-Artikel 72 EGV) 

Bis zum Erlass der in Artikel 91 Ab-
satz 1 genannten Vorschriften darf ein 
Mitgliedstaat die verschiedenen, am 
1. Januar 1958 oder, im Falle später 
beigetretener Staaten, zum Zeitpunkt 
ihres Beitritts auf diesem Gebiet gel-
tenden Vorschriften in ihren unmittel-
baren oder mittelbaren Auswirkungen 
auf die Verkehrsunternehmer anderer 
Mitgliedstaaten im Vergleich zu den 

inländischen Verkehrsunternehmern 
nicht ungünstiger gestalten, es sei 
denn, dass der Rat einstimmig eine 
Maßnahme billigt, die eine Ausnah-
meregelung gewährt. 

Artikel 93 
(ex-Artikel 73 EGV) 

Mit den Verträgen vereinbar sind 
Beihilfen, die den Erfordernissen der 
Koordinierung des Verkehrs oder der 
Abgeltung bestimmter, mit dem Beg-
riff des öffentlichen Dienstes zusam-
menhängender Leistungen entspre-
chen. 

Artikel 94 
(ex-Artikel 74 EGV) 

Jede Maßnahme auf dem Gebiet 
der Beförderungsentgelte und -bedin-
gungen, die im Rahmen der Verträge 
getroffen wird, hat der wirtschaftli-
chen Lage der Verkehrsunternehmer 
Rechnung zu tragen. 

Artikel 95 
(ex-Artikel 75 EGV) 

(1) Im Verkehr innerhalb der Union 
sind Diskriminierungen verboten, die 
darin bestehen, dass ein Verkehrsun-
ternehmer in denselben Verkehrs-
verbindungen für die gleichen Güter 
je nach ihrem Herkunfts- oder 
Bestimmungsland unterschiedliche 
Frachten und Beförderungsbedingun-
gen anwendet. 

(2) Absatz 1 schließt sonstige 
Maßnahmen nicht aus, die das Eu-
ropäische Parlament und der Rat 
gemäß Artikel 91 Absatz 1 treffen 
können. 

(3) Der Rat trifft auf Vorschlag der 
Kommission und nach Anhörung des 
Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 
eine Regelung zur Durchführung des 
Absatzes 1. Er kann insbesondere 
die erforderlichen Vorschriften erlas-
sen, um es den Organen der Union 
zu ermöglichen, für die Beachtung 
des Absatzes 1 Sorge zu tragen, und 
um den Verkehrsnutzern die Vorteile 
dieser Bestimmung voll zukommen 
zu lassen. 

(4) Die Kommission prüft von sich 
aus oder auf Antrag eines Mitglied-
staats die Diskriminierungsfälle des 
Absatzes 1 und erlässt nach Beratung 
mit jedem in Betracht kommenden 
Mitgliedstaat die erforderlichen Be-
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schlüsse im Rahmen der gemäß Ab-
satz 3 getroffenen Regelung. 

Artikel 96 
(ex-Artikel 76 EGV) 

(1) Im Verkehr innerhalb der Un-
ion sind die von einem Mitgliedstaat 
auferlegten Frachten und Beförder-
ungsbedingungen verboten, die in 
irgendeiner Weise der Unterstützung 
oder dem Schutz eines oder mehr-
erer bestimmter Unternehmen oder 
Industrien dienen, es sei denn, dass 
die Kommission die Genehmigung 
hierzu erteilt. 

(2) Die Kommission prüft von sich 
aus oder auf Antrag eines Mitglied-
staats die in Absatz 1 bezeichneten 
Frachten und Beförderungsbedingun-
gen; hierbei berücksichtigt sie ins-
besondere sowohl die Erfordernisse 
einer angemessenen Standortpolitik, 
die Bedürfnisse der unterentwick-
elten Gebiete und die Probleme der 
durch politische Umstände schwer 
betroffenen Gebiete als auch die 
Auswirkungen dieser Frachten und 
Beförderungsbedingungen auf den 
Wettbewerb zwischen den Verkehr-
sarten. Die Kommission erlässt die 
erforderlichen Beschlüsse nach Be-
ratung mit jedem in Betracht kom-
menden Mitgliedstaat. 

(3) Das in Absatz 1 genannte Verbot 
trifft nicht die Wettbewerbstarife. 

Artikel 97 
(ex-Artikel 77 EGV) 

Die Abgaben oder Gebühren, die 
ein Verkehrsunternehmer neben den 
Frachten beim Grenzübergang in 
Rechnung stellt, dürfen unter Berück-
sichtigung der hierdurch tatsächlich 
verursachten Kosten eine angemess-
ene Höhe nicht übersteigen. Die 
Mitgliedstaaten werden bemüht sein, 
diese Kosten schrittweise zu ver-
ringern. Die Kommission kann zur 
Durchführung dieses Artikels Emp-
fehlungen an die Mitgliedstaaten 
richten. 

Artikel 98 
(ex-Artikel 78 EGV) 

Die Bestimmungen dieses Titels ste-
hen Maßnahmen in der Bundesrepub-
lik Deutschland nicht entgegen, 
soweit sie erforderlich sind, um die 
wirtschaftlichen Nachteile auszu-
gleichen, die der Wirtschaft bestim-

mter, von der Teilung Deutschlands 
betroffener Gebiete der Bundesrepub-
lik aus dieser Teilung entstehen. Der 
Rat kann fünf Jahre nach dem Ink-
rafttreten des Vertrags von Lissabon 
auf Vorschlag der Kommission einen 
Beschluss erlassen, mit dem dieser 
Artikel aufgehoben wird. 

Artikel 99 
(ex-Artikel 79 EGV) 

Bei der Kommission wird ein bera-
tender Ausschuss gebildet; er besteht 
aus Sachverständigen, die von den 
Regierungen der Mitgliedstaaten 
ernannt werden. Die Kommission 
hört den Ausschuss je nach Bedarf in 
Verkehrsfragen an. 

Artikel 100 
(ex-Artikel 80 EGV) 

(1) Dieser Titel gilt für die Beförder-
ungen im Eisenbahn-, Straßen- und 
Binnenschiffsverkehr. 

(2) Das Europäische Parlament 
und der Rat können gemäß dem or-
dentlichen Gesetzgebungsverfahren 
geeignete Vorschriften für die See-
schifffahrt und die Luftfahrt erlassen. 
Sie beschließen nach Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 
und des Ausschusses der Regionen.

(3) Der Rat erlässt auf Vorschlag 
der Kommission die Maßnahmen zur 
Festsetzung der Preise, der Abschöp-
fungen, der Beihilfen und der men-
genmäßigen Beschränkungen sowie 
zur Festsetzung und Aufteilung der 
Fangmöglichkeiten in der Fischerei. 

(4) Die einzelstaatlichen Marktord-
nungen können nach Maßgabe des 
Absatzes 2 durch die in Artikel 40 
Absatz 1 vorgesehene gemeinsame 
Organisation ersetzt werden, 

a) wenn sie den Mitgliedstaaten, 
die sich gegen diese Maßnahme aus-
gesprochen haben und eine eigene 
Marktordnung für die in Betracht 
kommende Erzeugung besitzen, 
gleichwertige Sicherheiten für die 
Beschäftigung und Lebenshaltung der 
betreffenden Erzeuger bietet; hierbei 
sind die im Zeitablauf möglichen An-
passungen und erforderlichen Spezi-
alisierungen zu berücksichtigen, und 

b) wenn die gemeinsame Organisa-
tion für den Handelsverkehr innerhalb 
der Union Bedingungen sicherstellt, 
die denen eines Binnenmarkts ent-

sprechen. 
(5) Wird eine gemeinsame Or-

ganisation für bestimmte Rohstoffe 
geschaffen, bevor eine gemeinsame 
Organisation für die entsprechenden 
weiterverarbeiteten Erzeugnisse 
besteht, so können die betreffenden 
Rohstoffe aus Ländern außerhalb der 
Union eingeführt werden, wenn sie 
für weiterverarbeitete Erzeugnisse 
verwendet werden, die zur Ausfuhr 
nach dritten Ländern bestimmt sind. 

TITEL VII 
GEMEINSAME REGELN 

BETREFFEND WETTBEW-
ERB, STEUERFRAGEN UND 

ANGLEICHUNG DER RECHTS-
VORSCHRIFTEN 

KAPITEL 1 
WETTBEWERBSREGELN 

ABSCHNITT 1 
VORSCHRIFTEN FÜR UN-

TERNEHMEN 
Artikel 101 

(ex-Artikel 81 EGV) 
(1) Mit dem Binnenmarkt unver-

einbar und verboten sind alle Ver-
einbarungen zwischen Unternehmen, 
Beschlüsse von Unternehmensver-
einigungen und aufeinander abges-
timmte Verhaltensweisen, welche 
den Handel zwischen Mitgliedstaaten 
zu beeinträchtigen geeignet sind und 
eine Verhinderung, Einschränkung 
oder Verfälschung des Wettbewerbs 
innerhalb des Binnenmarkts be-
zwecken oder bewirken, insbesondere 

a) die unmittelbare oder mittelbare 
Festsetzung der An- oder Verkauf-
spreise oder sonstiger Geschäftsbed-
ingungen; 

b) die Einschränkung oder Kon-
trolle der Erzeugung, des Absatzes, 
der technischen Entwicklung oder der 
Investitionen; 

c) die Aufteilung der Märkte oder 
Versorgungsquellen; 

d) die Anwendung unterschiedli-
cher Bedingungen bei gleichwertigen 
Leistungen gegenüber Handelspart-
nern, wodurch diese im Wettbewerb 
benachteiligt werden; 

e) die an den Abschluss von Verträ-
gen geknüpfte Bedingung, dass die 
Vertragspartner zusätzliche Leistun-
gen annehmen, die weder sachlich 
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noch nach Handelsbrauch in Bezie-
hung zum Vertragsgegenstand stehen. 

(2) Die nach diesem Artikel ver-
botenen Vereinbarungen oder Be-
schlüsse sind nichtig. 

(3) Die Bestimmungen des Ab-
satzes 1 können für nicht anwendbar 
erklärt werden auf 

— Vereinbarungen oder Gruppen 
von Vereinbarungen zwischen Un-
ternehmen, 

— Beschlüsse oder Gruppen von 
Beschlüssen von Unternehmensver-
einigungen, 

— aufeinander abgestimmte Ver-
haltensweisen oder Gruppen von 
solchen, die unter angemessener 
Beteiligung der Verbraucher an dem 
entstehenden Gewinn zur Verbes-
serung der Warenerzeugung oder 
-verteilung oder zur Förderung des 
technischen oder wirtschaftlichen 
Fortschritts beitragen, ohne dass den 
beteiligten Unternehmen 

a) Beschränkungen auferlegt 
werden, die für die Verwirklichung 
dieser Ziele nicht unerlässlich sind, 
oder 

b) Möglichkeiten eröffnet werden, 
für einen wesentlichen Teil der be-
treffenden Waren den Wettbewerb 
auszuschalten. 

Artikel 102 
(ex-Artikel 82 EGV) 

Mit dem Binnenmarkt unvereinbar 
und verboten ist die missbräuchliche 
Ausnutzung einer beherrschenden 
Stellung auf dem Binnenmarkt oder 
auf einem wesentlichen Teil desselben 
durch ein oder mehrere Unternehmen, 
soweit dies dazu führen kann, den 
Handel zwischen Mitgliedstaaten zu 
beeinträchtigen. Dieser Missbrauch 
kann insbesondere in Folgendem 
bestehen: 

a) der unmittelbaren oder mittel-
baren Erzwingung von unangemess-
enen Einkaufs- oder Verkaufspreisen 
oder sonstigen Geschäftsbedingun-
gen; 

b) der Einschränkung der Erzeu-
gung, des Absatzes oder der technis-
chen Entwicklung zum Schaden der 
Verbraucher; 

c) der Anwendung unterschiedli-
cher Bedingungen bei gleichwertigen 
Leistungen gegenüber Handelspart-
nern, wodurch diese im Wettbewerb 

benachteiligt werden; 
d) der an den Abschluss von Ver-

trägen geknüpften Bedingung, dass 
die Vertragspartner zusätzliche Leis-
tungen annehmen, die weder sachlich 
noch nach Handelsbrauch in Bezie-
hung zum Vertragsgegenstand stehen. 

Artikel 103 
(ex-Artikel 83 EGV) 

(1) Die zweckdienlichen Verord-
nungen oder Richtlinien zur Ver-
wirklichung der in den Artikeln 101 
und 102 niedergelegten Grundsätze 
werden vom Rat auf Vorschlag der 
Kommission und nach Anhörung des 
Europäischen Parlaments beschlos-
sen. 

(2) Die in Absatz 1 vorgesehenen 
Vorschriften bezwecken insbeson-
dere, a) die Beachtung der in Artikel 
101 Absatz 1 und Artikel 102 genannt-
en Verbote durch die Einführung von 
Geldbußen und Zwangsgeldern zu 
gewährleisten; 

b) die Einzelheiten der Anwendung 
des Artikels 101 Absatz 3 festzulegen; 
dabei ist dem Erfordernis einer wirk-
samen Überwachung bei möglichst 
einfacher Verwaltungskontrolle Rech-
nung zu tragen; 

c) gegebenenfalls den Anwend-
ungsbereich der Artikel 101 und 102 
für die einzelnen Wirtschaftszweige 
näher zu bestimmen; 

d) die Aufgaben der Kommission 
und des Gerichtshofs der Europäis-
chen Union bei der Anwendung 
der in diesem Absatz vorgesehenen 
Vorschriften gegeneinander abzu-
grenzen; 

e) das Verhältnis zwischen den in-
nerstaatlichen Rechtsvorschriften ein-
erseits und den in diesem Abschnitt 
enthaltenen oder aufgrund dieses 
Artikels getroffenen Bestimmungen 
andererseits festzulegen. 

Artikel 104 
(ex-Artikel 84 EGV) 

Bis zum Inkrafttreten der gemäß 
Artikel 103 erlassenen Vorschriften 
entscheiden die Behörden der Mit-
gliedstaaten im Einklang mit ihren 
eigenen Rechtsvorschriften und den 
Bestimmungen der Artikel 101, ins-
besondere Absatz 3, und 102 über 
die Zulässigkeit von Vereinbarungen, 
Beschlüssen und aufeinander abges-

timmten Verhaltensweisen sowie über 
die missbräuchliche Ausnutzung ein-
er beherrschenden Stellung auf dem 
Binnenmarkt. 

Artikel 105 
(ex-Artikel 85 EGV) 

(1) Unbeschadet des Artikels 104 
achtet die Kommission auf die Ver-
wirklichung der in den Artikeln 101 
und 102 niedergelegten Grundsätze. 
Sie untersucht auf Antrag eines Mit-
gliedstaats oder von Amts wegen in 
Verbindung mit den zuständigen Be-
hörden der Mitgliedstaaten, die ihr 
Amtshilfe zu leisten haben, die Fälle, 
in denen Zuwiderhandlungen gegen 
diese Grundsätze vermutet werden. 
Stellt sie eine Zuwiderhandlung fest, 
so schlägt sie geeignete Mittel vor, um 
diese abzustellen. 

(2) Wird die Zuwiderhandlung nicht 
abgestellt, so trifft die Kommission in 
einem mit Gründen versehenen Be-
schluss die Feststellung, dass eine de-
rartige Zuwiderhandlung vorliegt. Sie 
kann den Beschluss veröffentlichen 
und die Mitgliedstaaten ermächtigen, 
die erforderlichen Abhilfemaßnah-
men zu treffen, deren Bedingungen 
und Einzelheiten sie festlegt. 

(3) Die Kommission kann Verord-
nungen zu den Gruppen von Verein-
barungen erlassen, zu denen der Rat 
nach Artikel 103 Absatz 2 Buchstabe 
b eine Verordnung oder Richtlinie er-
lassen hat. 

Artikel 106 
(ex-Artikel 86 EGV) 

(1) Die Mitgliedstaaten werden in 
Bezug auf öffentliche Unternehmen 
und auf Unternehmen, denen sie be-
sondere oder ausschließliche Rechte 
gewähren, keine den Verträgen und 
insbesondere den Artikeln 18 und 101 
bis 109 widersprechende Maßnahmen 
treffen oder beibehalten. 

(2) Für Unternehmen, die mit Di-
enstleistungen von allgemeinem 
wirtschaftlichem Interesse betraut 
sind oder den Charakter eines Fi-
nanzmonopols haben, gelten die 
Vorschriften der Verträge, insbeson-
dere die Wettbewerbsregeln, soweit 
die Anwendung dieser Vorschriften 
nicht die Erfüllung der ihnen übertra-
genen besonderen Aufgabe rechtlich 
oder tatsächlich verhindert. Die En-
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twicklung des Handelsverkehrs darf 
nicht in einem Ausmaß beeinträchtigt 
werden, das dem Interesse der Union 
zuwiderläuft. (3) Die Kommission 
achtet auf die Anwendung dieses Ar-
tikels und richtet erforderlichenfalls 
geeignete Richtlinien oder Beschlüsse 
an die Mitgliedstaaten. 

ABSCHNITT 2 
STAATLICHE BEIHILFEN 

Artikel 107 
(ex-Artikel 87 EGV)

(1) Soweit in den Verträgen nicht 
etwas anderes bestimmt ist, sind 
staatliche oder aus staatlichen Mit-
teln gewährte Beihilfen gleich 
welcher Art, die durch die Begünsti-
gung bestimmter Unternehmen oder 
Produktionszweige den Wettbew-
erb verfälschen oder zu verfälschen 
drohen, mit dem Binnenmarkt unver-
einbar, soweit sie den Handel zwis-
chen Mitgliedstaaten beeinträchtigen. 

(2) Mit dem Binnenmarkt verein-
bar sind: a) Beihilfen sozialer Art an 
einzelne Verbraucher, wenn sie ohne 
Diskriminierung nach der Herkunft 
der Waren gewährt werden; b) Beihil-
fen zur Beseitigung von Schäden, die 
durch Naturkatastrophen oder son-
stige außergewöhnliche Ereignisse 
entstanden sind; c) Beihilfen für 
die Wirtschaft bestimmter, durch 
die Teilung Deutschlands betrof-
fener Gebiete der Bundesrepublik 
Deutschland, soweit sie zum Aus-
gleich der durch die Teilung verur-
sachten wirtschaftlichen Nachteile 
erforderlich sind. Der Rat kann fünf 
Jahre nach dem Inkrafttreten des Ver-
trags von Lissabon auf Vorschlag der 
Kommission einen Beschluss erlas-
sen, mit dem dieser Buchstabe aufge-
hoben wird. 

(3) Als mit dem Binnenmarkt ver-
einbar können angesehen werden: 
a) Beihilfen zur Förderung der 
wirtschaftlichen Entwicklung von 
Gebieten, in denen die Lebenshal-
tung außergewöhnlich niedrig ist 
oder eine erhebliche Unterbeschäf-
tigung herrscht, sowie der in Ar-
tikel 349 genannten Gebiete unter 
Berücksichtigung ihrer strukturellen, 
wirtschaftlichen und sozialen Lage; 
b) Beihilfen zur Förderung wichtiger 
Vorhaben von gemeinsamem eu-
ropäischem Interesse oder zur Behe-

bung einer beträchtlichen Störung im 
Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaats; 

c) Beihilfen zur Förderung der 
Entwicklung gewisser Wirtschaftsz-
weige oder Wirtschaftsgebiete, soweit 
sie die Handelsbedingungen nicht in 
einer Weise verändern, die dem ge-
meinsamen Interesse zuwiderläuft; 
d) Beihilfen zur Förderung der Kul-
tur und der Erhaltung des kulturellen 
Erbes, soweit sie die Handels- und 
Wettbewerbsbedingungen in der Un-
ion nicht in einem Maß beeinträchti-
gen, das dem gemeinsamen Interesse 
zuwiderläuft; e) sonstige Arten von 
Beihilfen, die der Rat durch einen Be-
schluss auf Vorschlag der Kommis-
sion bestimmt. 

Artikel 108 
(ex-Artikel 88 EGV) 

(1) Die Kommission überprüft fort-
laufend in Zusammenarbeit mit den 
Mitgliedstaaten die in diesen bestehe-
nden Beihilferegelungen. Sie schlägt 
ihnen die zweckdienlichen Maßnah-
men vor, welche die fortschreitende 
Entwicklung und das Funktionieren 
des Binnenmarkts erfordern. 

(2) Stellt die Kommission fest, 
nachdem sie den Beteiligten eine Frist 
zur Äußerung gesetzt hat, dass eine 
von einem Staat oder aus staatlichen 
Mitteln gewährte Beihilfe mit dem 
Binnenmarkt nach Artikel 107 unver-
einbar ist oder dass sie missbräuchlich 
angewandt wird, so beschließt sie, dass 
der betreffende Staat sie binnen einer 
von ihr bestimmten Frist aufzuheben 
oder umzugestalten hat. Kommt der 
betreffende Staat diesem Beschluss 
innerhalb der festgesetzten Frist nicht 
nach, so kann die Kommission oder 
jeder betroffene Staat in Abweichung 
von den Artikeln 258 und 259 den 
Gerichtshof der Europäischen Union 
unmittelbar anrufen. Der Rat kann 
einstimmig auf Antrag eines Mit-
gliedstaats beschließen, dass eine von 
diesem Staat gewährte oder geplante 
Beihilfe in Abweichung von Artikel 
107 oder von den nach Artikel 109 
erlassenen Verordnungen als mit dem 
Binnenmarkt vereinbar gilt, wenn 
außergewöhnliche Umstände einen 
solchen Beschluss rechtfertigen. Hat 
die Kommission bezüglich dieser 
Beihilfe das in Unterabsatz 1 dieses 
Absatzes vorgesehene Verfahren be-

reits eingeleitet, so bewirkt der Antrag 
des betreffenden Staates an den Rat 
die Aussetzung dieses Verfahrens, bis 
der Rat sich geäußert hat. Äußert sich 
der Rat nicht binnen drei Monaten 
nach Antragstellung, so beschließt die 
Kommission. 

(3) Die Kommission wird von 
jeder beabsichtigten Einführung oder 
Umgestaltung von Beihilfen so rech-
tzeitig unterrichtet, dass sie sich dazu 
äußern kann. Ist sie der Auffassung, 
dass ein derartiges Vorhaben nach 
Artikel 107 mit dem Binnenmarkt un-
vereinbar ist, so leitet sie unverzüglich 
das in Absatz 2 vorgesehene Verfahren 
ein. Der betreffende Mitgliedstaat darf 
die beabsichtigte Maßnahme nicht 
durchführen, bevor die Kommission 
einen abschließenden Beschluss er-
lassen hat. 

(4) Die Kommission kann Verord-
nungen zu den Arten von staatlichen 
Beihilfen erlassen, für die der Rat 
nach Artikel 109 festgelegt hat, dass 
sie von dem Verfahren nach Absatz 3 
ausgenommen werden können. 

Artikel 109 
(ex-Artikel 89 EGV) 

Der Rat kann auf Vorschlag der 
Kommission und nach Anhörung des 
Europäischen Parlaments alle zweck-
dienlichen Durchführungsverord-
nungen zu den Artikeln 107 und 108 
erlassen und insbesondere die Bedin-
gungen für die Anwendung des Ar-
tikels 108 Absatz 3 sowie diejenigen 
Arten von Beihilfen festlegen, die von 
diesem Verfahren ausgenommen sind. 

KAPITEL 2 
STEUERLICHE VORSCHRIF-

TEN 
Artikel 110 

(ex-Artikel 90 EGV) 
Die Mitgliedstaaten erheben auf 

Waren aus anderen Mitgliedstaaten 
weder unmittelbar noch mittelbar 
höhere inländische Abgaben gleich 
welcher Art, als gleichartige inländis-
che Waren unmittelbar oder mittelbar 
zu tragen haben. Die Mitgliedstaaten 
erheben auf Waren aus anderen Mit-
gliedstaaten keine inländischen Abga-
ben, die geeignet sind, andere Produk-
tionen mittelbar zu schützen. 



35

EMRK

EUV

AEUV

Artikel 111 
(ex-Artikel 91 EGV) 

Werden Waren in das Hoheitsgebiet 
eines Mitgliedstaats ausgeführt, so 
darf die Rückvergütung für inländis-
che Abgaben nicht höher sein als die 
auf die ausgeführten Waren mittelbar 
oder unmittelbar erhobenen inländis-
chen Abgaben. 

Artikel 112
(ex-Artikel 92 EGV) 

Für Abgaben außer Umsatzsteuern, 
Verbrauchsabgaben und sonstigen 
indirekten Steuern sind Entlastungen 
und Rückvergütungen bei der Aus-
fuhr nach anderen Mitgliedstaaten 
sowie Ausgleichsabgaben bei der 
Einfuhr aus den Mitgliedstaaten nur 
zulässig, soweit der Rat sie vorher auf 
Vorschlag der Kommission für eine 
begrenzte Frist genehmigt hat. DE 
30.3.2010 Amtsblatt der Europäis-
chen Union C 83/93

Artikel 113 
(ex-Artikel 93 EGV) 

Der Rat erlässt gemäß einem be-
sonderen Gesetzgebungsverfahren 
und nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments und des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses einstimmig die 
Bestimmungen zur Harmonisierung 
der Rechtsvorschriften über die Um-
satzsteuern, die Verbrauchsabgaben 
und sonstige indirekte Steuern, soweit 
diese Harmonisierung für die Errich-
tung und das Funktionieren des Bin-
nenmarkts und die Vermeidung von 
Wettbewerbsverzerrungen notwendig 
ist. 

KAPITEL 3 
ANGLEICHUNG DER RE-
CHTSVORSCHRIFTEN 

Artikel 114 
(ex-Artikel 95 EGV) 

(1) Soweit in den Verträgen nichts 
anderes bestimmt ist, gilt für die Ver-
wirklichung der Ziele des Artikels 
26 die nachstehende Regelung. Das 
Europäische Parlament und der Rat 
erlassen gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren und nach 
Anhörung des Wirtschafts- und So-
zialausschusses die Maßnahmen zur 
Angleichung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften der Mitgliedstaaten, 
welche die Errichtung und das Funk-

tionieren des Binnenmarkts zum Ge-
genstand haben. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für die 
Bestimmungen über die Steuern, die 
Bestimmungen über die Freizügigkeit 
und die Bestimmungen über die Re-
chte und Interessen der Arbeitnehmer. 

(3) Die Kommission geht in ihren 
Vorschlägen nach Absatz 1 in den Be-
reichen Gesundheit, Sicherheit, Um-
weltschutz und Verbraucherschutz 
von einem hohen Schutzniveau aus 
und berücksichtigt dabei insbesondere 
alle auf wissenschaftliche Ergebnisse 
gestützten neuen Entwicklungen. Im 
Rahmen ihrer jeweiligen Befugnisse 
streben das Europäische Parlament 
und der Rat dieses Ziel ebenfalls an. 

(4) Hält es ein Mitgliedstaat nach 
dem Erlass einer Harmonisierungs-
maßnahme durch das Europäische 
Parlament und den Rat beziehungs-
weise durch den Rat oder die Kom-
mission für erforderlich, einzelstaatli-
che Bestimmungen beizubehalten, 
die durch wichtige Erfordernisse im 
Sinne des Artikels 36 oder in Bezug 
auf den Schutz der Arbeitsumwelt 
oder den Umweltschutz gerechtfertigt 
sind, so teilt er diese Bestimmungen 
sowie die Gründe für ihre Beibehal-
tung der Kommission mit. 

(5) Unbeschadet des Absatzes 4 teilt 
ferner ein Mitgliedstaat, der es nach 
dem Erlass einer Harmonisierungs-
maßnahme durch das Europäische 
Parlament und den Rat beziehungs-
weise durch den Rat oder die Kom-
mission für erforderlich hält, auf 
neue wissenschaftliche Erkenntnisse 
gestützte einzelstaatliche Bestim-
mungen zum Schutz der Umwelt oder 
der Arbeitsumwelt aufgrund eines 
spezifischen Problems für diesen 
Mitgliedstaat, das sich nach dem Er-
lass der Harmonisierungsmaßnahme 
ergibt, einzuführen, die in Aussicht 
genommenen Bestimmungen sowie 
die Gründe für ihre Einführung der 
Kommission mit. 

(6) Die Kommission beschließt 
binnen sechs Monaten nach den Mit-
teilungen nach den Absätzen 4 und 
5, die betreffenden einzelstaatlichen 
Bestimmungen zu billigen oder ab-
zulehnen, nachdem sie geprüft hat, ob 
sie ein Mittel zur willkürlichen Dis-
kriminierung und eine verschleierte 
Beschränkung des Handels zwischen 

den Mitgliedstaaten darstellen und 
ob sie das Funktionieren des Binnen-
markts behindern. 

Erlässt die Kommission innerhalb 
dieses Zeitraums keinen Beschluss, 
so gelten die in den Absätzen 4 und 
5 genannten einzelstaatlichen Bestim-
mungen als gebilligt. 

Die Kommission kann, sofern dies 
aufgrund des schwierigen Sachverh-
alts gerechtfertigt ist und keine Gefahr 
für die menschliche Gesundheit beste-
ht, dem betreffenden Mitgliedstaat 
mitteilen, dass der in diesem Absatz 
genannte Zeitraum gegebenenfalls 
um einen weiteren Zeitraum von bis 
zu sechs Monaten verlängert wird. 

(7) Wird es einem Mitglied-
staat nach Absatz 6 gestattet, von 
der Harmonisierungsmaßnahme 
abweichende einzelstaatliche Bestim-
mungen beizubehalten oder einzufüh-
ren, so prüft die Kommission unver-
züglich, ob sie eine Anpassung dieser 
Maßnahme vorschlägt. 

(8) Wirft ein Mitgliedstaat in einem 
Bereich, der zuvor bereits Gegenstand 
von Harmonisierungsmaßnahmen 
war, ein spezielles Gesundheitsprob-
lem auf, so teilt er dies der Kommis-
sion mit, die dann umgehend prüft, ob 
sie dem Rat entsprechende Maßnah-
men vorschlägt. 

(9) In Abweichung von dem Ver-
fahren der Artikel 258 und 259 kann 
die Kommission oder ein Mitglied-
staat den Gerichtshof der Europäis-
chen Union unmittelbar anrufen, 
wenn die Kommission oder der Staat 
der Auffassung ist, dass ein anderer 
Mitgliedstaat die in diesem Artikel 
vorgesehenen Befugnisse miss-
braucht. 

(10) Die vorgenannten Harmo-
nisierungsmaßnahmen sind in gee-
igneten Fällen mit einer Schutz-
klausel verbunden, welche die 
Mitgliedstaaten ermächtigt, aus 
einem oder mehreren der in Artikel 
36 genannten nicht wirtschaftlichen 
Gründe vorläufige Maßnahmen zu 
treffen, die einem Kontrollverfahren 
der Union unterliegen. 

Artikel 115 
(ex-Artikel 94 EGV) 

Unbeschadet des Artikels 114 er-
lässt der Rat gemäß einem besonderen 
Gesetzgebungsverfahren einstimmig 
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und nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments und des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses Richtlinien für die 
Angleichung derjenigen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mit-
gliedstaaten, die sich unmittelbar auf 
die Errichtung oder das Funktionieren 
des Binnenmarkts auswirken. 

Artikel 116 
(ex-Artikel 96 EGV) 

Stellt die Kommission fest, dass 
vorhandene Unterschiede in den Re-
chts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten die Wettbewerbsbed-
ingungen auf dem Binnenmarkt ver-
fälschen und dadurch eine Verzerrung 
hervorrufen, die zu beseitigen ist, so 
tritt sie mit den betreffenden Mitglied-
staaten in Beratungen ein. 

Führen diese Beratungen nicht zur 
Beseitigung dieser Verzerrung, so 
erlassen das Europäische Parlament 
und der Rat gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren die erforder-
lichen Richtlinien. Es können alle 
sonstigen in den Verträgen vorgese-
henen zweckdienlichen Maßnahmen 
erlassen werden. 

Artikel 117 
(ex-Artikel 97 EGV) 

(1) Ist zu befürchten, dass der Erlass 
oder die Änderung einer Rechts- oder 
Verwaltungsvorschrift eine Verzer-
rung im Sinne des Artikels 116 verur-
sacht, so setzt sich der Mitgliedstaat, 
der diese Maßnahme beabsichtigt, 
mit der Kommission ins Benehmen. 
Diese empfiehlt nach Beratung mit 
den Mitgliedstaaten den beteiligten 
Staaten die zur Vermeidung dieser 
Verzerrung geeigneten Maßnahmen. 

(2) Kommt der Staat, der inner-
staatliche Vorschriften erlassen oder 
ändern will, der an ihn gerichteten 
Empfehlung der Kommission nicht 
nach, so kann nicht gemäß Artikel 
116 verlangt werden, dass die anderen 
Mitgliedstaaten ihre innerstaatlichen 
Vorschriften ändern, um die Verzer-
rung zu beseitigen. Verursacht ein 
Mitgliedstaat, der die Empfehlung der 
Kommission außer Acht lässt, eine 
Verzerrung lediglich zu seinem ei-
genen Nachteil, so findet Artikel 116 
keine Anwendung. 

Artikel 118 
Im Rahmen der Verwirklichung 

oder des Funktionierens des Bin-
nenmarkts erlassen das Europäische 
Parlament und der Rat gemäß dem 
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren 
Maßnahmen zur Schaffung europäis-
cher Rechtstitel über einen einheitli-
chen Schutz der Rechte des geistigen 
Eigentums in der Union sowie zur 
Einführung von zentralisierten Zu-
lassungs-, Koordinierungs- und Kon-
trollregelungen auf Unionsebene. Der 
Rat legt gemäß einem besonderen Ge-
setzgebungsverfahren durch Verord-
nungen die Sprachenregelungen für 
die europäischen Rechtstitel fest. Der 
Rat beschließt einstimmig nach An-
hörung des Europäischen Parlaments. 

TITEL VIII 
DIE WIRTSCHAFTS- UND 

WÄHRUNGSPOLITIK 
Artikel 119 

(ex-Artikel 4 EGV) 
(1) Die Tätigkeit der Mitglied-

staaten und der Union im Sinne 
des Artikels 3 des Vertrags über die 
Europäische Union umfasst nach 
Maßgabe der Verträge die Einführung 
einer Wirtschaftspolitik, die auf einer 
engen Koordinierung der Wirtschaft-
spolitik der Mitgliedstaaten, dem 
Binnenmarkt und der Festlegung ge-
meinsamer Ziele beruht und dem Gr-
undsatz einer offenen Marktwirtschaft 
mit freiem Wettbewerb verpflichtet 
ist. DE C 83/96 Amtsblatt der Eu-
ropäischen Union 30.3.2010

(2) Parallel dazu umfasst diese 
Tätigkeit nach Maßgabe der Verträge 
und der darin vorgesehenen Verfahren 
eine einheitliche Währung, den Euro, 
sowie die Festlegung und Durchfüh-
rung einer einheitlichen Geld- sowie 
Wechselkurspolitik, die beide vorran-
gig das Ziel der Preisstabilität verfol-
gen und unbeschadet dieses Zieles die 
allgemeine Wirtschaftspolitik in der 
Union unter Beachtung des Grund-
satzes einer offenen Marktwirtschaft 
mit freiem Wettbewerb unterstützen 
sollen. 

(3) Diese Tätigkeit der Mitglied-
staaten und der Union setzt die 
Einhaltung der folgenden richtung-
weisenden Grundsätze voraus: stabile 
Preise, gesunde öffentliche Finanzen 
und monetäre Rahmenbedingungen 

sowie eine dauerhaft finanzierbare 
Zahlungsbilanz. 

KAPITEL 1 
DIE WIRTSCHAFTSPOLITIK 

Artikel 120 
(ex-Artikel 98 EGV) 

Die Mitgliedstaaten richten ihre 
Wirtschaftspolitik so aus, dass sie im 
Rahmen der in Artikel 121 Absatz 2 
genannten Grundzüge zur Verwirkli-
chung der Ziele der Union im Sinne 
des Artikels 3 des Vertrags über die 
Europäische Union beitragen. Die 
Mitgliedstaaten und die Union han-
deln im Einklang mit dem Grund-
satz einer offenen Marktwirtschaft 
mit freiem Wettbewerb, wodurch ein 
effizienter Einsatz der Ressourcen 
gefördert wird, und halten sich dabei 
an die in Artikel 119 genannten Gr-
undsätze.

Artikel 121 
(ex-Artikel 99 EGV) 

(1) Die Mitgliedstaaten betrachten 
ihre Wirtschaftspolitik als eine An-
gelegenheit von gemeinsamem Inter-
esse und koordinieren sie im Rat nach 
Maßgabe des Artikels 120. 

(2) Der Rat erstellt auf Empfehlung 
der Kommission einen Entwurf für 
die Grundzüge der Wirtschaftspolitik 
der Mitgliedstaaten und der Union 
und erstattet dem Europäischen Rat 
hierüber Bericht. Der Europäische 
Rat erörtert auf der Grundlage dieses 
Berichtes des Rates eine Schluss-
folgerung zu den Grundzügen der 
Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten 
und der Union. Auf der Grundlage 
dieser Schlussfolgerung verabschie-
det der Rat eine Empfehlung, in der 
diese Grundzüge dargelegt werden. 
Der Rat unterrichtet das Europäische 
Parlament über seine Empfehlung. 

(3) Um eine engere Koordinierung 
der Wirtschaftspolitik und eine dau-
erhafte Konvergenz der Wirtschaft-
sleistungen der Mitgliedstaaten zu 
gewährleisten, überwacht der Rat 
anhand von Berichten der Kommis-
sion die wirtschaftliche Entwicklung 
in jedem Mitgliedstaat und in der 
Union sowie die Vereinbarkeit der 
Wirtschaftspolitik mit den in Absatz 
2 genannten Grundzügen und nimmt 
in regelmäßigen Abständen eine Ge-
samtbewertung vor.
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Artikel 122 
(ex-Artikel 100 EGV) 

(1) Der Rat kann auf Vorschlag der 
Kommission unbeschadet der sonsti-
gen in den Verträgen vorgesehenen 
Verfahren im Geiste der Solidarität 
zwischen den Mitgliedstaaten über 
die der Wirtschaftslage angemess-
enen Maßnahmen beschließen, ins-
besondere falls gravierende Schwi-
erigkeiten in der Versorgung mit 
bestimmten Waren, vor allem im En-
ergiebereich, auftreten. 

(2) Ist ein Mitgliedstaat aufgr-
und von Naturkatastrophen oder 
außergewöhnlichen Ereignissen, 
die sich seiner Kontrolle entziehen, 
von Schwierigkeiten betroffen oder 
von gravierenden Schwierigkeiten 
ernstlich bedroht, so kann der Rat 
auf Vorschlag der Kommission be-
schließen, dem betreffenden Mitglied-
staat unter bestimmten Bedingungen 
einen finanziellen Beistand der Union 
zu gewähren. Der Präsident des Rates 
unterrichtet das Europäische Parla-
ment über den Beschluss. 

Artikel 123 
(ex-Artikel 101 EGV) 

(1) Überziehungs- oder andere 
Kreditfazilitäten bei der Europäischen 
Zentralbank oder den Zentralbanken 
der Mitgliedstaaten (im Folgenden als 
„nationale Zentralbanken“ bezeich-
net) für Organe, Einrichtungen oder 
sonstige Stellen der Union, Zentral-
regierungen, regionale oder lokale 
Gebietskörperschaften oder andere 
öffentlich-rechtliche Körperschaften, 
sonstige Einrichtungen des öffen-
tlichen Rechts oder öffentliche Un-
ternehmen der Mitgliedstaaten sind 
ebenso verboten wie der unmittelbare 
Erwerb von Schuldtiteln von diesen 
durch die Europäische Zentralbank 
oder die nationalen Zentralbanken. 

(2) Die Bestimmungen des Absatz-
es 1 gelten nicht für Kreditinstitute in 
öffentlichem Eigentum; diese werden 
von der jeweiligen nationalen Zen-
tralbank und der Europäischen Zen-
tralbank, was die Bereitstellung von 
Zentralbankgeld betrifft, wie private 
Kreditinstitute behandelt. 

Artikel 124 
(ex-Artikel 102 EGV) 

Maßnahmen, die nicht aus aufsi-

chtsrechtlichen Gründen getroffen 
werden und einen bevorrechtigten 
Zugang der Organe, Einrichtungen 
oder sonstigen Stellen der Union, der 
Zentralregierungen, der regionalen 
oder lokalen Gebietskörperschaften 
oder anderen öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften, sonstiger Einrich-
tungen des öffentlichen Rechts oder 
öffentlicher Unternehmen der Mit-
gliedstaaten zu den Finanzinstituten 
schaffen, sind verboten. 

Artikel 125 
(ex-Artikel 103 EGV) 

(1) Die Union haftet nicht für 
die Verbindlichkeiten der Zentral-
regierungen, der regionalen oder 
lokalen Gebietskörperschaften 
oder anderen öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften, sonstiger Einrich-
tungen des öffentlichen Rechts oder 
öffentlicher Unternehmen von Mit-
gliedstaaten und tritt nicht für de-
rartige Verbindlichkeiten ein; dies 
gilt unbeschadet der gegenseitigen 
finanziellen Garantien für die gemein-
same Durchführung eines bestimmten 
Vorhabens. Ein Mitgliedstaat haftet 
nicht für die Verbindlichkeiten der 
Zentralregierungen, der regionalen 
oder lokalen Gebietskörperschaften 
oder anderen öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften, sonstiger Einrich-
tungen des öffentlichen Rechts oder 
öffentlicher Unternehmen eines an-
deren Mitgliedstaats und tritt nicht für 
derartige Verbindlichkeiten ein; dies 
gilt unbeschadet der gegenseitigen 
finanziellen Garantien für die gemein-
same Durchführung eines bestimmten 
Vorhabens. 

(2) Der Rat kann erforderlichen-
falls auf Vorschlag der Kommission 
und nach Anhörung des Europäis-
chen Parlaments die Definitionen für 
die Anwendung der in den Artikeln 
123 und 124 sowie in diesem Artikel 
vorgesehenen Verbote näher bestim-
men. 

Artikel 126 
(ex-Artikel 104 EGV) 

(1) Die Mitgliedstaaten vermeiden 
übermäßige öffentliche Defizite. 

(2) Die Kommission überwacht die 
Entwicklung der Haushaltslage und 
der Höhe des öffentlichen Schulden-
stands in den Mitgliedstaaten im Hin-
blick auf die Feststellung schwerwie-

gender Fehler. Insbesondere prüft sie 
die Einhaltung der Haushaltsdisziplin 
anhand von zwei Kriterien, nämlich 
daran, 

a) ob das Verhältnis des geplanten 
oder tatsächlichen öffentlichen De-
fizits zum Bruttoinlandsprodukt einen 
bestimmten Referenzwert überschre-
itet, es sei denn, dass 

— entweder das Verhältnis erhe-
blich und laufend zurückgegangen ist 
und einen Wert in der Nähe des Refer-
enzwerts erreicht hat 

— oder der Referenzwert nur aus-
nahmsweise und vorübergehend 
überschritten wird und das Verhältnis 
in der Nähe des Referenzwerts bleibt, 

b) ob das Verhältnis des öffentlichen 
Schuldenstands zum Bruttoinland-
sprodukt einen bestimmten Referen-
zwert überschreitet, es sei denn, dass 
das Verhältnis hinreichend rückläufig 
ist und sich rasch genug dem Referen-
zwert nähert. 

Die Referenzwerte werden in einem 
den Verträgen beigefügten Protokoll 
über das Verfahren bei einem über-
mäßigen Defizit im Einzelnen fest-
gelegt. 

(3) Erfüllt ein Mitgliedstaat keines 
oder nur eines dieser Kriterien, so er-
stellt die Kommission einen Bericht. 
In diesem Bericht wird berücksichtigt, 
ob das öffentliche Defizit die öffen-
tlichen Ausgaben für Investitionen 
übertrifft; berücksichtigt werden fern-
er alle sonstigen einschlägigen Fak-
toren, einschließlich der mittelfristi-
gen Wirtschafts- und Haushaltslage 
des Mitgliedstaats. Die Kommission 
kann ferner einen Bericht erstellen, 
wenn sie ungeachtet der Erfüllung der 
Kriterien der Auffassung ist, dass in 
einem Mitgliedstaat die Gefahr eines 
übermäßigen Defizits besteht. 

(4) Der Wirtschafts- und Finan-
zausschuss gibt eine Stellungnahme 
zu dem Bericht der Kommission ab. 

(5) Ist die Kommission der Auf-
fassung, dass in einem Mitgliedstaat 
ein übermäßiges Defizit besteht oder 
sich ergeben könnte, so legt sie dem 
betreffenden Mitgliedstaat eine Stel-
lungnahme vor und unterrichtet den 
Rat. 

(6) Der Rat beschließt auf Vorschlag 
der Kommission und unter Berück-
sichtigung der Bemerkungen, die 
der betreffende Mitgliedstaat gege-
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benenfalls abzugeben wünscht, nach 
Prüfung der Gesamtlage, ob ein über-
mäßiges Defizit besteht. 

(7) Stellt der Rat nach Absatz 6 ein 
übermäßiges Defizit fest, so richtet er 
auf Empfehlung der Kommission un-
verzüglich Empfehlungen an den be-
treffenden Mitgliedstaat mit dem Ziel, 
dieser Lage innerhalb einer bestim-
mten Frist abzuhelfen. Vorbehaltlich 
des Absatzes 8 werden diese Empfe-
hlungen nicht veröffentlicht. 

(8) Stellt der Rat fest, dass seine 
Empfehlungen innerhalb der gesetz-
ten Frist keine wirksamen Maßnah-
men ausgelöst haben, so kann er seine 
Empfehlungen veröffentlichen.

(9) Falls ein Mitgliedstaat den 
Empfehlungen des Rates weiterhin 
nicht Folge leistet, kann der Rat be-
schließen, den Mitgliedstaat mit der 
Maßgabe in Verzug zu setzen, inner-
halb einer bestimmten Frist Maßnah-
men für den nach Auffassung des 
Rates zur Sanierung erforderlichen 
Defizitabbau zu treffen. 

Der Rat kann in diesem Fall den 
betreffenden Mitgliedstaat ersuchen, 
nach einem konkreten Zeitplan Ber-
ichte vorzulegen, um die Anpassungs-
bemühungen des Mitgliedstaats über-
prüfen zu können. 

(10) Das Recht auf Klageerhebung 
nach den Artikeln 258 und 259 kann 
im Rahmen der Absätze 1 bis 9 dieses 
Artikels nicht ausgeübt werden. 

(11) Solange ein Mitgliedstaat 
einen Beschluss nach Absatz 9 nicht 
befolgt, kann der Rat beschließen, 
eine oder mehrere der nachstehenden 
Maßnahmen anzuwenden oder gege-
benenfalls zu verschärfen, nämlich 

— von dem betreffenden Mitglied-
staat verlangen, vor der Emission von 
Schuldverschreibungen und sonsti-
gen Wertpapieren vom Rat näher zu 
bezeichnende zusätzliche Angaben zu 
veröffentlichen, 

— die Europäische Investitions-
bank ersuchen, ihre Darlehenspolitik 
gegenüber dem Mitgliedstaat zu über-
prüfen, 

— von dem Mitgliedstaat verlan-
gen, eine unverzinsliche Einlage in 
angemessener Höhe bei der Union zu 
hinterlegen, bis das übermäßige De-
fizit nach Ansicht des Rates korrigiert 
worden ist, 

— Geldbußen in angemessener 

Höhe verhängen. Der Präsident des 
Rates unterrichtet das Europäische 
Parlament von den Beschlüssen. 

(12) Der Rat hebt einige oder sämtli-
che Beschlüsse oder Empfehlungen 
nach den Absätzen 6 bis 9 und 11 so 
weit auf, wie das übermäßige Defizit 
in dem betreffenden Mitgliedstaat 
nach Ansicht des Rates korrigiert 
worden ist. Hat der Rat zuvor Emp-
fehlungen veröffentlicht, so stellt er, 
sobald der Beschluss nach Absatz 8 
aufgehoben worden ist, in einer öffen-
tlichen Erklärung fest, dass in dem 
betreffenden Mitgliedstaat kein über-
mäßiges Defizit mehr besteht. 

(13) Die Beschlussfassung und die 
Empfehlungen des Rates nach den 
Absätzen 8, 9, 11 und 12 erfolgen auf 
Empfehlung der Kommission. Erlässt 
der Rat Maßnahmen nach den Ab-
sätzen 6 bis 9 sowie den Absätzen 11 
und 12, so beschließt er ohne Berück-
sichtigung der Stimme des den be-
treffenden Mitgliedstaat vertretenden 
Mitglieds des Rates. Die qualifizierte 
Mehrheit der übrigen Mitglieder des 
Rates bestimmt sich nach Artikel 238 
Absatz 3 Buchstabe a. 

(14) Weitere Bestimmungen über 
die Durchführung des in diesem Ar-
tikel beschriebenen Verfahrens sind in 
dem den Verträgen beigefügten Pro-
tokoll über das Verfahren bei einem 
übermäßigen Defizit enthalten. 

Der Rat verabschiedet gemäß einem 
besonderen Gesetzgebungsverfahren 
einstimmig und nach Anhörung des 
Europäischen Parlaments sowie der 
Europäischen Zentralbank die gee-
igneten Bestimmungen, die sodann 
das genannte Protokoll ablösen. Der 
Rat beschließt vorbehaltlich der son-
stigen Bestimmungen dieses Absatzes 
auf Vorschlag der Kommission und 
nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments nähere Einzelheiten und 
Begriffsbestimmungen für die Durch-
führung des genannten Protokolls. 

KAPITEL 2 
DIE WÄHRUNGSPOLITIK 

Artikel 127 
(ex-Artikel 105 EGV) 

(1) Das vorrangige Ziel des Eu-
ropäischen Systems der Zentralbank-
en (im Folgenden „ESZB“) ist es, die 
Preisstabilität zu gewährleisten. So-
weit dies ohne Beeinträchtigung des 

Zieles der Preisstabilität möglich ist, 
unterstützt das ESZB die allgemeine 
Wirtschaftspolitik in der Union, um 
zur Verwirklichung der in Artikel 3 
des Vertrags über die Europäische 
Union festgelegten Ziele der Union 
beizutragen. Das ESZB handelt im 
Einklang mit dem Grundsatz einer 
offenen Marktwirtschaft mit freiem 
Wettbewerb, wodurch ein effizienter 
Einsatz der Ressourcen gefördert 
wird, und hält sich dabei an die in Ar-
tikel 119 genannten Grundsätze. 

(2) Die grundlegenden Aufgaben 
des ESZB bestehen darin, — die 
Geldpolitik der Union festzulegen und 
auszuführen, — Devisengeschäfte im 
Einklang mit Artikel 219 durchzufüh-
ren, — die offiziellen Währungsre-
serven der Mitgliedstaaten zu halten 
und zu verwalten, — das reibungslose 
Funktionieren der Zahlungssysteme 
zu fördern. 

(3) Absatz 2 dritter Gedankenstrich 
berührt nicht die Haltung und Verwal-
tung von Arbeitsguthaben in Frem-
dwährungen durch die Regierungen 
der Mitgliedstaaten. 

(4) Die Europäische Zentralbank 
wird gehört — zu allen Vorschlägen 
für Rechtsakte der Union im Zustän-
digkeitsbereich der Europäischen 
Zentralbank, — von den nationalen 
Behörden zu allen Entwürfen für Re-
chtsvorschriften im Zuständigkeits-
bereich der Europäischen Zentral-
bank, und zwar innerhalb der Grenzen 
und unter den Bedingungen, die der 
Rat nach dem Verfahren des Artikels 
129 Absatz 4 festlegt. Die Europäis-
che Zentralbank kann gegenüber den 
zuständigen Organen, Einrichtungen 
oder sonstigen Stellen der Union und 
gegenüber den nationalen Behörden 
Stellungnahmen zu in ihren Zustän-
digkeitsbereich fallenden Fragen ab-
geben. 

(5) Das ESZB trägt zur reibungslos-
en Durchführung der von den zustän-
digen Behörden auf dem Gebiet der 
Aufsicht über die Kreditinstitute und 
der Stabilität des Finanzsystems erg-
riffenen Maßnahmen bei. 

(6) Der Rat kann einstimmig durch 
Verordnungen gemäß einem beson-
deren Gesetzgebungsverfahren und 
nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments und der Europäischen 
Zentralbank besondere Aufgaben im 
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Zusammenhang mit der Aufsicht über 
Kreditinstitute und sonstige Finan-
zinstitute mit Ausnahme von Versi-
cherungsunternehmen der Europäis-
chen Zentralbank übertragen. 

Artikel 128 
(ex-Artikel 106 EGV) 

(1) Die Europäische Zentralbank 
hat das ausschließliche Recht, die 
Ausgabe von Euro-Banknoten in-
nerhalb der Union zu genehmigen. 
Die Europäische Zentralbank und 
die nationalen Zentralbanken sind 
zur Ausgabe dieser Banknoten be-
rechtigt. Die von der Europäischen 
Zentralbank und den nationalen Zen-
tralbanken ausgegebenen Banknoten 
sind die einzigen Banknoten, die in 
der Union als gesetzliches Zahlungs-
mittel gelten. 

(2) Die Mitgliedstaaten haben 
das Recht zur Ausgabe von Euro-
Münzen, wobei der Umfang dieser 
Ausgabe der Genehmigung durch 
die Europäische Zentralbank be-
darf. Der Rat kann auf Vorschlag der 
Kommission und nach Anhörung des 
Europäischen Parlaments und der Eu-
ropäischen Zentralbank Maßnahmen 
erlassen, um die Stückelung und die 
technischen Merkmale aller für den 
Umlauf bestimmten Münzen so weit 
zu harmonisieren, wie dies für deren 
reibungslosen Umlauf innerhalb der 
Union erforderlich ist. 

Artikel 129 
(ex-Artikel 107 EGV) 

(1) Das ESZB wird von den Be-
schlussorganen der Europäischen 
Zentralbank, nämlich dem Rat der 
Europäischen Zentralbank und dem 
Direktorium, geleitet. 

(2) Die Satzung des Europäischen 
Systems der Zentralbanken und der 
Europäischen Zentralbank (im Fol-
genden „Satzung des ESZB und der 
EZB“) ist in einem den Verträgen 
beigefügten Protokoll festgelegt. 

(3) Das Europäische Parlament 
und der Rat können die Artikel 5.1, 
5.2, 5.3, 17, 18, 19.1, 22, 23, 24, 26, 
32.2, 32.3, 32.4, 32.6, 33.1 Buchstabe 
a und 36 der Satzung des ESZB und 
der EZB gemäß dem ordentlichen Ge-
setzgebungsverfahren ändern. Sie be-
schließen entweder auf Empfehlung 
der Europäischen Zentralbank nach 

Anhörung der Kommission oder auf 
Empfehlung der Kommission nach 
Anhörung der Europäischen Zentral-
bank. 

(4) Der Rat erlässt entweder auf 
Vorschlag der Kommission und nach 
Anhörung des Europäischen Parla-
ments und der Europäischen Zen-
tralbank oder auf Empfehlung der 
Europäischen Zentralbank und nach 
Anhörung des Europäischen Parla-
ments und der Kommission die in den 
Artikeln 4, 5.4, 19.2, 20, 28.1, 29.2, 
30.4 und 34.3 der Satzung des ESZB 
und der EZB genannten Bestimmun-
gen.

Artikel 130 
(ex-Artikel 108 EGV) 

Bei der Wahrnehmung der ihnen 
durch die Verträge und die Satzung 
des ESZB und der EZB übertragenen 
Befugnisse, Aufgaben und Pflichten 
darf weder die Europäische Zentral-
bank noch eine nationale Zentralbank 
noch ein Mitglied ihrer Beschlus-
sorgane Weisungen von Organen, 
Einrichtungen oder sonstigen Stellen 
der Union, Regierungen der Mitglied-
staaten oder anderen Stellen einholen 
oder entgegennehmen. Die Organe, 
Einrichtungen oder sonstigen Stel-
len der Union sowie die Regierungen 
der Mitgliedstaaten verpflichten sich, 
diesen Grundsatz zu beachten und 
nicht zu versuchen, die Mitglieder 
der Beschlussorgane der Europäis-
chen Zentralbank oder der nationalen 
Zentralbanken bei der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben zu beeinflussen. 

Artikel 131 
(ex-Artikel 109 EGV) 

Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, 
dass seine innerstaatlichen Rechts-
vorschriften einschließlich der Sat-
zung seiner nationalen Zentralbank 
mit den Verträgen sowie mit der Sat-
zung des ESZB und der EZB im Ein-
klang stehen. 

Artikel 132 
(ex-Artikel 110 EGV)

(1) Zur Erfüllung der dem ESZB 
übertragenen Aufgaben werden von 
der Europäischen Zentralbank gemäß 
den Verträgen und unter den in der 
Satzung des ESZB und der EZB 
vorgesehenen Bedingungen 

— Verordnungen erlassen, insoweit 
dies für die Erfüllung der in Artikel 
3.1 erster Gedankenstrich, Artikel 
19.1, Artikel 22 oder Artikel 25.2 
der Satzung des ESZB und der EZB 
festgelegten Aufgaben erforderlich 
ist; sie erlässt Verordnungen ferner 
in den Fällen, die in den Rechtsakten 
des Rates nach Artikel 129 Absatz 4 
vorgesehen werden, 

— Beschlüsse erlassen, die zur 
Erfüllung der dem ESZB nach den 
Verträgen und der Satzung des ESZB 
und der EZB übertragenen Aufgaben 
erforderlich sind, 

— Empfehlungen und Stellungnah-
men abgegeben. 

(2) Die Europäische Zentralbank 
kann die Veröffentlichung ihrer Be-
schlüsse, Empfehlungen und Stel-
lungnahmen beschließen. 

(3) Innerhalb der Grenzen und un-
ter den Bedingungen, die der Rat 
nach dem Verfahren des Artikels 129 
Absatz 4 festlegt, ist die Europäische 
Zentralbank befugt, Unternehmen bei 
Nichteinhaltung der Verpflichtungen, 
die sich aus ihren Verordnungen und 
Beschlüssen ergeben, mit Geldbußen 
oder in regelmäßigen Abständen zu 
zahlenden Zwangsgeldern zu belegen. 

Artikel 133 
Unbeschadet der Befugnisse der 

Europäischen Zentralbank erlassen 
das Europäische Parlament und der 
Rat gemäß dem ordentlichen Ge-
setzgebungsverfahren die Maßnah-
men, die für die Verwendung des Euro 
als einheitliche Währung erforderlich 
sind. Diese Maßnahmen werden nach 
Anhörung der Europäischen Zentral-
bank erlassen. 

KAPITEL 3 
INSTITUTIONELLE 
BESTIMMUNGEN 

Artikel 134 
(ex-Artikel 114 EGV) 

(1) Um die Koordinierung der Poli-
tiken der Mitgliedstaaten in dem für 
das Funktionieren des Binnenmarkts 
erforderlichen Umfang zu fördern, 
wird ein Wirtschafts- und Finanzauss-
chuss eingesetzt. 

(2) Der Wirtschafts- und Finan-
zausschuss hat die Aufgabe, 

— auf Ersuchen des Rates oder der 
Kommission oder von sich aus Stel-
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lungnahmen an diese Organe abzuge-
ben; 

— die Wirtschafts- und Finanzlage 
der Mitgliedstaaten und der Union 
zu beobachten und dem Rat und der 
Kommission regelmäßig darüber Ber-
icht zu erstatten, insbesondere über 
die finanziellen Beziehungen zu drit-
ten Ländern und internationalen Ein-
richtungen; 

— unbeschadet des Artikels 240 an 
der Vorbereitung der in Artikel 66, 
Artikel 75, Artikel 121 Absätze 2, 
3, 4 und 6, Artikel 122, Artikel 124, 
Artikel 125, Artikel 126, Artikel 127 
Absatz 6, Artikel 128 Absatz 2, Ar-
tikel 129 Absätze 3 und 4, Artikel 138, 
Artikel 140 Absätze 2 und 3, Artikel 
143, Artikel 144 Absätze 2 und 3 und 
Artikel 219 genannten Arbeiten des 
Rates mitzuwirken und die sonstigen 
ihm vom Rat übertragenen Beratung-
saufgaben und vorbereitenden Arbe-
iten auszuführen; 

— mindestens einmal jährlich 
die Lage hinsichtlich des Kapital-
verkehrs und der Freiheit des Zahl-
ungsverkehrs, wie sie sich aus der 
Anwendung der Verträge und der 
Maßnahmen des Rates ergeben, zu 
prüfen; die Prüfung erstreckt sich auf 
alle Maßnahmen im Zusammenhang 
mit dem Kapital- und Zahlungs-
verkehr; der Ausschuss erstattet der 
Kommission und dem Rat Bericht 
über das Ergebnis dieser Prüfung. 
Jeder Mitgliedstaat sowie die Kom-
mission und die Europäische Zentral-
bank ernennen jeweils höchstens zwei 
Mitglieder des Ausschusses. 

(3) Der Rat legt auf Vorschlag der 
Kommission und nach Anhörung der 
Europäischen Zentralbank und des 
in diesem Artikel genannten Aus-
schusses im Einzelnen fest, wie sich 
der Wirtschafts- und Finanzausschuss 
zusammensetzt. Der Präsident des 
Rates unterrichtet das Europäische 
Parlament über diesen Beschluss. 

(4) Sofern und solange es Mit-
gliedstaaten gibt, für die eine Aus-
nahmeregelung nach Artikel 139 gilt, 
hat der Ausschuss zusätzlich zu den 
in Absatz 2 beschriebenen Aufgaben 
die Währungs- und Finanzlage sowie 
den allgemeinen Zahlungsverkehr der 
betreffenden Mitgliedstaaten zu beo-
bachten und dem Rat und der Kom-
mission regelmäßig darüber Bericht 

zu erstatten. 
Artikel 135 

(ex-Artikel 115 EGV) 
Bei Fragen, die in den Geltungs-

bereich von Artikel 121 Absatz 4, Ar-
tikel 126 mit Ausnahme von Absatz 
14, Artikel 138, Artikel 140 Absatz 
1, Artikel 140 Absatz 2 Unterabsatz 
1, Artikel 140 Absatz 3 und Artikel 
219 fallen, kann der Rat oder ein Mit-
gliedstaat die Kommission ersuchen, 
je nach Zweckmäßigkeit eine Empfe-
hlung oder einen Vorschlag zu unter-
breiten. Die Kommission prüft dieses 
Ersuchen und unterbreitet dem Rat 
umgehend ihre Schlussfolgerungen. 

KAPITEL 4 
BESONDERE BESTIMMUN-
GEN FÜR DIE MITGLIED-

STAATEN, DEREN WÄHRUNG 
DER EURO IST 

Artikel 136 
(1) Im Hinblick auf das reibungslose 

Funktionieren der Wirtschafts- und 
Währungsunion erlässt der Rat für 
die Mitgliedstaaten, deren Währung 
der Euro ist, Maßnahmen nach den 
einschlägigen Bestimmungen der 
Verträge und dem entsprechenden 
Verfahren unter den in den Artikeln 
121 und 126 genannten Verfahren, mit 
Ausnahme des in Artikel 126 Absatz 
14 genannten Verfahrens, um 

a) die Koordinierung und Überwa-
chung ihrer Haushaltsdisziplin zu 
verstärken, 

b) für diese Staaten Grundzüge 
der Wirtschaftspolitik auszuarbe-
iten, wobei darauf zu achten ist, dass 
diese mit den für die gesamte Union 
angenommenen Grundzügen der 
Wirtschaftspolitik vereinbar sind, und 
ihre Einhaltung zu überwachen. 

(2) Bei den in Absatz 1 genannten 
Maßnahmen sind nur die Mitglieder 
des Rates stimmberechtigt, die die 
Mitgliedstaaten vertreten, deren 
Währung der Euro ist. 

Die qualifizierte Mehrheit dieser 
Mitglieder bestimmt sich nach Artikel 
238 Absatz 3 Buchstabe a. 

Artikel 137 
Die Einzelheiten für die Tagungen 

der Minister der Mitgliedstaaten, 
deren Währung der Euro ist, sind in 
dem Protokoll betreffend die Euro-
Gruppe festgelegt. 

Artikel 138 
(ex-Artikel 111 Absatz 4 EGV) 

(1) Zur Gewährleistung der Stel-
lung des Euro im internationalen 
Währungssystem erlässt der Rat auf 
Vorschlag der Kommission einen 
Beschluss zur Festlegung der inner-
halb der zuständigen internationalen 
Einrichtungen und Konferenzen im 
Finanzbereich einzunehmenden ge-
meinsamen Standpunkte zu den Fra-
gen, die von besonderer Bedeutung 
für die Wirtschafts- und Währung-
sunion sind. Der Rat beschließt nach 
Anhörung der Europäischen Zentral-
bank. 

(2) Der Rat kann auf Vorschlag der 
Kommission geeignete Maßnahmen 
mit dem Ziel erlassen, eine einheitli-
che Vertretung bei den internationalen 
Einrichtungen und Konferenzen im 
Finanzbereich sicherzustellen. Der 
Rat beschließt nach Anhörung der Eu-
ropäischen Zentralbank. 

(3) Bei den in den Absätzen 1 und 
2 genannten Maßnahmen sind nur die 
Mitglieder des Rates stimmberech-
tigt, die die Mitgliedstaaten vertreten, 
deren Währung der Euro ist. Die qual-
ifizierte Mehrheit dieser Mitglieder 
bestimmt sich nach Artikel 238 Ab-
satz 3 Buchstabe a. 

KAPITEL 5
GEMEINSAME BESTIMMUN-

GEN

[...]

ÜBERGANGSBESTIMMUN-
GEN 

[...]

TITEL IX 
BESCHÄFTIGUNG 

Artikel 145 
(ex-Artikel 125 EGV) 

Die Mitgliedstaaten und die Un-
ion arbeiten nach diesem Titel auf 
die Entwicklung einer koordinierten 
Beschäftigungsstrategie und ins-
besondere auf die Förderung der 
Qualifizierung, Ausbildung und 
Anpassungsfähigkeit der Arbeitne-
hmer sowie der Fähigkeit der Arbe-
itsmärkte hin, auf die Erfordernisse 
des wirtschaftlichen Wandels zu 
reagieren, um die Ziele des Artikels 
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3 des Vertrags über die Europäische 
Union zu erreichen. 

Artikel 146 
(ex-Artikel 126 EGV) 

(1) Die Mitgliedstaaten tragen durch 
ihre Beschäftigungspolitik im Ein-
klang mit den nach Artikel 121 Absatz 
2 verabschiedeten Grundzügen der 
Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten 
und der Union zur Erreichung der in 
Artikel 145 genannten Ziele bei. 

(2) Die Mitgliedstaaten betrachten 
die Förderung der Beschäftigung als 
Angelegenheit von gemeinsamem In-
teresse und stimmen ihre diesbezügli-
chen Tätigkeiten nach Maßgabe des 
Artikels 148 im Rat aufeinander ab, 
wobei die einzelstaatlichen Gepflo-
genheiten in Bezug auf die Verant-
wortung der Sozialpartner berücksi-
chtigt werden. 

Artikel 147 
(ex-Artikel 127 EGV) 

(1) Die Union trägt zu einem hohen 
Beschäftigungsniveau bei, indem sie 
die Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten fördert und deren 
Maßnahmen in diesem Bereich unter-
stützt und erforderlichenfalls ergänzt. 
Hierbei wird die Zuständigkeit der 
Mitgliedstaaten beachtet. 

(2) Das Ziel eines hohen Beschäfti-
gungsniveaus wird bei der Festlegung 
und Durchführung der Unionspolitik-
en und -maßnahmen berücksichtigt. 

Artikel 148
(ex-Artikel 128 EGV) 

(1) Anhand eines gemeinsamen Jah-
resberichts des Rates und der Kom-
mission prüft der Europäische Rat 
jährlich die Beschäftigungslage in 
der Union und nimmt hierzu Schluss-
folgerungen an. 

(2) Anhand der Schlussfolgerungen 
des Europäischen Rates legt der Rat 
auf Vorschlag der Kommission und 
nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments, des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses, des Ausschusses 
der Regionen und des in Artikel 150 
genannten Beschäftigungsausschuss-
es jährlich Leitlinien fest, welche 
die Mitgliedstaaten in ihrer Beschäf-
tigungspolitik berücksichtigen. Diese 
Leitlinien müssen mit den nach Ar-
tikel 121 Absatz 2 verabschiedeten 

Grundzügen in Einklang stehen. 
(3) Jeder Mitgliedstaat übermittelt 

dem Rat und der Kommission jährlich 
einen Bericht über die wichtigsten 
Maßnahmen, die er zur Durchfüh-
rung seiner Beschäftigungspolitik im 
Lichte der beschäftigungspolitischen 
Leitlinien nach Absatz 2 getroffen hat. 

(4) Anhand der in Absatz 3 genannt-
en Berichte und nach Stellungnahme 
des Beschäftigungsausschusses un-
terzieht der Rat die Durchführung 
der Beschäftigungspolitik der Mit-
gliedstaaten im Lichte der beschäf-
tigungspolitischen Leitlinien jährlich 
einer Prüfung. Der Rat kann dabei 
auf Empfehlung der Kommission 
Empfehlungen an die Mitgliedstaaten 
richten, wenn er dies aufgrund der 
Ergebnisse dieser Prüfung für ange-
bracht hält. 

(5) Auf der Grundlage der Ergeb-
nisse der genannten Prüfung erstellen 
der Rat und die Kommission einen 
gemeinsamen Jahresbericht für den 
Europäischen Rat über die Beschäf-
tigungslage in der Union und über 
die Umsetzung der beschäftigung-
spolitischen Leitlinien. 

Artikel 149 
(ex-Artikel 129 EGV) 

Das Europäische Parlament und der 
Rat können gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren und nach 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozi-
alausschusses sowie des Ausschusses 
der Regionen Anreizmaßnahmen 
zur Förderung der Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten und 
zur Unterstützung ihrer Beschäf-
tigungsmaßnahmen durch Initiativen 
beschließen, die darauf abzielen, den 
Austausch von Informationen und be-
währten Verfahren zu entwickeln, ver-
gleichende Analysen und Gutachten 
bereitzustellen sowie innovative 
Ansätze zu fördern und Erfahrungen 
zu bewerten, und zwar insbesondere 
durch den Rückgriff auf Pilotvorha-
ben. Diese Maßnahmen schließen 
keinerlei Harmonisierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften der Mit-
gliedstaaten ein. 

Artikel 150 
(ex-Artikel 130 EGV) 

Der Rat, der mit einfacher Mehrheit 
beschließt, setzt nach Anhörung des 

Europäischen Parlaments einen Be-
schäftigungsausschuss mit beratender 
Funktion zur Förderung der Koordi-
nierung der Beschäftigungs- und Ar-
beitsmarktpolitik der Mitgliedstaaten 
ein. Der Ausschuss hat folgende Auf-
gaben: 

— Er verfolgt die Beschäftigung-
slage und die Beschäftigungspolitik 
in den Mitgliedstaaten und der Union; 

— er gibt unbeschadet des Artikels 
240 auf Ersuchen des Rates oder der 
Kommission oder von sich aus Stel-
lungnahmen ab und trägt zur Vorbere-
itung der in Artikel 148 genannten 
Beratungen des Rates bei. Bei der 
Erfüllung seines Auftrags hört der 
Ausschuss die Sozialpartner. Jeder 
Mitgliedstaat und die Kommission 
entsenden zwei Mitglieder in den 
Ausschuss.

TITEL X 
SOZIALPOLITIK 

Artikel 151 
(ex-Artikel 136 EGV) 

Die Union und die Mitgliedstaaten 
verfolgen eingedenk der sozialen 
Grundrechte, wie sie in der am 18. 
Oktober 1961 in Turin unterzeich-
neten Europäischen Sozialcharta und 
in der Gemeinschaftscharta der so-
zialen Grundrechte der Arbeitnehmer 
von 1989 festgelegt sind, folgende 
Ziele: die Förderung der Beschäf-
tigung, die Verbesserung der Lebens- 
und Arbeitsbedingungen, um dadurch 
auf dem Wege des Fortschritts ihre 
Angleichung zu ermöglichen, einen 
angemessenen sozialen Schutz, den 
sozialen Dialog, die Entwicklung des 
Arbeitskräftepotenzials im Hinblick 
auf ein dauerhaft hohes Beschäf-
tigungsniveau und die Bekämpfung 
von Ausgrenzungen. Zu diesem 
Zweck führen die Union und die 
Mitgliedstaaten Maßnahmen durch, 
die der Vielfalt der einzelstaatlichen 
Gepflogenheiten, insbesondere in den 
vertraglichen Beziehungen, sowie 
der Notwendigkeit, die Wettbewerb-
sfähigkeit der Wirtschaft der Union 
zu erhalten, Rechnung tragen. Sie 
sind der Auffassung, dass sich eine 
solche Entwicklung sowohl aus dem 
eine Abstimmung der Sozialordnun-
gen begünstigenden Wirken des Bin-
nenmarkts als auch aus den in den 
Verträgen vorgesehenen Verfahren 
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sowie aus der Angleichung ihrer Re-
chts- und Verwaltungsvorschriften 
ergeben wird. 

Artikel 152 
Die Union anerkennt und fördert 

die Rolle der Sozialpartner auf Ebene 
der Union unter Berücksichtigung der 
Unterschiedlichkeit der nationalen 
Systeme. Sie fördert den sozialen Di-
alog und achtet dabei die Autonomie 
der Sozialpartner. Der Dreigliedrige 
Sozialgipfel für Wachstum und Be-
schäftigung trägt zum sozialen Dialog 
bei. 

Artikel 153 
(ex-Artikel 137 EGV) 

(1) Zur Verwirklichung der Ziele 
des Artikels 151 unterstützt und 
ergänzt die Union die Tätigkeit der 
Mitgliedstaaten auf folgenden Gebi-
eten: a) Verbesserung insbesondere 
der Arbeitsumwelt zum Schutz der 
Gesundheit und der Sicherheit der 
Arbeitnehmer, b) Arbeitsbedingun-
gen, c) soziale Sicherheit und sozialer 
Schutz der Arbeitnehmer, d) Schutz 
der Arbeitnehmer bei Beendigung 
des Arbeitsvertrags, e) Unterrichtung 
und Anhörung der Arbeitnehmer, 
f) Vertretung und kollektive Wah-
rnehmung der Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberinteressen, einschließlich 
der Mitbestimmung, vorbehaltlich 
des Absatzes 5, g) Beschäftigungs-
bedingungen der Staatsangehörigen 
dritter Länder, die sich rechtmäßig 
im Gebiet der Union aufhalten, h) 
berufliche Eingliederung der aus dem 
Arbeitsmarkt ausgegrenzten Per-
sonen, unbeschadet des Artikels 166, 
i) Chancengleichheit von Männern 
und Frauen auf dem Arbeitsmarkt und 
Gleichbehandlung am Arbeitsplatz, j) 
Bekämpfung der sozialen Ausgren-
zung, k) Modernisierung der Systeme 
des sozialen Schutzes, unbeschadet 
des Buchstabens c. 

(2) Zu diesem Zweck können das 
Europäische Parlament und der Rat  
a) unter Ausschluss jeglicher Harmo-
nisierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
Maßnahmen annehmen, die dazu 
bestimmt sind, die Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten durch 
Initiativen zu fördern, die die Verbes-
serung des Wissensstands, die En-

twicklung des Austauschs von Infor-
mationen und bewährten Verfahren, 
die Förderung innovativer Ansätze 
und die Bewertung von Erfahrungen 
zum Ziel haben; b) in den in Absatz 
1 Buchstaben a bis i genannten Be-
reichen unter Berücksichtigung der 
in den einzelnen Mitgliedstaaten 
bestehenden Bedingungen und tech-
nischen Regelungen durch Richtlin-
ien Mindestvorschriften erlassen, die 
schrittweise anzuwenden sind. Diese 
Richtlinien sollen keine verwal-
tungsmäßigen, finanziellen oder re-
chtlichen Auflagen vorschreiben, die 
der Gründung und Entwicklung von 
kleinen und mittleren Unternehmen 
entgegenstehen. Das Europäische 
Parlament und der Rat beschließen 
gemäß dem ordentlichen Gesetzge-
bungsverfahren nach Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 
und des Ausschusses der Regionen. 
In den in Absatz 1 Buchstaben c, d, f 
und g genannten Bereichen beschließt 
der Rat einstimmig gemäß einem 
besonderen Gesetzgebungsverfahren 
nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments und der genannten Auss-
chüsse. Der Rat kann einstimmig auf 
Vorschlag der Kommission nach An-
hörung des Europäischen Parlaments 
beschließen, dass das ordentliche 
Gesetzgebungsverfahren auf Absatz 
1 Buchstaben d, f und g angewandt 
wird. 

(3) Ein Mitgliedstaat kann den So-
zialpartnern auf deren gemeinsamen 
Antrag die Durchführung von aufgr-
und des Absatzes 2 angenommenen 
Richtlinien oder gegebenenfalls die 
Durchführung eines nach Artikel 155 
erlassenen Beschlusses des Rates 
übertragen. In diesem Fall vergewis-
sert sich der Mitgliedstaat, dass die 
Sozialpartner spätestens zu dem Zeit-
punkt, zu dem eine Richtlinie umge-
setzt oder ein Beschluss durchgeführt 
sein muss, im Wege einer Vereinba-
rung die erforderlichen Vorkehrun-
gen getroffen haben; dabei hat der 
Mitgliedstaat alle erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen, um jederzeit 
gewährleisten zu können, dass die 
durch diese Richtlinie oder diesen Be-
schluss vorgeschriebenen Ergebnisse 
erzielt werden. 

(4) Die aufgrund dieses Artikels er-
lassenen Bestimmungen 

— berühren nicht die anerkannte 
Befugnis der Mitgliedstaaten, die 
Grundprinzipien ihres Systems der 
sozialen Sicherheit festzulegen, und 
dürfen das finanzielle Gleichgewicht 
dieser Systeme nicht erheblich beein-
trächtigen; 

— hindern die Mitgliedstaaten nicht 
daran, strengere Schutzmaßnahmen 
beizubehalten oder zu treffen, die mit 
den Verträgen vereinbar sind. 

(5) Dieser Artikel gilt nicht für das 
Arbeitsentgelt, das Koalitionsrecht, 
das Streikrecht sowie das Aussper-
rungsrecht. 

Artikel 154 
(ex-Artikel 138 EGV) 

(1) Die Kommission hat die Auf-
gabe, die Anhörung der Sozialpartner 
auf Unionsebene zu fördern, und er-
lässt alle zweckdienlichen Maßnah-
men, um den Dialog zwischen den 
Sozialpartnern zu erleichtern, wobei 
sie für Ausgewogenheit bei der Unter-
stützung der Parteien sorgt. 

(2) Zu diesem Zweck hört die 
Kommission vor Unterbreitung von 
Vorschlägen im Bereich der Sozial-
politik die Sozialpartner zu der Frage, 
wie eine Unionsaktion gegebenenfalls 
ausgerichtet werden sollte. 

(3) Hält die Kommission nach dies-
er Anhörung eine Unionsmaßnahme 
für zweckmäßig, so hört sie die So-
zialpartner zum Inhalt des in Aussicht 
genommenen Vorschlags. Die Sozial-
partner übermitteln der Kommission 
eine Stellungnahme oder gegebenen-
falls eine Empfehlung. 

(4) Bei den Anhörungen nach den 
Absätzen 2 und 3 können die So-
zialpartner der Kommission mitteilen, 
dass sie den Prozess nach Artikel 155 
in Gang setzen wollen. Die Dauer 
dieses Prozesses darf höchstens neun 
Monate betragen, sofern die betrof-
fenen Sozialpartner und die Kommis-
sion nicht gemeinsam eine Verläng-
erung beschließen. 

Artikel 155 
(ex-Artikel 139 EGV) 

(1) Der Dialog zwischen den Sozial-
partnern auf Unionsebene kann, falls 
sie es wünschen, zur Herstellung ver-
traglicher Beziehungen einschließlich 
des Abschlusses von Vereinbarungen 
führen. 
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(2) Die Durchführung der auf Un-
ionsebene geschlossenen Verein-
barungen erfolgt entweder nach den 
jeweiligen Verfahren und Gepflogen-
heiten der Sozialpartner und der Mit-
gliedstaaten oder — in den durch Ar-
tikel 153 erfassten Bereichen — auf 
gemeinsamen Antrag der Unterzeich-
nerparteien durch einen Beschluss des 
Rates auf Vorschlag der Kommission. 
Das Europäische Parlament wird 
unterrichtet. Der Rat beschließt ein-
stimmig, sofern die betreffende Ver-
einbarung eine oder mehrere Bestim-
mungen betreffend einen der Bereiche 
enthält, für die nach Artikel 153 Ab-
satz 2 Einstimmigkeit erforderlich ist.

Artikel 156 
(ex-Artikel 140 EGV) 

Unbeschadet der sonstigen Bestim-
mungen der Verträge fördert die 
Kommission im Hinblick auf die Er-
reichung der Ziele des Artikels 151 
die Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und erleichtert die 
Abstimmung ihres Vorgehens in al-
len unter dieses Kapitel fallenden 
Bereichen der Sozialpolitik, insbe-
sondere auf dem Gebiet — der Be-
schäftigung, — des Arbeitsrechts 
und der Arbeitsbedingungen, — der 
beruflichen Ausbildung und Fort-
bildung, — der sozialen Sicherheit, 
— der Verhütung von Berufsunfäl-
len und Berufskrankheiten, — des 
Gesundheitsschutzes bei der Arbeit,  
— des Koalitionsrechts und der 
Kollektivverhandlungen zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern. 
Zu diesem Zweck wird die Kom-
mission in enger Verbindung mit 
den Mitgliedstaaten durch Untersu-
chungen, Stellungnahmen und die 
Durchführung von Konsultationen in 
Bezug auf innerstaatlich oder in den 
internationalen Organisationen zu be-
handelnde Fragen tätig, und zwar ins-
besondere im Wege von Initiativen, 
die darauf abzielen, Leitlinien und In-
dikatoren festzulegen, den Austausch 
bewährter Verfahren durchzuführen 
und die erforderlichen Elemente für 
eine regelmäßige Überwachung und 
Bewertung auszuarbeiten. Das Eu-
ropäische Parlament wird in vollem 
Umfang unterrichtet. Vor Abgabe der 
in diesem Artikel vorgesehenen Stel-
lungnahmen hört die Kommission 

den Wirtschafts- und Sozialausschuss. 

Artikel 157 
(ex-Artikel 141 EGV) 

(1) Jeder Mitgliedstaat stellt die 
Anwendung des Grundsatzes des 
gleichen Entgelts für Männer und 
Frauen bei gleicher oder gleichwerti-
ger Arbeit sicher. 

(2) Unter „Entgelt“ im Sinne dieses 
Artikels sind die üblichen Grund- 
oder Mindestlöhne und -gehälter 
sowie alle sonstigen Vergütungen zu 
verstehen, die der Arbeitgeber auf-
grund des Dienstverhältnisses dem 
Arbeitnehmer unmittelbar oder mit-
telbar in bar oder in Sachleistungen 
zahlt. Gleichheit des Arbeitsentgelts 
ohne Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts bedeutet, 

a) dass das Entgelt für eine gleiche 
nach Akkord bezahlte Arbeit aufgr-
und der gleichen Maßeinheit fest-
gesetzt wird, 

b) dass für eine nach Zeit bezahlte 
Arbeit das Entgelt bei gleichem Arbe-
itsplatz gleich ist. 

(3) Das Europäische Parlament und 
der Rat beschließen gemäß dem or-
dentlichen Gesetzgebungsverfahren 
und nach Anhörung des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses Maßnahmen 
zur Gewährleistung der Anwendung 
des Grundsatzes der Chancengleich-
heit und der Gleichbehandlung von 
Männern und Frauen in Arbeits- und 
Beschäftigungsfragen, einschließlich 
des Grundsatzes des gleichen Entgelts 
bei gleicher oder gleichwertiger Ar-
beit. 

(4) Im Hinblick auf die effektive 
Gewährleistung der vollen Gleichs-
tellung von Männern und Frauen im 
Arbeitsleben hindert der Grundsatz 
der Gleichbehandlung die Mitglied-
staaten nicht daran, zur Erleichter-
ung der Berufstätigkeit des unter-
repräsentierten Geschlechts oder zur 
Verhinderung bzw. zum Ausgleich 
von Benachteiligungen in der beru-
flichen Laufbahn spezifische Vergün-
stigungen beizubehalten oder zu be-
schließen. 

Artikel 158 
(ex-Artikel 142 EGV) 

Die Mitgliedstaaten sind bestrebt, 
die bestehende Gleichwertigkeit der 
Ordnungen über die bezahlte Freizeit 
beizubehalten. 

Artikel 159 
(ex-Artikel 143 EGV) 

Die Kommission erstellt jährlich 
einen Bericht über den Stand der 
Verwirklichung der in Artikel 151 
genannten Ziele sowie über die demo-
grafische Lage in der Union. Sie über-
mittelt diesen Bericht dem Europäis-
chen Parlament, dem Rat und dem 
Wirtschafts- und Sozialausschuss. 

Artikel 160 
(ex-Artikel 144 EGV) 

Der Rat, der mit einfacher Mehrheit 
beschließt, setzt nach Anhörung des 
Europäischen Parlaments einen Auss-
chuss für Sozialschutz mit beratender 
Aufgabe ein, um die Zusammenar-
beit im Bereich des sozialen Schutzes 
zwischen den Mitgliedstaaten und 
mit der Kommission zu fördern. Der 
Ausschuss hat folgende Aufgaben: 
— Er verfolgt die soziale Lage und 
die Entwicklung der Politiken im 
Bereich des sozialen Schutzes in den 
Mitgliedstaaten und der Union; — er 
fördert den Austausch von Informa-
tionen, Erfahrungen und bewährten 
Verfahren zwischen den Mitglied-
staaten und mit der Kommission; — 
unbeschadet des Artikels 240 arbeitet 
er auf Ersuchen des Rates oder der 
Kommission oder von sich aus in sei-
nem Zuständigkeitsbereich Berichte 
aus, gibt Stellungnahmen ab oder 
wird auf andere Weise tätig. Bei der 
Erfüllung seines Auftrags stellt der 
Ausschuss geeignete Kontakte zu den 
Sozialpartnern her. 

Jeder Mitgliedstaat und die Kom-
mission ernennen zwei Mitglieder des 
Ausschusses. 

Artikel 161 
(ex-Artikel 145 EGV) 

Der Jahresbericht der Kommission 
an das Europäische Parlament hat 
stets ein besonderes Kapitel über die 
Entwicklung der sozialen Lage in der 
Union zu enthalten. 

Das Europäische Parlament kann 
die Kommission auffordern, Berichte 
über besondere, die soziale Lage be-
treffende Fragen auszuarbeiten. 
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TITEL XI 
DER EUROPÄISCHE  

SOZIALFONDS 
Artikel 162 

(ex-Artikel 146 EGV) 
Um die Beschäftigungsmögli-

chkeiten der Arbeitskräfte im Bin-
nenmarkt zu verbessern und damit zur 
Hebung der Lebenshaltung beizutra-
gen, wird nach Maßgabe der folgen-
den Bestimmungen ein Europäischer 
Sozialfonds errichtet, dessen Ziel es 
ist, innerhalb der Union die berufliche 
Verwendbarkeit und die örtliche und 
berufliche Mobilität der Arbeitskräfte 
zu fördern sowie die Anpassung an 
die industriellen Wandlungsprozesse 
und an Veränderungen der Produk-
tionssysteme insbesondere durch 
berufliche Bildung und Umschulung 
zu erleichtern. 

Artikel 163 
(ex-Artikel 147 EGV) 

Die Verwaltung des Fonds obliegt 
der Kommission. Die Kommission 
wird hierbei von einem Ausschuss 
unterstützt, der aus Vertretern der Re-
gierungen sowie der Arbeitgeber- und 
der Arbeitnehmerverbände besteht; 
den Vorsitz führt ein Mitglied der 
Kommission. 

Artikel 164 
(ex-Artikel 148 EGV) 

Das Europäische Parlament und der 
Rat erlassen gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren und nach 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozi-
alausschusses sowie des Ausschusses 
der Regionen die den Europäischen 
Sozialfonds betreffenden Durchfüh-
rungsverordnungen. 

TITEL XII 
ALLGEMEINE UND  

BERUFLICHE BILDUNG,  
JUGEND UND SPORT 

Artikel 165 
(ex-Artikel 149 EGV) 

(1) Die Union trägt zur Entwick-
lung einer qualitativ hoch stehenden 
Bildung dadurch bei, dass sie die 
Zusammenarbeit zwischen den Mit-
gliedstaaten fördert und die Tätigkeit 
der Mitgliedstaaten unter strikter 
Beachtung der Verantwortung der 
Mitgliedstaaten für die Lehrinhalte 
und die Gestaltung des Bildungssys-

tems sowie der Vielfalt ihrer Kulturen 
und Sprachen erforderlichenfalls un-
terstützt und ergänzt. 

Die Union trägt zur Förderung der 
europäischen Dimension des Sports 
bei und berücksichtigt dabei des-
sen besondere Merkmale, dessen auf 
freiwilligem Engagement basierende 
Strukturen sowie dessen soziale und 
pädagogische Funktion. 

(2) Die Tätigkeit der Union hat fol-
gende Ziele: 

— Entwicklung der europäischen 
Dimension im Bildungswesen, ins-
besondere durch Erlernen und Ver-
breitung der Sprachen der Mitglied-
staaten; 

— Förderung der Mobilität von 
Lernenden und Lehrenden, auch 
durch die Förderung der akademis-
chen Anerkennung der Diplome und 
Studienzeiten; — Förderung der 
Zusammenarbeit zwischen den Bil-
dungseinrichtungen; — Ausbau des 
Informations- und Erfahrungsaus-
tauschs über gemeinsame Probleme 
im Rahmen der Bildungssysteme der 
Mitgliedstaaten; — Förderung des 
Ausbaus des Jugendaustauschs und 
des Austauschs sozialpädagogischer 
Betreuer und verstärkte Beteiligung 
der Jugendlichen am demokratischen 
Leben in Europa; — Förderung der 
Entwicklung der Fernlehre; — En-
twicklung der europäischen Dimen-
sion des Sports durch Förderung der 
Fairness und der Offenheit von Sport-
wettkämpfen und der Zusammenar-
beit zwischen den für den Sport ver-
antwortlichen Organisationen sowie 
durch den Schutz der körperlichen 
und seelischen Unversehrtheit der 
Sportler, insbesondere der jüngeren 
Sportler. 

(3) Die Union und die Mitglied-
staaten fördern die Zusammenar-
beit mit dritten Ländern und den für 
den Bildungsbereich und den Sport 
zuständigen internationalen Organisa-
tionen, insbesondere dem Europarat. 

(4) Als Beitrag zur Verwirklichung 
der Ziele dieses Artikels — erlas-
sen das Europäische Parlament und 
der Rat gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren und nach 
Anhörung des Wirtschafts- und So-
zialausschusses und des Ausschusses 
der Regionen Fördermaßnahmen 
unter Ausschluss jeglicher Harmo-

nisierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften der Mitgliedstaaten; 
— erlässt der Rat auf Vorschlag der 
Kommission Empfehlungen. 

Artikel 166 
(ex-Artikel 150 EGV) 

(1) Die Union führt eine Politik 
der beruflichen Bildung, welche die 
Maßnahmen der Mitgliedstaaten un-
ter strikter Beachtung der Verantwor-
tung der Mitgliedstaaten für Inhalt 
und Gestaltung der beruflichen Bil-
dung unterstützt und ergänzt. 

(2) Die Tätigkeit der Union hat 
folgende Ziele: — Erleichterung der 
Anpassung an die industriellen Wand-
lungsprozesse, insbesondere durch 
berufliche Bildung und Umschu-
lung; — Verbesserung der beruflichen 
Erstausbildung und Weiterbildung 
zur Erleichterung der beruflichen 
Eingliederung und Wiedereinglieder-
ung in den Arbeitsmarkt; — Er-
leichterung der Aufnahme einer 
beruflichen Bildung sowie Förderung 
der Mobilität der Ausbilder und der 
in beruflicher Bildung befindlichen 
Personen, insbesondere der Jugendli-
chen; — Förderung der Zusammenar-
beit in Fragen der beruflichen Bildung 
zwischen Unterrichtsanstalten und 
Unternehmen; — Ausbau des Infor-
mations- und Erfahrungsaustauschs 
über gemeinsame Probleme im Rah-
men der Berufsbildungssysteme der 
Mitgliedstaaten. 

(3) Die Union und die Mitglied-
staaten fördern die Zusammenarbeit 
mit dritten Ländern und den für die 
berufliche Bildung zuständigen inter-
nationalen Organisationen. 

(4) Das Europäische Parlament und 
der Rat erlassen gemäß dem orden-
tlichen Gesetzgebungsverfahren und 
nach Anhörung des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses sowie des Aus-
schusses der Regionen Maßnahmen, 
die zur Verwirklichung der Ziele 
dieses Artikels beitragen, unter Aus-
schluss jeglicher Harmonisierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
der Mitgliedstaaten, und der Rat er-
lässt auf Vorschlag der Kommission 
Empfehlungen. 
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TITEL XIII KULTUR 
Artikel 167 

(ex-Artikel 151 EGV) 
(1) Die Union leistet einen Beitrag 

zur Entfaltung der Kulturen der Mit-
gliedstaaten unter Wahrung ihrer na-
tionalen und regionalen Vielfalt sowie 
gleichzeitiger Hervorhebung des ge-
meinsamen kulturellen Erbes. 

(2) Die Union fördert durch ihre 
Tätigkeit die Zusammenarbeit zwis-
chen den Mitgliedstaaten und unter-
stützt und ergänzt erforderlichenfalls 
deren Tätigkeit in folgenden Bere-
ichen: 

— Verbesserung der Kenntnis 
und Verbreitung der Kultur und Ge-
schichte der europäischen Völker, 

— Erhaltung und Schutz des kul-
turellen Erbes von europäischer Be-
deutung, 

— nichtkommerzieller Kulturaus-
tausch, 

— künstlerisches und literarisches 
Schaffen, einschließlich im audio-
visuellen Bereich. 

(3) Die Union und die Mitglied-
staaten fördern die Zusammenarbeit 
mit dritten Ländern und den für den 
Kulturbereich zuständigen interna-
tionalen Organisationen, insbeson-
dere mit dem Europarat. 

(4) Die Union trägt bei ihrer Tätig-
keit aufgrund anderer Bestimmungen 
der Verträge den kulturellen Aspekten 
Rechnung, insbesondere zur Wahrung 
und Förderung der Vielfalt ihrer Kul-
turen. 

(5) Als Beitrag zur Verwirklichung 
der Ziele dieses Artikels — erlas-
sen das Europäische Parlament und 
der Rat gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren und nach 
Anhörung des Ausschusses der Re-
gionen Fördermaßnahmen unter Aus-
schluss jeglicher Harmonisierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
der Mitgliedstaaten. — erlässt der Rat 
auf Vorschlag der Kommission Emp-
fehlungen. 

TITEL XIV 
GESUNDHEITSWESEN 

Artikel 168 
(ex-Artikel 152 EGV) 

(1) Bei der Festlegung und Durch-
führung aller Unionspolitiken und 
-maßnahmen wird ein hohes Ge-
sundheitsschutzniveau sichergestellt. 

Die Tätigkeit der Union ergänzt die 
Politik der Mitgliedstaaten und ist 
auf die Verbesserung der Gesund-
heit der Bevölkerung, die Verhütung 
von Humankrankheiten und die 
Beseitigung von Ursachen für die 
Gefährdung der körperlichen und 
geistigen Gesundheit gerichtet. Sie 
umfasst die Bekämpfung der weit 
verbreiteten schweren Krankheiten, 
wobei die Erforschung der Ursachen, 
der Übertragung und der Verhütung 
dieser Krankheiten sowie Gesund-
heitsinformation und -erziehung 
gefördert werden; außerdem umfasst 
sie die Beobachtung, frühzeitige 
Meldung und Bekämpfung schw-
erwiegender grenzüberschreitender 
Gesundheitsgefahren. Die Union 
ergänzt die Maßnahmen der Mitglied-
staaten zur Verringerung drogenkon-
sumbedingter Gesundheitsschäden 
einschließlich der Informations- und 
Vorbeugungsmaßnahmen. 

(2) Die Union fördert die Zusam-
menarbeit zwischen den Mitglied-
staaten in den in diesem Artikel 
genannten Bereichen und unterstützt 
erforderlichenfalls deren Tätigkeit. 
Sie fördert insbesondere die Zusam-
menarbeit zwischen den Mitglied-
staaten, die darauf abzielt, die Komple-
mentarität ihrer Gesundheitsdienste 
in den Grenzgebieten zu verbessern. 
Die Mitgliedstaaten koordinieren 
untereinander im Benehmen mit der 
Kommission ihre Politiken und Pro-
gramme in den in Absatz 1 genannten 
Bereichen. Die Kommission kann 
in enger Verbindung mit den Mit-
gliedstaaten alle Initiativen ergreifen, 
die dieser Koordinierung förderlich 
sind, insbesondere Initiativen, die 
darauf abzielen, Leitlinien und Indi-
katoren festzulegen, den Austausch 
bewährter Verfahren durchzuführen 
und die erforderlichen Elemente für 
eine regelmäßige Überwachung und 
Bewertung auszuarbeiten. Das Eu-
ropäische Parlament wird in vollem 
Umfang unterrichtet. 

(3) Die Union und die Mitglied-
staaten fördern die Zusammenarbeit 
mit dritten Ländern und den für das 
Gesundheitswesen zuständigen inter-
nationalen Organisationen. 

(4) Abweichend von Artikel 2 
Absatz 5 und Artikel 6 Buchstabe a 
tragen das Europäische Parlament 

und der Rat nach Artikel 4 Absatz 2 
Buchstabe k gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren und nach 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozi-
alausschusses sowie des Ausschusses 
der Regionen mit folgenden Maßnah-
men zur Verwirklichung der Ziele 
dieses Artikels bei, um den gemein-
samen Sicherheitsanliegen Rechnung 
zu tragen: a) Maßnahmen zur Festle-
gung hoher Qualitäts- und Sicherheits-
standards für Organe und Substanzen 
menschlichen Ursprungs sowie für 
Blut und Blutderivate; diese Maßnah-
men hindern die Mitgliedstaaten nicht 
daran, strengere Schutzmaßnahmen 
beizubehalten oder einzuführen; b) 
Maßnahmen in den Bereichen Vet-
erinärwesen und Pflanzenschutz, die 
unmittelbar den Schutz der Gesund-
heit der Bevölkerung zum Ziel haben; 
c) Maßnahmen zur Festlegung hoher 
Qualitäts- und Sicherheitsstandards 
für Arzneimittel und Medizinproduk-
te. 

(5) Das Europäische Parlament 
und der Rat können unter Ausschluss 
jeglicher Harmonisierung der Re-
chtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
gemäß dem ordentlichen Gesetzge-
bungsverfahren und nach Anhörung 
des Wirtschafts- und Sozialausschuss-
es und des Ausschusses der Regionen 
auch Fördermaßnahmen zum Schutz 
und zur Verbesserung der menschli-
chen Gesundheit sowie insbesondere 
zur Bekämpfung der weit verbreiteten 
schweren grenzüberschreitenden 
Krankheiten, Maßnahmen zur Beo-
bachtung, frühzeitigen Meldung und 
Bekämpfung schwerwiegender gren-
züberschreitender Gesundheitsge-
fahren sowie Maßnahmen, die unmit-
telbar den Schutz der Gesundheit der 
Bevölkerung vor Tabakkonsum und 
Alkoholmissbrauch zum Ziel haben, 
erlassen. 

(6) Der Rat kann ferner auf 
Vorschlag der Kommission für die 
in diesem Artikel genannten Zwecke 
Empfehlungen erlassen. 

(7) Bei der Tätigkeit der Union 
wird die Verantwortung der Mit-
gliedstaaten für die Festlegung ihrer 
Gesundheitspolitik sowie für die Or-
ganisation des Gesundheitswesens 
und die medizinische Versorgung 
gewahrt. Die Verantwortung der 
Mitgliedstaaten umfasst die Verwal-
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tung des Gesundheitswesens und der 
medizinischen Versorgung sowie die 
Zuweisung der dafür bereitgestellten 
Mittel. Die Maßnahmen nach Absatz 
4 Buchstabe a lassen die einzelstaatli-
chen Regelungen über die Spende 
oder die medizinische Verwendung 
von Organen und Blut unberührt. 

TITEL XV 
VERBRAUCHERSCHUTZ 

Artikel 169 
(ex-Artikel 153 EGV) 

(1) Zur Förderung der Interessen 
der Verbraucher und zur Gewähr-
leistung eines hohen Verbraucher-
schutzniveaus leistet die Union einen 
Beitrag zum Schutz der Gesundheit, 
der Sicherheit und der wirtschaftli-
chen Interessen der Verbraucher sow-
ie zur Förderung ihres Rechtes auf 
Information, Erziehung und Bildung 
von Vereinigungen zur Wahrung ihrer 
Interessen. 

(2) Die Union leistet einen Bei-
trag zur Erreichung der in Absatz 1 
genannten Ziele durch a) Maßnah-
men, die sie im Rahmen der Ver-
wirklichung des Binnenmarkts nach 
Artikel 114 erlässt; b) Maßnahmen 
zur Unterstützung, Ergänzung und 
Überwachung der Politik der Mit-
gliedstaaten. 

(3) Das Europäische Parlament und 
der Rat beschließen gemäß dem or-
dentlichen Gesetzgebungsverfahren 
und nach Anhörung des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses die Maßnah-
men nach Absatz 2 Buchstabe b. 

(4) Die nach Absatz 3 beschlossenen 
Maßnahmen hindern die einzelnen 
Mitgliedstaaten nicht daran, strengere 
Schutzmaßnahmen beizubehalten 
oder zu ergreifen. Diese Maßnahmen 
müssen mit den Verträgen vereinbar 
sein. Sie werden der Kommission 
mitgeteilt. 

TITEL XVI 
TRANSEUROPÄISCHE 

NETZE 

[...]

TITEL XVII 
INDUSTRIE 

[...]

TITEL XVIII 
WIRTSCHAFTLICHER, SOZI-

ALER UND TERRITORIALER 
ZUSAMMENHALT 

Artikel 174 
(ex-Artikel 158 EGV) 

Die Union entwickelt und verfolgt 
weiterhin ihre Politik zur Stärkung 
ihres wirtschaftlichen, sozialen und 
territorialen Zusammenhalts, um eine 
harmonische Entwicklung der Union 
als Ganzes zu fördern. Die Union 
setzt sich insbesondere zum Ziel, 
die Unterschiede im Entwicklungs-
stand der verschiedenen Regionen 
und den Rückstand der am stärksten 
benachteiligten Gebiete zu verringern. 
Unter den betreffenden Gebieten 
gilt besondere Aufmerksamkeit den 
ländlichen Gebieten, den vom indus-
triellen Wandel betroffenen Gebieten 
und den Gebieten mit schweren und 
dauerhaften natürlichen oder demo-
grafischen Nachteilen, wie den nördli-
chsten Regionen mit sehr geringer 
Bevölkerungsdichte sowie den Insel-, 
Grenz- und Bergregionen. Artikel 175 
(ex-Artikel 159 EGV) Die Mitglied-
staaten führen und koordinieren ihre 
Wirtschaftspolitik in der Weise, dass 
auch die in Artikel 174 genannten 
Ziele erreicht werden. Die Festlegung 
und Durchführung der Politiken und 
Aktionen der Union sowie die Errich-
tung des Binnenmarkts berücksichti-
gen die Ziele des Artikels 174 und tra-
gen zu deren Verwirklichung bei. Die 
Union unterstützt auch diese Bemü-
hungen durch die Politik, die sie mit 
Hilfe der Strukturfonds (Europäischer 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft — Abteilung Aus-
richtung, Europäischer Sozialfonds, 
Europäischer Fonds für regionale 
Entwicklung), der Europäischen 
Investitionsbank und der sonstigen 
vorhandenen Finanzierungsinstru-
mente führt. Die Kommission er-
stattet dem Europäischen Parlament, 
dem Rat, dem Wirtschafts- und So-
zialausschuss und dem Ausschuss der 
Regionen alle drei Jahre Bericht über 
die Fortschritte bei der Verwirkli-
chung des wirtschaftlichen, sozialen 
und territorialen Zusammenhalts und 
über die Art und Weise, in der die in 
diesem Artikel vorgesehenen Mittel 
hierzu beigetragen haben. Diesem 
Bericht werden erforderlichenfalls 

entsprechende Vorschläge beigefügt. 
Falls sich spezifische Aktionen außer-
halb der Fonds und unbeschadet der 
im Rahmen der anderen Politiken der 
Union beschlossenen Maßnahmen 
als erforderlich erweisen, so können 
sie vom Europäischen Parlament 
und vom Rat gemäß dem ordentli-
chen Gesetzgebungsverfahren nach 
Anhörung des Wirtschafts- und So-
zialausschusses und des Ausschusses 
der Regionen beschlossen werden. 
Artikel 176 (ex-Artikel 160 EGV) 
Aufgabe des Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung ist es, durch 
Beteiligung an der Entwicklung und 
an der strukturellen Anpassung der 
rückständigen Gebiete und an der 
Umstellung der Industriegebiete mit 
rückläufiger Entwicklung zum Aus-
gleich der wichtigsten regionalen 
Ungleichgewichte in der Union bei-
zutragen. DE 30.3.2010 Amtsblatt der 
Europäischen Union C 83/127

Artikel 177 
(ex-Artikel 161 EGV) 

Unbeschadet des Artikels 178 legen 
das Europäische Parlament und der 
Rat durch Verordnungen gemäß dem 
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren 
und nach Anhörung des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses und des Aus-
schusses der Regionen die Aufga-
ben, die vorrangigen Ziele und die 
Organisation der Strukturfonds fest, 
was ihre Neuordnung einschließen 
kann. Nach demselben Verfahren 
werden ferner die für die Fonds gel-
tenden allgemeinen Regeln sowie 
die Bestimmungen festgelegt, die zur 
Gewährleistung einer wirksamen Ar-
beitsweise und zur Koordinierung der 
Fonds sowohl untereinander als auch 
mit den anderen vorhandenen Finan-
zierungsinstrumenten erforderlich 
sind. Ein nach demselben Verfahren 
errichteter Kohäsionsfonds trägt zu 
Vorhaben in den Bereichen Umwelt 
und transeuropäische Netze auf dem 
Gebiet der Verkehrsinfrastruktur fi-
nanziell bei. Artikel 178 (ex-Artikel 
162 EGV) Die den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung 
betreffenden Durchführungsverord-
nungen werden vom Europäischen 
Parlament und vom Rat gemäß dem 
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren 
und nach Anhörung des Wirtschafts- 
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und Sozialausschusses sowie des 
Ausschusses der Regionen gefasst. 
Für den Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Land-
wirtschaft, Abteilung Ausrichtung, 
und den Europäischen Sozialfonds 
sind die Artikel 43 bzw. 164 weiterhin 
anwendbar. 

TITEL XIX 
FORSCHUNG, TECHNOLO-

GISCHE ENTWICKLUNG UND 
RAUMFAHRT 

[...]

TITEL XX 
UMWELT 

[...]

TITEL XXI 
ENERGIE 

[...]

TITEL XXIII 
KATASTROPHENSCHUTZ 

VIERTER TEIL 
DIE ASSOZIIERUNG DER 

ÜBERSEEISCHEN LÄNDER 
UND HOHEITSGEBIETE 

[...]

FÜNFTER TEIL 
DAS AUSWÄRTIGE HAN-

DELN DER UNION 

TITEL I 
ALLGEMEINE BESTIMMUN-

GEN ÜBER DAS AUSWÄRTIGE 
HANDELN DER UNION 

Artikel 205 
Das Handeln der Union auf inter-

nationaler Ebene im Rahmen dieses 
Teils wird von den Grundsätzen 
bestimmt, von den Zielen geleitet und 
an den allgemeinen Bestimmungen 
ausgerichtet, die in Titel V Kapitel 
1 des Vertrags über die Europäische 
Union niedergelegt sind. 

TITEL II 
GEMEINSAME 

HANDELSPOLITIK 
Artikel 206 

(ex-Artikel 131 EGV) 
Durch die Schaffung einer Zollun-

ion nach den Artikeln 28 bis 32 trägt 
die Union im gemeinsamen Inter-
esse zur harmonischen Entwicklung 
des Welthandels, zur schrittweisen 
Beseitigung der Beschränkungen im 
internationalen Handelsverkehr und 
bei den ausländischen Direktinvesti-
tionen sowie zum Abbau der Zolls-
chranken und anderer Schranken bei. 

Artikel 207 
(ex-Artikel 133 EGV) 

(1) Die gemeinsame Handelspolitik 
wird nach einheitlichen Grundsätzen 
gestaltet; dies gilt insbesondere für 
die Änderung von Zollsätzen, für den 
Abschluss von Zoll- und Handelsab-
kommen, die den Handel mit Waren 
und Dienstleistungen betreffen, und 
für die Handelsaspekte des geistigen 
Eigentums, die ausländischen Direk-
tinvestitionen, die Vereinheitlichung 
der Liberalisierungsmaßnahmen, 
die Ausfuhrpolitik sowie die han-
delspolitischen Schutzmaßnahmen, 
zum Beispiel im Fall von Dumping 
und Subventionen. Die gemeinsame 
Handelspolitik wird im Rahmen der 
Grundsätze und Ziele des auswärtigen 
Handelns der Union gestaltet. 

(2) Das Europäische Parlament und 
der Rat erlassen durch Verordnungen 
gemäß dem ordentlichen Gesetzge-
bungsverfahren die Maßnahmen, mit 
denen der Rahmen für die Umsetzung 
der gemeinsamen Handelspolitik 
bestimmt wird. 

(3) Sind mit einem oder mehreren 
Drittländern oder internationalen 
Organisationen Abkommen auszu-
handeln und zu schließen, so findet 
Artikel 218 vorbehaltlich der beson-
deren Bestimmungen dieses Artikels 
Anwendung. Die Kommission legt 
dem Rat Empfehlungen vor; dieser 
ermächtigt die Kommission zur 
Aufnahme der erforderlichen Ver-
handlungen. Der Rat und die Kom-
mission haben dafür Sorge zu tragen, 
dass die ausgehandelten Abkommen 
mit der internen Politik und den in-
ternen Vorschriften der Union ver-
einbar sind. Die Kommission führt 

diese Verhandlungen im Benehmen 
mit einem zu ihrer Unterstützung vom 
Rat bestellten Sonderausschuss und 
nach Maßgabe der Richtlinien, die ihr 
der Rat erteilen kann. Die Kommis-
sion erstattet dem Sonderausschuss 
sowie dem Europäischen Parlament 
regelmäßig Bericht über den Stand 
der Verhandlungen. 

(4) Über die Aushandlung und den 
Abschluss der in Absatz 3 genannten 
Abkommen beschließt der Rat mit 
qualifizierter Mehrheit. Über die Aus-
handlung und den Abschluss eines 
Abkommens über den Dienstleis-
tungsverkehr, über Handelsaspekte 
des geistigen Eigentums oder über 
ausländische Direktinvestitionen be-
schließt der Rat einstimmig, wenn 
das betreffende Abkommen Bestim-
mungen enthält, bei denen für die 
Annahme interner Vorschriften Ein-
stimmigkeit erforderlich ist. Der Rat 
beschließt ebenfalls einstimmig über 
die Aushandlung und den Abschluss 
von Abkommen in den folgenden Be-
reichen: 

a) Handel mit kulturellen und au-
diovisuellen Dienstleistungen, wenn 
diese Abkommen die kulturelle und 
sprachliche Vielfalt in der Union bee-
inträchtigen könnten; 

b) Handel mit Dienstleistungen des 
Sozial-, des Bildungs- und des Ge-
sundheitssektors, wenn diese Abkom-
men die einzelstaatliche Organisation 
dieser Dienstleistungen ernsthaft 
stören und die Verantwortlichkeit der 
Mitgliedstaaten für ihre Erbringung 
beinträchtigen könnten. 

(5) Für die Aushandlung und den 
Abschluss von internationalen Ab-
kommen im Bereich des Verkehrs 
gelten der Dritte Teil Titel VI sowie 
Artikel 218. 

(6) Die Ausübung der durch diesen 
Artikel übertragenen Zuständigkeiten 
im Bereich der gemeinsamen Handel-
spolitik hat keine Auswirkungen auf 
die Abgrenzung der Zuständigkeiten 
zwischen der Union und den Mit-
gliedstaaten und führt nicht zu einer 
Harmonisierung der Rechtsvorschrif-
ten der Mitgliedstaaten, soweit eine 
solche Harmonisierung in den Verträ-
gen ausgeschlossen wird.
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TITEL III 
ZUSAMMENARBEIT MIT 

DRITTLÄNDERN UND HU-
MANITÄRE HILFE

[...]

SECHSTER TEIL 
INSTITUTIONELLE BESTIM-

MUNGEN UND FINANZ-
VORSCHRIFTEN 

TITEL I 
VORSCHRIFTEN ÜBER DIE 

ORGANE 

KAPITEL 1 
DIE ORGANE 

ABSCHNITT 1 
DAS EUROPÄISCHE  

PARLAMENT 
Artikel 223 

(ex-Artikel 190 Absätze 4 und 5 
EGV) 

(1) Das Europäische Parlament er-
stellt einen Entwurf der erforderlichen 
Bestimmungen für die allgemeine 
unmittelbare Wahl seiner Mitglieder 
nach einem einheitlichen Verfahren 
in allen Mitgliedstaaten oder im Ein-
klang mit den allen Mitgliedstaaten 
gemeinsamen Grundsätzen. Der Rat 
erlässt die erforderlichen Bestim-
mungen einstimmig gemäß einem 
besonderen Gesetzgebungsverfahren 
und nach Zustimmung des Europäis-
chen Parlaments, die mit der Mehr-
heit seiner Mitglieder erteilt wird. 
Diese Bestimmungen treten nach 
Zustimmung der Mitgliedstaaten im 
Einklang mit ihren jeweiligen ver-
fassungsrechtlichen Vorschriften in 
Kraft. 

(2) Das Europäische Parlament legt 
aus eigener Initiative gemäß einem 
besonderen Gesetzgebungsverfahren 
durch Verordnungen nach Anhörung 
der Kommission und mit Zustim-
mung des Rates die Regelungen und 
allgemeinen Bedingungen für die 
Wahrnehmung der Aufgaben seiner 
Mitglieder fest. Alle Vorschriften und 
Bedingungen, die die Steuerregelung 
für die Mitglieder oder ehemaligen 
Mitglieder betreffen, sind vom Rat 
einstimmig festzulegen. 

Artikel 224 
(ex-Artikel 191 Absatz 2 EGV) 

Das Europäische Parlament und der 
Rat legen gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren durch Ver-
ordnungen die Regelungen für die 
politischen Parteien auf europäischer 
Ebene nach Artikel 10 Absatz 4 des 
Vertrags über die Europäische Union 
und insbesondere die Vorschriften 
über ihre Finanzierung fest. 

Artikel 225 
(ex-Artikel 192 Absatz 2 EGV) 

Das Europäische Parlament kann 
mit der Mehrheit seiner Mitglieder die 
Kommission auffordern, geeignete 
Vorschläge zu Fragen zu unterbreiten, 
die nach seiner Auffassung die Ausar-
beitung eines Unionsakts zur Durch-
führung der Verträge erfordern. Legt 
die Kommission keinen Vorschlag 
vor, so teilt sie dem Europäischen 
Parlament die Gründe dafür mit. 

Artikel 226 
(ex-Artikel 193 EGV) 

Das Europäische Parlament kann 
bei der Erfüllung seiner Aufgaben 
auf Antrag eines Viertels seiner 
Mitglieder die Einsetzung eines 
nichtständigen Untersuchungsauss-
chusses beschließen, der unbeschadet 
der Befugnisse, die anderen Organen 
oder Einrichtungen durch die Ver-
träge übertragen sind, behauptete 
Verstöße gegen das Unionsrecht oder 
Missstände bei der Anwendung des-
selben prüft; dies gilt nicht, wenn ein 
Gericht mit den behaupteten Sachver-
halten befasst ist, solange das Ger-
ichtsverfahren nicht abgeschlossen 
ist. Mit der Vorlage seines Berichts 
hört der nichtständige Untersuchun-
gsausschuss auf zu bestehen. Die 
Einzelheiten der Ausübung des Un-
tersuchungsrechts werden vom Eu-
ropäischen Parlament festgelegt, das 
aus eigener Initiative gemäß einem 
besonderen Gesetzgebungsverfahren 
durch Verordnungen nach Zustim-
mung des Rates und der Kommission 
beschließt. 

Artikel 227 
(ex-Artikel 194 EGV) 

Jeder Bürger der Union sowie jede 
natürliche oder juristische Person mit 
Wohnort oder satzungsmäßigem Sitz 

in einem Mitgliedstaat kann allein 
oder zusammen mit anderen Bürgern 
oder Personen in Angelegenheiten, 
die in die Tätigkeitsbereiche der Un-
ion fallen und die ihn oder sie unmit-
telbar betreffen, eine Petition an das 
Europäische Parlament richten. 

Artikel 228 
(ex-Artikel 195 EGV) 

(1) Ein vom Europäischen Par-
lament gewählter Europäischer 
Bürgerbeauftragter ist befugt, Be-
schwerden von jedem Bürger der 
Union oder von jeder natürlichen 
oder juristischen Person mit Wohnort 
oder satzungsmäßigem Sitz in einem 
Mitgliedstaat über Missstände bei der 
Tätigkeit der Organe, Einrichtungen 
oder sonstigen Stellen der Union, mit 
Ausnahme des Gerichtshofs der Eu-
ropäischen Union in Ausübung seiner 
Rechtsprechungsbefugnisse, en-
tgegenzunehmen. Er untersucht diese 
Beschwerden und erstattet darüber 
Bericht. Der Bürgerbeauftragte führt 
im Rahmen seines Auftrags von sich 
aus oder aufgrund von Beschwerden, 
die ihm unmittelbar oder über ein Mit-
glied des Europäischen Parlaments 
zugehen, Untersuchungen durch, 
die er für gerechtfertigt hält; dies gilt 
nicht, wenn die behaupteten Sach-
verhalte Gegenstand eines Gerichts-
verfahrens sind oder waren. Hat der 
Bürgerbeauftragte einen Missstand 
festgestellt, so befasst er das betref-
fende Organ, die betreffende Einrich-
tung oder sonstige Stelle, das bzw. 
die über eine Frist von drei Monaten 
verfügt, um ihm seine bzw. ihre 
Stellungnahme zu übermitteln. Der 
Bürgerbeauftragte legt anschließend 
dem Europäischen Parlament und 
dem betreffenden Organ, der betref-
fenden Einrichtung oder sonstigen 
Stelle einen Bericht vor. Der Beschw-
erdeführer wird über das Ergebnis 
dieser Untersuchungen unterrichtet. 
Der Bürgerbeauftragte legt dem Eu-
ropäischen Parlament jährlich einen 
Bericht über die Ergebnisse seiner 
Untersuchungen vor. 

(2) Der Bürgerbeauftragte wird nach 
jeder Wahl des Europäischen Parla-
ments für die Dauer der Wahlperiode 
gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Der 
Bürgerbeauftragte kann auf Antrag 
des Europäischen Parlaments vom 



49

EMRK

EUV

AEUV

Gerichtshof seines Amtes enthoben 
werden, wenn er die Voraussetzungen 
für die Ausübung seines Amtes nicht 
mehr erfüllt oder eine schwere Verfe-
hlung begangen hat. 

(3) Der Bürgerbeauftragte übt sein 
Amt in völliger Unabhängigkeit 
aus. Er darf bei der Erfüllung seiner 
Pflichten von keiner Regierung, kei-
nem Organ, keiner Einrichtung oder 
sonstigen Stelle Weisungen einholen 
oder entgegennehmen. Der Bürger-
beauftragte darf während seiner 
Amtszeit keine andere entgeltliche 
oder unentgeltliche Berufstätigkeit 
ausüben. 

(4) Das Europäische Parlament legt 
aus eigener Initiative gemäß einem 
besonderen Gesetzgebungsverfahren 
durch Verordnungen nach Stellung-
nahme der Kommission und nach 
Zustimmung des Rates die Rege-
lungen und allgemeinen Bedingungen 
für die Ausübung der Aufgaben des 
Bürgerbeauftragten fest. 

Artikel 229 
(ex-Artikel 196 EGV) 

Das Europäische Parlament hält 
jährlich eine Sitzungsperiode ab. Es 
tritt, ohne dass es einer Einberufung 
bedarf, am zweiten Dienstag des 
Monats März zusammen. Das Eu-
ropäische Parlament kann auf Antrag 
der Mehrheit seiner Mitglieder sowie 
auf Antrag des Rates oder der Kom-
mission zu einer außerordentlichen 
Sitzungsperiode zusammentreten. 

Artikel 230 
(ex-Artikel 197 Absätze 2, 3 und 

4 EGV) 
Die Kommission kann an allen Sit-

zungen des Europäischen Parlaments 
teilnehmen und wird auf ihren Antrag 
gehört. Die Kommission antwortet 
mündlich oder schriftlich auf die ihr 
vom Europäischen Parlament oder 
von dessen Mitgliedern gestellten Fra-
gen. Der Europäische Rat und der Rat 
werden vom Europäischen Parlament 
nach Maßgabe der Geschäftsordnung 
des Europäischen Rates und der Ge-
schäftsordnung des Rates gehört. 

Artikel 231 
(ex-Artikel 198 EGV) 

Soweit die Verträge nicht etwas an-
deres bestimmen, beschließt das Eu-

ropäische Parlament mit der Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen. 

Die Geschäftsordnung legt die Be-
schlussfähigkeit fest. 

Artikel 232 
(ex-Artikel 199 EGV) 

Das Europäische Parlament gibt 
sich seine Geschäftsordnung; hierzu 
sind die Stimmen der Mehrheit seiner 
Mitglieder erforderlich. 

Die Verhandlungsniederschriften 
des Europäischen Parlaments werden 
nach Maßgabe der Verträge und sein-
er Geschäftsordnung veröffentlicht. 

Artikel 233 
(ex-Artikel 200 EGV) 

Das Europäische Parlament erörtert 
in öffentlicher Sitzung den jährlichen 
Gesamtbericht, der ihm von der Kom-
mission vorgelegt wird. 

Artikel 234 
(ex-Artikel 201 EGV) 

Wird wegen der Tätigkeit der 
Kommission ein Misstrauensantrag 
eingebracht, so darf das Europäische 
Parlament nicht vor Ablauf von drei 
Tagen nach seiner Einbringung und 
nur in offener Abstimmung darüber 
entscheiden. 

Wird der Misstrauensantrag mit 
der Mehrheit von zwei Dritteln der 
abgegebenen Stimmen und mit der 
Mehrheit der Mitglieder des Eu-
ropäischen Parlaments angenommen, 
so legen die Mitglieder der Kom-
mission geschlossen ihr Amt nieder, 
und der Hohe Vertreter der Union für 
Außen- und Sicherheitspolitik legt 
sein im Rahmen der Kommission 
ausgeübtes Amt nieder. Sie bleiben 
im Amt und führen die laufenden 
Geschäfte bis zu ihrer Ersetzung nach 
Artikel 17 des Vertrags über die Eu-
ropäische Union weiter. In diesem 
Fall endet die Amtszeit der zu ihrer 
Ersetzung ernannten Mitglieder der 
Kommission zu dem Zeitpunkt, zu 
dem die Amtszeit der Mitglieder der 
Kommission, die ihr Amt geschlossen 
niederlegen mussten, geendet hätte. 

ABSCHNITT 2 
DER EUROPÄISCHE RAT 

Artikel 235 
(1) Jedes Mitglied des Europäischen 

Rates kann sich das Stimmrecht höch-

stens eines anderen Mitglieds übertra-
gen lassen. Beschließt der Europäis-
che Rat mit qualifizierter Mehrheit, 
so gelten für ihn Artikel 16 Absatz 
4 des Vertrags über die Europäis-
che Union und Artikel 238 Absatz 2 
dieses Vertrags. An Abstimmungen 
im Europäischen Rat nehmen dessen 
Präsident und der Präsident der Kom-
mission nicht teil. 

Die Stimmenthaltung von an-
wesenden oder vertretenen Mitglied-
ern steht dem Zustandekommen von 
Beschlüssen des Europäischen Rates, 
zu denen Einstimmigkeit erforderlich 
ist, nicht entgegen. 

(2) Der Präsident des Europäischen 
Parlaments kann vom Europäischen 
Rat gehört werden. 

(3) Der Europäische Rat beschließt 
mit einfacher Mehrheit über Verfah-
rensfragen sowie über den Erlass 
seiner Geschäftsordnung. 

(4) Der Europäische Rat wird vom 
Generalsekretariat des Rates unter-
stützt. 

Artikel 236 
Der Europäische Rat erlässt mit 

qualifizierter Mehrheit 
a) einen Beschluss zur Festlegung 

der Zusammensetzungen des Rates, 
mit Ausnahme des Rates „Allgemeine 
Angelegenheiten“ und des Rates 
„Auswärtige Angelegenheiten“ nach 
Artikel 16 Absatz 6 des Vertrags über 
die Europäische Union; 

b) einen Beschluss nach Artikel 
16 Absatz 9 des Vertrags über die 
Europäische Union zur Festlegung 
des Vorsitzes im Rat in allen seinen 
Zusammensetzungen mit Ausnahme 
des Rates „Auswärtige Angelegen-
heiten“. 

ABSCHNITT 3 
DER RAT 
Artikel 237 

(ex-Artikel 204 EGV) 
Der Rat wird von seinem Präsident-

en aus eigenem Entschluss oder auf 
Antrag eines seiner Mitglieder oder 
der Kommission einberufen. Artikel 
238 (ex-Artikel 205 Absätze 1 und 2 
EGV) (1) Ist zu einem Beschluss des 
Rates die einfache Mehrheit erforder-
lich, so beschließt der Rat mit der 
Mehrheit seiner Mitglieder. (2) Be-
schließt der Rat nicht auf Vorschlag 
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der Kommission oder des Hohen 
Vertreters der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik, so gilt ab dem 1. 
November 2014 abweichend von Ar-
tikel 16 Absatz 4 des Vertrags über die 
Europäische Union und vorbehaltlich 
der Vorschriften des Protokolls über 
die Übergangsbestimmungen als 
qualifizierte Mehrheit eine Mehrheit 
von mindestens 72 % der Mitglieder 
des Rates, sofern die von ihnen ver-
tretenen Mitgliedstaaten zusammen 
mindestens 65 % der Bevölkerung der 
Union ausmachen. 

(3) In den Fällen, in denen in An-
wendung der Verträge nicht alle Mit-
glieder des Rates stimmberechtigt 
sind, gilt ab dem 1. November 2014 
vorbehaltlich der Vorschriften des 
Protokolls über die Übergangsbestim-
mungen für die qualifizierte Mehrheit 
Folgendes: 

a) Als qualifizierte Mehrheit gilt eine 
Mehrheit von mindestens 55 % der-
jenigen Mitglieder des Rates, die die 
beteiligten Mitgliedstaaten vertreten, 
sofern die von ihnen vertretenen Mit-
gliedstaaten zusammen mindestens 
65 % der Bevölkerung der beteiligten 
Mitgliedstaaten ausmachen. Für eine 
Sperrminorität bedarf es mindestens 
der Mindestzahl von Mitgliedern des 
Rates, die zusammen mehr als 35 % 
der Bevölkerung der beteiligten Mit-
gliedstaaten vertreten, zuzüglich eines 
Mitglieds; andernfalls gilt die qualifi-
zierte Mehrheit als erreicht. 

b) Beschließt der Rat nicht auf 
Vorschlag der Kommission oder 
des Hohen Vertreters der Union für 
Außen- und Sicherheitspolitik, so 
gilt abweichend von Buchstabe a als 
qualifizierte Mehrheit eine Mehrheit 
von mindestens 72 % derjenigen Mit-
glieder des Rates, die die beteiligten 
Mitgliedstaaten vertreten, sofern die 
von ihnen vertretenen Mitgliedstaaten 
zusammen mindestens 65 % der Bev-
ölkerung der beteiligten Mitglied-
staaten ausmachen. 

(4) Die Stimmenthaltung von an-
wesenden oder vertretenen Mitglied-
ern steht dem Zustandekommen von 
Beschlüssen des Rates, zu denen 
Einstimmigkeit erforderlich ist, nicht 
entgegen. 

Artikel 239 
(ex-Artikel 206 EGV) 

Jedes Mitglied kann sich das Stim-
mrecht höchstens eines anderen Mit-
glieds übertragen lassen. 

Artikel 240 
(ex-Artikel 207 EGV) 

(1) Ein Ausschuss, der sich aus den 
Ständigen Vertretern der Regierungen 
der Mitgliedstaaten zusammensetzt, 
trägt die Verantwortung, die Arbe-
iten des Rates vorzubereiten und die 
ihm vom Rat übertragenen Aufträge 
auszuführen. Der Ausschuss kann in 
Fällen, die in der Geschäftsordnung 
des Rates vorgesehen sind, Verfah-
rensbeschlüsse fassen. 

(2) Der Rat wird von einem Gen-
eralsekretariat unterstützt, das einem 
vom Rat ernannten Generalsekretär 
untersteht. Der Rat beschließt mit ein-
facher Mehrheit über die Organisation 
des Generalsekretariats. 

(3) Der Rat beschließt mit einfacher 
Mehrheit über Verfahrensfragen sow-
ie über den Erlass seiner Geschäftsor-
dnung. 

Artikel 241 
(ex-Artikel 208 EGV) 

Der Rat, der mit einfacher Mehrheit 
beschließt, kann die Kommission auf-
fordern, die nach seiner Ansicht zur 
Verwirklichung der gemeinsamen 
Ziele geeigneten Untersuchungen 
vorzunehmen und ihm entsprechende 
Vorschläge zu unterbreiten. Legt die 
Kommission keinen Vorschlag vor, so 
teilt sie dem Rat die Gründe dafür mit. 

Artikel 242 
(ex-Artikel 209 EGV) 

Der Rat, der mit einfacher Mehrheit 
beschließt, regelt nach Anhörung der 
Kommission die rechtliche Stellung 
der in den Verträgen vorgesehenen 
Ausschüsse. 

Artikel 243 
(ex-Artikel 210 EGV) 

Der Rat setzt die Gehälter, Vergü-
tungen und Ruhegehälter für den 
Präsidenten des Europäischen Rates, 
den Präsidenten der Kommission, den 
Hohen Vertreter der Union für Außen- 
und Sicherheitspolitik, die Mitglieder 
der Kommission, die Präsidenten, die 
Mitglieder und die Kanzler des Ger-

ichtshofs der Europäischen Union 
sowie den Generalsekretär des Rates 
fest. Er setzt ebenfalls alle als Entgelt 
gezahlten Vergütungen fest. 

ABSCHNITT 4 
DIE KOMMISSION 

Artikel 244 
Gemäß Artikel 17 Absatz 5 des 

Vertrags über die Europäische Union 
werden die Kommissionsmitglieder 
in einem vom Europäischen Rat ein-
stimmig festgelegten System der Ro-
tation ausgewählt, das auf folgenden 
Grundsätzen beruht: 

a) Die Mitgliedstaaten werden 
bei der Festlegung der Reihenfolge 
und der Dauer der Amtszeiten ihrer 
Staatsangehörigen in der Kommis-
sion vollkommen gleich behandelt; 
demzufolge kann die Gesamtzahl der 
Mandate, welche Staatsangehörige 
zweier beliebiger Mitgliedstaaten in-
nehaben, niemals um mehr als eines 
voneinander abweichen. 

b) Vorbehaltlich des Buchstabens 
a ist jede der aufeinander folgenden 
Kommissionen so zusammengesetzt, 
dass das demografische und geo-
grafische Spektrum der Gesamtheit 
der Mitgliedstaaten auf zufrieden stel-
lende Weise zum Ausdruck kommt. 

Artikel 245 
(ex-Artikel 213 EGV) 

Die Mitglieder der Kommission 
haben jede Handlung zu unterlassen, 
die mit ihren Aufgaben unvereinbar 
ist. Die Mitgliedstaaten achten ihre 
Unabhängigkeit und versuchen nicht, 
sie bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
zu beeinflussen. Die Mitglieder der 
Kommission dürfen während ihrer 
Amtszeit keine andere entgeltliche 
oder unentgeltliche Berufstätigkeit 
ausüben. Bei der Aufnahme ihrer 
Tätigkeit übernehmen sie die fei-
erliche Verpflichtung, während der 
Ausübung und nach Ablauf ihrer 
Amtstätigkeit die sich aus ihrem 
Amt ergebenden Pflichten zu erfül-
len, insbesondere die Pflicht, bei der 
Annahme gewisser Tätigkeiten oder 
Vorteile nach Ablauf dieser Tätigkeit 
ehrenhaft und zurückhaltend zu sein. 
Werden diese Pflichten verletzt, so 
kann der Gerichtshof auf Antrag des 
Rates, der mit einfacher Mehrheit 
beschließt, oder der Kommission 
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das Mitglied je nach Lage des Falles 
gemäß Artikel 247 seines Amtes en-
theben oder ihm seine Ruhegehalt-
sansprüche oder andere an ihrer Stelle 
gewährte Vergünstigungen aberken-
nen. 

Artikel 246 
(ex-Artikel 215 EGV) 

Abgesehen von den regelmäßigen 
Neubesetzungen und von Todesfäl-
len endet das Amt eines Mitglieds 
der Kommission durch Rücktritt oder 
Amtsenthebung. Für ein zurückge-
tretenes, seines Amtes enthobenes 
oder verstorbenes Mitglied wird für 
die verbleibende Amtszeit vom Rat 
mit Zustimmung des Präsidenten der 
Kommission nach Anhörung des Eu-
ropäischen Parlaments und nach den 
Anforderungen des Artikels 17 Ab-
satz 3 Unterabsatz 2 des Vertrags über 
die Europäische Union ein neues Mit-
glied derselben Staatsangehörigkeit 
ernannt. Der Rat kann auf Vorschlag 
des Präsidenten der Kommission ein-
stimmig beschließen, dass ein aussc-
heidendes Mitglied der Kommission 
für die verbleibende Amtszeit nicht 
ersetzt werden muss, insbesondere 
wenn es sich um eine kurze Zeits-
panne handelt. Bei Rücktritt, Amt-
senthebung oder Tod des Präsidenten 
wird für die verbleibende Amtszeit 
ein Nachfolger ernannt. Für die Erset-
zung findet das Verfahren des Artikels 
17 Absatz 7 Unterabsatz 1 des Ver-
trags über die Europäische Union An-
wendung. Bei Rücktritt, Amtsenthe-
bung oder Tod des Hohen Vertreters 
der Union für die Außen- und Sicher-
heitspolitik wird für die verbleibende 
Amtszeit nach Artikel 18 Absatz 1 des 
Vertrags über die Europäische Union 
ein Nachfolger ernannt. Bei Rück-
tritt aller Mitglieder der Kommission 
bleiben diese bis zur Neubesetzung 
ihres Sitzes nach Artikel 17 des Ver-
trags über die Europäische Union für 
die verbleibende Amtszeit im Amt 
und führen die laufenden Geschäfte 
weiter. 

Artikel 247 
(ex-Artikel 216 EGV) 

Jedes Mitglied der Kommission, 
das die Voraussetzungen für die Aus-
übung seines Amtes nicht mehr erfüllt 
oder eine schwere Verfehlung began-

gen hat, kann auf Antrag des Rates, 
der mit einfacher Mehrheit beschließt, 
oder der Kommission durch den 
Gerichtshof seines Amtes enthoben 
werden. 

Artikel 248 
(ex-Artikel 217 Absatz 2 EGV) 

Die Zuständigkeiten der Kommis-
sion werden unbeschadet des Artikels 
18 Absatz 4 des Vertrags über die 
Europäische Union von ihrem Präsi-
denten nach Artikel 17 Absatz 6 des 
genannten Vertrags gegliedert und 
zwischen ihren Mitgliedern aufgeteilt. 
Der Präsident kann diese Zuständig-
keitsverteilung im Laufe der Amtszeit 
ändern. Die Mitglieder der Kommis-
sion üben die ihnen vom Präsidenten 
übertragenen Aufgaben unter dessen 
Leitung aus. 

Artikel 249 
(ex-Artikel 218 Absatz 2 und ex-

Artikel 212 EGV) 
(1) Die Kommission gibt sich 

eine Geschäftsordnung, um ihr ord-
nungsgemäßes Arbeiten und das ihrer 
Dienststellen zu gewährleisten. Sie 
sorgt für die Veröffentlichung dieser 
Geschäftsordnung. 

(2) Die Kommission veröffentlicht 
jährlich, und zwar spätestens einen 
Monat vor Beginn der Sitzungspe-
riode des Europäischen Parlaments, 
einen Gesamtbericht über die Tätig-
keit der Union. 

Artikel 250 
(ex-Artikel 219 EGV) 

Die Beschlüsse der Kommission 
werden mit der Mehrheit ihrer Mit-
glieder gefasst. Die Beschlussfähig-
keit wird in ihrer Geschäftsordnung 
festgelegt. 

ABSCHNITT 5 
DER GERICHTSHOF DER 
EUROPÄISCHEN UNION 

Artikel 251 (ex-Artikel 221 EGV) 
Der Gerichtshof tagt in Kammern 

oder als Große Kammer entsprech-
end den hierfür in der Satzung des 
Gerichtshofs der Europäischen Un-
ion vorgesehenen Regeln. Wenn die 
Satzung es vorsieht, kann der Ger-
ichtshof auch als Plenum tagen. 

Artikel 252 
(ex-Artikel 222 EGV) 

Der Gerichtshof wird von acht Gen-
eralanwälten unterstützt. Auf Antrag 
des Gerichtshofs kann der Rat ein-
stimmig die Zahl der Generalanwälte 
erhöhen. 

Der Generalanwalt hat öffentlich 
in völliger Unparteilichkeit und Un-
abhängigkeit begründete Schlussant-
räge zu den Rechtssachen zu stellen, 
in denen nach der Satzung des Ger-
ichtshofs der Europäischen Union 
seine Mitwirkung erforderlich ist. 

Artikel 253
(ex-Artikel 223 EGV) 

Zu Richtern und Generalanwälten 
des Gerichtshofs sind Persönli-
chkeiten auszuwählen, die jede 
Gewähr für Unabhängigkeit bieten 
und in ihrem Staat die für die höch-
sten richterlichen Ämter erforderli-
chen Voraussetzungen erfüllen oder 
Juristen von anerkannt hervorragen-
der Befähigung sind; sie werden von 
den Regierungen der Mitgliedstaaten 
im gegenseitigen Einvernehmen 
nach Anhörung des in Artikel 255 
vorgesehenen Ausschusses auf 
sechs Jahre ernannt. Alle drei Jahre 
findet nach Maßgabe der Satzung 
des Gerichtshofs der Europäischen 
Union eine teilweise Neubesetzung 
der Stellen der Richter und Gener-
alanwälte statt. Die Richter wählen 
aus ihrer Mitte den Präsidenten des 
Gerichtshofs für die Dauer von drei 
Jahren. Wiederwahl ist zulässig. Die 
Wiederernennung ausscheidender 
Richter und Generalanwälte ist zuläs-
sig. Der Gerichtshof ernennt seinen 
Kanzler und bestimmt dessen Stel-
lung. Der Gerichtshof erlässt seine 
Verfahrensordnung. Sie bedarf der 
Genehmigung des Rates. 

Artikel 254 
(ex-Artikel 224 EGV) 

Die Zahl der Richter des Gerichts 
wird in der Satzung des Gerichtshofs 
der Europäischen Union festgelegt. In 
der Satzung kann vorgesehen werden, 
dass das Gericht von Generalanwälten 
unterstützt wird. Zu Mitgliedern des 
Gerichts sind Personen auszuwählen, 
die jede Gewähr für Unabhängigkeit 
bieten und über die Befähigung zur 
Ausübung hoher richterlicher Tätig-
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keiten verfügen. Sie werden von den 
Regierungen der Mitgliedstaaten im 
gegenseitigen Einvernehmen nach 
Anhörung des in Artikel 255 vorgese-
henen Ausschusses für sechs Jahre 
ernannt. Alle drei Jahre wird das 
Gericht teilweise neu besetzt. Die 
Wiederernennung ausscheidender 
Mitglieder ist zulässig. 

Die Richter wählen aus ihrer Mitte 
den Präsidenten des Gerichts für die 
Dauer von drei Jahren. Wiederwahl 
ist zulässig. 

Das Gericht ernennt seinen Kanzler 
und bestimmt dessen Stellung. 

Das Gericht erlässt seine Verfahren-
sordnung im Einvernehmen mit dem 
Gerichtshof. Sie bedarf der Genehmi-
gung des Rates. 

Soweit die Satzung des Ger-
ichtshofs der Europäischen Union 
nichts anderes vorsieht, finden die 
den Gerichtshof betreffenden Bestim-
mungen der Verträge auf das Gericht 
Anwendung. 

Artikel 255 
Es wird ein Ausschuss eingerichtet, 

der die Aufgabe hat, vor einer Er-
nennung durch die Regierungen der 
Mitgliedstaaten nach den Artikeln 
253 und 254 eine Stellungnahme zur 
Eignung der Bewerber für die Aus-
übung des Amts eines Richters oder 
Generalanwalts beim Gerichtshof 
oder beim Gericht abzugeben. 

Der Ausschuss setzt sich aus sieben 
Persönlichkeiten zusammen, die aus 
dem Kreis ehemaliger Mitglieder des 
Gerichtshofs und des Gerichts, der 
Mitglieder der höchsten einzelstaatli-
chen Gerichte und der Juristen von 
anerkannt hervorragender Befähi-
gung ausgewählt werden, von denen 
einer vom Europäischen Parlament 
vorgeschlagen wird. Der Rat erlässt 
einen Beschluss zur Festlegung der 
Vorschriften für die Arbeitsweise und 
einen Beschluss zur Ernennung der 
Mitglieder dieses Ausschusses. Er be-
schließt auf Initiative des Präsidenten 
des Gerichtshofs. 

Artikel 256 
(ex-Artikel 225 EGV) 

(1) Das Gericht ist für Entscheidun-
gen im ersten Rechtszug über die in 
den Artikeln 263, 265, 268, 270 und 
272 genannten Klagen zuständig, mit 

Ausnahme derjenigen Klagen, die 
einem nach Artikel 257 gebildeten 
Fachgericht übertragen werden, und 
der Klagen, die gemäß der Satzung 
dem Gerichtshof vorbehalten sind. In 
der Satzung kann vorgesehen werden, 
dass das Gericht für andere Katego-
rien von Klagen zuständig ist. Gegen 
die Entscheidungen des Gerichts 
aufgrund dieses Absatzes kann nach 
Maßgabe der Bedingungen und inner-
halb der Grenzen, die in der Satzung 
vorgesehen sind, beim Gerichtshof 
ein auf Rechtsfragen beschränktes 
Rechtsmittel eingelegt werden. 

(2) Das Gericht ist für Entschei-
dungen über Rechtsmittel gegen die 
Entscheidungen der Fachgerichte 
zuständig. Die Entscheidungen des 
Gerichts aufgrund dieses Absatzes 
können nach Maßgabe der Bedin-
gungen und innerhalb der Grenzen, 
die in der Satzung vorgesehen sind, 
in Ausnahmefällen vom Gerichtshof 
überprüft werden, wenn die ernste 
Gefahr besteht, dass die Einheit oder 
Kohärenz des Unionsrechts berührt 
wird. 

(3) Das Gericht ist in besonderen 
in der Satzung festgelegten Sachge-
bieten für Vorabentscheidungen nach 
Artikel 267 zuständig. 

Wenn das Gericht der Auffassung 
ist, dass eine Rechtssache eine Gr-
undsatzentscheidung erfordert, die die 
Einheit oder die Kohärenz des Union-
srechts berühren könnte, kann es die 
Rechtssache zur Entscheidung an den 
Gerichtshof verweisen. 

Die Entscheidungen des Gerichts 
über Anträge auf Vorabentscheidung 
können nach Maßgabe der Bedin-
gungen und innerhalb der Grenzen, 
die in der Satzung vorgesehen sind, 
in Ausnahmefällen vom Gerichtshof 
überprüft werden, wenn die ern-
ste Gefahr besteht, dass die Einheit 
oder die Kohärenz des Unionsrechts 
berührt wird. 

Artikel 257 
(ex-Artikel 225a EGV) 

Das Europäische Parlament und der 
Rat können gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren dem Gericht 
beigeordnete Fachgerichte bilden, 
die für Entscheidungen im ersten Re-
chtszug über bestimmte Kategorien 
von Klagen zuständig sind, die auf 

besonderen Sachgebieten erhoben 
werden. Das Europäische Parlament 
und der Rat beschließen durch Ver-
ordnungen entweder auf Vorschlag 
der Kommission nach Anhörung des 
Gerichtshofs oder auf Antrag des Ger-
ichtshofs nach Anhörung der Kom-
mission. 

In der Verordnung über die Bildung 
eines Fachgerichts werden die Regeln 
für die Zusammensetzung dieses Ger-
ichts und der ihm übertragene Zustän-
digkeitsbereich festgelegt. 

Gegen die Entscheidungen der 
Fachgerichte kann vor dem Gericht 
ein auf Rechtsfragen beschränktes 
Rechtsmittel oder, wenn die Verord-
nung über die Bildung des Fachger-
ichts dies vorsieht, ein auch Sach-
fragen betreffendes Rechtsmittel 
eingelegt werden. 

Zu Mitgliedern der Fachgerichte 
sind Personen auszuwählen, die 
jede Gewähr für Unabhängigkeit 
bieten und über die Befähigung zur 
Ausübung richterlicher Tätigkeiten 
verfügen. Sie werden einstimmig 
vom Rat ernannt. Die Fachgerichte 
erlassen ihre Verfahrensordnung im 
Einvernehmen mit dem Gerichtshof. 
Diese Verfahrensordnung bedarf der 
Genehmigung des Rates. Soweit die 
Verordnung über die Bildung der 
Fachgerichte nichts anderes vor-
sieht, finden die den Gerichtshof der 
Europäischen Union betreffenden 
Bestimmungen der Verträge und die 
Satzung des Gerichtshofs der Eu-
ropäischen Union auf die Fachger-
ichte Anwendung. Titel I und Artikel 
64 der Satzung gelten auf jeden Fall 
für die Fachgerichte. 

Artikel 258 
(ex-Artikel 226 EGV) 

Hat nach Auffassung der Kom-
mission ein Mitgliedstaat gegen eine 
Verpflichtung aus den Verträgen ver-
stoßen, so gibt sie eine mit Gründen 
versehene Stellungnahme hierzu ab; 
sie hat dem Staat zuvor Gelegenheit 
zur Äußerung zu geben. Kommt der 
Staat dieser Stellungnahme innerhalb 
der von der Kommission gesetzten 
Frist nicht nach, so kann die Kommis-
sion den Gerichtshof der Europäis-
chen Union anrufen. 
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Artikel 259 
(ex-Artikel 227 EGV) 

Jeder Mitgliedstaat kann den Ger-
ichtshof der Europäischen Union 
anrufen, wenn er der Auffassung ist, 
dass ein anderer Mitgliedstaat gegen 
eine Verpflichtung aus den Verträgen 
verstoßen hat. 

Bevor ein Mitgliedstaat wegen einer 
angeblichen Verletzung der Verpflich-
tungen aus den Verträgen gegen einen 
anderen Staat Klage erhebt, muss er 
die Kommission damit befassen. 

Die Kommission erlässt eine mit 
Gründen versehene Stellungnahme; 
sie gibt den beteiligten Staaten zu-
vor Gelegenheit zu schriftlicher und 
mündlicher Äußerung in einem kon-
tradiktorischen Verfahren. 

Gibt die Kommission binnen drei 
Monaten nach dem Zeitpunkt, in 
dem ein entsprechender Antrag ges-
tellt wurde, keine Stellungnahme ab, 
so kann ungeachtet des Fehlens der 
Stellungnahme vor dem Gerichtshof 
geklagt werden. 

Artikel 260 
(ex-Artikel 228 EGV) 

(1) Stellt der Gerichtshof der Eu-
ropäischen Union fest, dass ein Mit-
gliedstaat gegen eine Verpflichtung 
aus den Verträgen verstoßen hat, so 
hat dieser Staat die Maßnahmen zu 
ergreifen, die sich aus dem Urteil des 
Gerichtshofs ergeben. 

(2) Hat der betreffende Mitgliedstaat 
die Maßnahmen, die sich aus dem Ur-
teil des Gerichtshofs ergeben, nach 
Auffassung der Kommission nicht 
getroffen, so kann die Kommission 
den Gerichtshof anrufen, nachdem 
sie diesem Staat zuvor Gelegenheit 
zur Äußerung gegeben hat. Hierbei 
benennt sie die Höhe des von dem be-
treffenden Mitgliedstaat zu zahlenden 
Pauschalbetrags oder Zwangsgelds, 
die sie den Umständen nach für an-
gemessen hält. Stellt der Gerichtshof 
fest, dass der betreffende Mitglied-
staat seinem Urteil nicht nachgekom-
men ist, so kann er die Zahlung eines 
Pauschalbetrags oder Zwangsgelds 
verhängen. Dieses Verfahren lässt den 
Artikel 259 unberührt. 

(3) Erhebt die Kommission beim 
Gerichtshof Klage nach Artikel 258, 
weil sie der Auffassung ist, dass der 
betreffende Mitgliedstaat gegen seine 

Verpflichtung verstoßen hat, Maßnah-
men zur Umsetzung einer gemäß ei-
nem Gesetzgebungsverfahren erlass-
enen Richtlinie mitzuteilen, so kann 
sie, wenn sie dies für zweckmäßig 
hält, die Höhe des von dem betref-
fenden Mitgliedstaat zu zahlenden 
Pauschalbetrags oder Zwangsgelds 
benennen, die sie den Umständen 
nach für angemessen hält. Stellt der 
Gerichtshof einen Verstoß fest, so 
kann er gegen den betreffenden Mit-
gliedstaat die Zahlung eines Pauschal-
betrags oder eines Zwangsgelds bis 
zur Höhe des von der Kommission 
genannten Betrags verhängen. Die 
Zahlungsverpflichtung gilt ab dem 
vom Gerichtshof in seinem Urteil 
festgelegten Zeitpunkt. 

Artikel 261 
(ex-Artikel 229 EGV) 

Aufgrund der Verträge vom Eu-
ropäischen Parlament und vom Rat 
gemeinsam sowie vom Rat erlassene 
Verordnungen können hinsichtlich 
der darin vorgesehenen Zwangs-
maßnahmen dem Gerichtshof der Eu-
ropäischen Union eine Zuständigkeit 
übertragen, welche die Befugnis zu 
unbeschränkter Ermessensnachprü-
fung und zur Änderung oder Verhäng-
ung solcher Maßnahmen umfasst. 

Artikel 262 
(ex-Artikel 229a EGV) 

Unbeschadet der sonstigen Bestim-
mungen der Verträge kann der Rat 
gemäß einem besonderen Gesetzge-
bungsverfahren nach Anhörung des 
Europäischen Parlaments einstimmig 
Bestimmungen erlassen, mit denen 
dem Gerichtshof der Europäischen 
Union in dem vom Rat festgelegten 
Umfang die Zuständigkeit übertragen 
wird, über Rechtsstreitigkeiten im 
Zusammenhang mit der Anwendung 
von aufgrund der Verträge erlassenen 
Rechtsakten, mit denen europäische 
Rechtstitel für das geistige Eigentum 
geschaffen werden, zu entscheiden. 
Diese Bestimmungen treten nach 
Zustimmung der Mitgliedstaaten im 
Einklang mit ihren jeweiligen ver-
fassungsrechtlichen Vorschriften in 
Kraft. 

Artikel 263 
(ex-Artikel 230 EGV) 

Der Gerichtshof der Europäischen 
Union überwacht die Rechtmäßig-
keit der Gesetzgebungsakte sowie 
der Handlungen des Rates, der Kom-
mission und der Europäischen Zen-
tralbank, soweit es sich nicht um 
Empfehlungen oder Stellungnahmen 
handelt, und der Handlungen des 
Europäischen Parlaments und des Eu-
ropäischen Rates mit Rechtswirkung 
gegenüber Dritten. Er überwacht 
ebenfalls die Rechtmäßigkeit der 
Handlungen der Einrichtungen oder 
sonstigen Stellen der Union mit Re-
chtswirkung gegenüber Dritten. Zu 
diesem Zweck ist der Gerichtshof 
der Europäischen Union für Klagen 
zuständig, die ein Mitgliedstaat, das 
Europäische Parlament, der Rat oder 
die Kommission wegen Unzuständig-
keit, Verletzung wesentlicher Form-
vorschriften, Verletzung der Verträge 
oder einer bei seiner Durchführung 
anzuwendenden Rechtsnorm oder 
wegen Ermessensmissbrauchs erhebt. 
Der Gerichtshof der Europäischen 
Union ist unter den gleichen Voraus-
setzungen zuständig für Klagen des 
Rechnungshofs, der Europäischen 
Zentralbank und des Ausschusses der 
Regionen, die auf die Wahrung ihrer 
Rechte abzielen. Jede natürliche oder 
juristische Person kann unter den Bed-
ingungen nach den Absätzen 1 und 2 
gegen die an sie gerichteten oder sie 
unmittelbar und individuell betref-
fenden Handlungen sowie gegen Re-
chtsakte mit Verordnungscharakter, 
die sie unmittelbar betreffen und keine 
Durchführungsmaßnahmen nach sich 
ziehen, Klage erheben. In den Recht-
sakten zur Gründung von Einrichtun-
gen und sonstigen Stellen der Union 
können besondere Bedingungen und 
Einzelheiten für die Erhebung von 
Klagen von natürlichen oder juris-
tischen Personen gegen Handlungen 
dieser Einrichtungen und sonstigen 
Stellen vorgesehen werden, die eine 
Rechtswirkung gegenüber diesen Per-
sonen haben. Die in diesem Artikel 
vorgesehenen Klagen sind binnen 
zwei Monaten zu erheben; diese Frist 
läuft je nach Lage des Falles von der 
Bekanntgabe der betreffenden Hand-
lung, ihrer Mitteilung an den Kläger 
oder in Ermangelung dessen von dem 
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Zeitpunkt an, zu dem der Kläger von 
dieser Handlung Kenntnis erlangt hat. 

Artikel 264 
(ex-Artikel 231 EGV) 

Ist die Klage begründet, so erklärt 
der Gerichtshof der Europäischen 
Union die angefochtene Handlung für 
nichtig. Erklärt der Gerichtshof eine 
Handlung für nichtig, so bezeichnet 
er, falls er dies für notwendig hält, 
diejenigen ihrer Wirkungen, die als 
fortgeltend zu betrachten sind. 

Artikel 265 
(ex-Artikel 232 EGV) 

Unterlässt es das Europäische Parla-
ment, der Europäische Rat, der Rat, 
die Kommission oder die Europäis-
che Zentralbank unter Verletzung 
der Verträge, einen Beschluss zu fas-
sen, so können die Mitgliedstaaten 
und die anderen Organe der Union 
beim Gerichtshof der Europäischen 
Union Klage auf Feststellung dieser 
Vertragsverletzung erheben. Dieser 
Artikel gilt entsprechend für die Ein-
richtungen und sonstigen Stellen der 
Union, die es unterlassen, tätig zu 
werden. Diese Klage ist nur zulässig, 
wenn das in Frage stehende Organ, 
die in Frage stehende Einrichtung 
oder sonstige Stelle zuvor aufg-
efordert worden ist, tätig zu werden. 
Hat es bzw. sie binnen zwei Monaten 
nach dieser Aufforderung nicht Stel-
lung genommen, so kann die Klage 
innerhalb einer weiteren Frist von 
zwei Monaten erhoben werden. Jede 
natürliche oder juristische Person 
kann nach Maßgabe der Absätze 1 
und 2 vor dem Gerichtshof Beschw-
erde darüber führen, dass ein Organ 
oder eine Einrichtung oder sonstige 
Stelle der Union es unterlassen hat, 
einen anderen Akt als eine Empfe-
hlung oder eine Stellungnahme an sie 
zu richten. 

Artikel 266 
(ex-Artikel 233 EGV) 

Die Organe, Einrichtungen oder 
sonstigen Stellen, denen das für 
nichtig erklärte Handeln zur Last fällt 
oder deren Untätigkeit als vertrag-
swidrig erklärt worden ist, haben die 
sich aus dem Urteil des Gerichtshofs 
der Europäischen Union ergebenden 
Maßnahmen zu ergreifen. Diese 
Verpflichtung besteht unbeschadet 

der Verpflichtungen, die sich aus der 
Anwendung des Artikels 340 Absatz 
2 ergeben. 

Artikel 267 
(ex-Artikel 234 EGV) 

Der Gerichtshof der Europäischen 
Union entscheidet im Wege der Vora-
bentscheidung 

a) über die Auslegung der Verträge, 
b) über die Gültigkeit und die Au-

slegung der Handlungen der Organe, 
Einrichtungen oder sonstigen Stellen 
der Union, 

Wird eine derartige Frage einem 
Gericht eines Mitgliedstaats gestellt 
und hält dieses Gericht eine Entsc-
heidung darüber zum Erlass seines 
Urteils für erforderlich, so kann es 
diese Frage dem Gerichtshof zur En-
tscheidung vorlegen. Wird eine der-
artige Frage in einem schwebenden 
Verfahren bei einem einzelstaatlichen 
Gericht gestellt, dessen Entscheidun-
gen selbst nicht mehr mit Rechts-
mitteln des innerstaatlichen Rechts 
angefochten werden können, so ist 
dieses Gericht zur Anrufung des Ger-
ichtshofs verpflichtet. Wird eine der-
artige Frage in einem schwebenden 
Verfahren, das eine inhaftierte Person 
betrifft, bei einem einzelstaatlichen 
Gericht gestellt, so entscheidet der 
Gerichtshof innerhalb kürzester Zeit. 

Artikel 268 
(ex-Artikel 235 EGV) 

Der Gerichtshof der Europäis-
chen Union ist für Streitsachen über 
den in Artikel 340 Absätze 2 und 3 
vorgesehenen Schadensersatz zustän-
dig. Artikel 269 Der Gerichtshof ist 
für Entscheidungen über die Rech-
tmäßigkeit eines nach Artikel 7 des 
Vertrags über die Europäische Union 
erlassenen Rechtsakts des Europäis-
chen Rates oder des Rates nur auf 
Antrag des von einer Feststellung 
des Europäischen Rates oder des 
Rates betroffenen Mitgliedstaats und 
lediglich im Hinblick auf die Einhal-
tung der in dem genannten Artikel 
vorgesehenen Verfahrensbestim-
mungen zuständig. Der Antrag muss 
binnen eines Monats nach der jeweili-
gen Feststellung gestellt werden. Der 
Gerichtshof entscheidet binnen eines 
Monats nach Antragstellung. 

Artikel 270 
(ex-Artikel 236 EGV) 

Der Gerichtshof der Europäischen 
Union ist für alle Streitsachen zwis-
chen der Union und deren Bedien-
steten innerhalb der Grenzen und nach 
Maßgabe der Bedingungen zuständig, 
die im Statut der Beamten der Union 
und in den Beschäftigungsbedingun-
gen für die sonstigen Bediensteten der 
Union festgelegt sind. 

Artikel 271 
(ex-Artikel 237 EGV) 

Der Gerichtshof der Europäischen 
Union ist nach Maßgabe der folgen-
den Bestimmungen zuständig in Stre-
itsachen über 

a) die Erfüllung der Verpflichtungen 
der Mitgliedstaaten aus der Satzung 
der Europäischen Investitionsbank. 
Der Verwaltungsrat der Bank besitzt 
hierbei die der Kommission in Artikel 
258 übertragenen Befugnisse; 

b) die Beschlüsse des Rates der 
Gouverneure der Europäischen In-
vestitionsbank. Jeder Mitgliedstaat, 
die Kommission und der Verwaltung-
srat der Bank können hierzu nach 
Maßgabe des Artikels 263 Klage er-
heben; 

c) die Beschlüsse des Verwaltung-
srats der Europäischen Investitions-
bank. Diese können nach Maßgabe 
des Artikels 263 nur von Mitglied-
staaten oder der Kommission und 
lediglich wegen Verletzung der Form-
vorschriften des Artikels 19 Absatz 2 
und Absätze 5 bis 7 der Satzung der 
Investitionsbank angefochten werden; 

d) die Erfüllung der sich aus den 
Verträgen und der Satzung des ESZB 
und der EZB ergebenden Verpflich-
tungen durch die nationalen Zentral-
banken. Der Rat der Gouverneure 
der Europäischen Zentralbank be-
sitzt hierbei gegenüber den nation-
alen Zentralbanken die Befugnisse, 
die der Kommission in Artikel 258 
gegenüber den Mitgliedstaaten 
eingeräumt werden. Stellt der Ger-
ichtshof der Europäischen Union fest, 
dass eine nationale Zentralbank gegen 
eine Verpflichtung aus den Verträgen 
verstoßen hat, so hat diese Bank die 
Maßnahmen zu ergreifen, die sich aus 
dem Urteil des Gerichtshofs ergeben. 



55

EMRK

EUV

AEUV

Artikel 272 
(ex-Artikel 238 EGV) 

Der Gerichtshof der Europäischen 
Union ist für Entscheidungen aufgr-
und einer Schiedsklausel zuständig, 
die in einem von der Union oder 
für ihre Rechnung abgeschlossenen 
öffentlich-rechtlichen oder privatre-
chtlichen Vertrag enthalten ist. 

Artikel 273 
(ex-Artikel 239 EGV) 

Der Gerichtshof ist für jede mit dem 
Gegenstand der Verträge in Zusam-
menhang stehende Streitigkeit zwis-
chen Mitgliedstaaten zuständig, wenn 
diese bei ihm aufgrund eines Schieds-
vertrags anhängig gemacht wird. 

Artikel 274 
(ex-Artikel 240 EGV) 

Soweit keine Zuständigkeit des 
Gerichtshofs der Europäischen Union 
aufgrund der Verträge besteht, sind 
Streitsachen, bei denen die Union Par-
tei ist, der Zuständigkeit der einzel-
staatlichen Gerichte nicht entzogen. 

Artikel 275 
Der Gerichtshof der Europäischen 

Union ist nicht zuständig für die 
Bestimmungen hinsichtlich der Ge-
meinsamen Außen- und Sicherheit-
spolitik und für die auf der Grundlage 
dieser Bestimmungen erlassenen Re-
chtsakte. 

Der Gerichtshof ist jedoch zustän-
dig für die Kontrolle der Einhaltung 
von Artikel 40 des Vertrags über die 
Europäische Union und für die unter 
den Voraussetzungen des Artikels 263 
Absatz 4 dieses Vertrags erhobenen 
Klagen im Zusammenhang mit der 
Überwachung der Rechtmäßigkeit 
von Beschlüssen über restriktive 
Maßnahmen gegenüber natürlichen 
oder juristischen Personen, die der 
Rat auf der Grundlage von Titel V 
Kapitel 2 des Vertrags über die Eu-
ropäische Union erlassen hat. Artikel 
276 Bei der Ausübung seiner Bef-
ugnisse im Rahmen der Bestimmun-
gen des Dritten Teils Titel V Kapitel 
4 und 5 über den Raum der Freiheit, 
der Sicherheit und des Rechts ist der 
Gerichtshof der Europäischen Union 
nicht zuständig für die Überprüfung 
der Gültigkeit oder Verhältnismäßig-
keit von Maßnahmen der Polizei oder 

anderer Strafverfolgungsbehörden 
eines Mitgliedstaats oder der Wah-
rnehmung der Zuständigkeiten der 
Mitgliedstaaten für die Aufrechterh-
altung der öffentlichen Ordnung und 
den Schutz der inneren Sicherheit. 

Artikel 277 
(ex-Artikel 241 EGV) 

Ungeachtet des Ablaufs der in Ar-
tikel 263 Absatz 6 genannten Frist 
kann jede Partei in einem Rechtsstreit, 
bei dem die Rechtmäßigkeit eines von 
einem Organ, einer Einrichtung oder 
einer sonstigen Stelle der Union er-
lassenen Rechtsakts mit allgemeiner 
Geltung angefochten wird, vor dem 
Gerichtshof der Europäischen Union 
die Unanwendbarkeit dieses Recht-
sakts aus den in Artikel 263 Absatz 2 
genannten Gründen geltend machen. 

Artikel 278 
(ex-Artikel 242 EGV) 

Klagen bei dem Gerichtshof der 
Europäischen Union haben keine auf-
schiebende Wirkung. Der Gerichtshof 
kann jedoch, wenn er dies den Um-
ständen nach für nötig hält, die Durch-
führung der angefochtenen Handlung 
aussetzen. 

Artikel 279 
(ex-Artikel 243 EGV) 

Der Gerichtshof der Europäischen 
Union kann in den bei ihm anhän-
gigen Sachen die erforderlichen einst-
weiligen Anordnungen treffen.

Artikel 280 
(ex-Artikel 244 EGV) 

Die Urteile des Gerichtshofs der Eu-
ropäischen Union sind gemäß Artikel 
299 vollstreckbar. 

Artikel 281 
(ex-Artikel 245 EGV) 

Die Satzung des Gerichtshofs der 
Europäischen Union wird in einem 
besonderen Protokoll festgelegt. 

Das Europäische Parlament und der 
Rat können gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren die Satzung 
mit Ausnahme ihres Titels I und ihres 
Artikels 64 ändern. Das Europäische 
Parlament und der Rat beschließen 
entweder auf Antrag des Gerichtshofs 
nach Anhörung der Kommission oder 
auf Vorschlag der Kommission nach 

Anhörung des Gerichtshofs.

ABSCHNITT 6 
DIE EUROPÄISCHE ZEN-

TRALBANK 
Artikel 282 

(1) Die Europäische Zentralbank 
und die nationalen Zentralbanken 
bilden das Europäische System der 
Zentralbanken (ESZB). Die Europäis-
che Zentralbank und die nationalen 
Zentralbanken der Mitgliedstaaten, 
deren Währung der Euro ist, bilden 
das Eurosystem und betreiben die 
Währungspolitik der Union. 

(2) Das ESZB wird von den Be-
schlussorganen der Europäischen 
Zentralbank geleitet. Sein vorran-
giges Ziel ist es, die Preisstabilität zu 
gewährleisten. Unbeschadet dieses 
Zieles unterstützt es die allgemeine 
Wirtschaftspolitik in der Union, um 
zur Verwirklichung ihrer Ziele bei-
zutragen. 

(3) Die Europäische Zentralbank 
besitzt Rechtspersönlichkeit. Sie al-
lein ist befugt, die Ausgabe des Euro 
zu genehmigen. Sie ist in der Aus-
übung ihrer Befugnisse und der Ver-
waltung ihrer Mittel unabhängig. Die 
Organe, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen der Union sowie die Regierun-
gen der Mitgliedstaaten achten diese 
Unabhängigkeit. 

(4) Die Europäische Zentralbank er-
lässt die für die Erfüllung ihrer Aufga-
ben erforderlichen Maßnahmen nach 
den Artikeln 127 bis 133 und Artikel 
138 und nach Maßgabe der Satzung 
des ESZB und der EZB. Nach diesen 
Artikeln behalten die Mitgliedstaaten, 
deren Währung nicht der Euro ist, 
sowie deren Zentralbanken ihre 
Zuständigkeiten im Währungsbere-
ich. 

(5) Die Europäische Zentralbank 
wird in den Bereichen, auf die sich 
ihre Befugnisse erstrecken, zu allen 
Entwürfen für Rechtsakte der Union 
sowie zu allen Entwürfen für Re-
chtsvorschriften auf einzelstaatlicher 
Ebene gehört und kann Stellungnah-
men abgeben. 

Artikel 283 
(ex-Artikel 112 EGV) 

(1) Der Rat der Europäischen Zen-
tralbank besteht aus den Mitgliedern 
des Direktoriums der Europäischen 
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Zentralbank und den Präsidenten der 
nationalen Zentralbanken der Mit-
gliedstaaten, deren Währung der Euro 
ist. 

(2) Das Direktorium besteht aus 
dem Präsidenten, dem Vizepräsi-
denten und vier weiteren Mitgliedern. 
Der Präsident, der Vizepräsident und 
die weiteren Mitglieder des Direkto-
riums werden vom Europäischen Rat 
auf Empfehlung des Rates, der hierzu 
das Europäische Parlament und den 
Rat der Europäischen Zentralbank an-
hört, aus dem Kreis der in Währungs- 
oder Bankfragen anerkannten und 
erfahrenen Persönlichkeiten mit 
qualifizierter Mehrheit ausgewählt 
und ernannt. Ihre Amtszeit beträgt 
acht Jahre; Wiederernennung ist nicht 
zulässig. Nur Staatsangehörige der 
Mitgliedstaaten können Mitglieder 
des Direktoriums werden. 

Artikel 284 
(ex-Artikel 113 EGV) 

(1) Der Präsident des Rates und ein 
Mitglied der Kommission können 
ohne Stimmrecht an den Sitzungen 
des Rates der Europäischen Zentral-
bank teilnehmen. Der Präsident des 
Rates kann dem Rat der Europäischen 
Zentralbank einen Antrag zur Bera-
tung vorlegen. 

(2) Der Präsident der Europäischen 
Zentralbank wird zur Teilnahme an 
den Tagungen des Rates eingeladen, 
wenn dieser Fragen im Zusammen-
hang mit den Zielen und Aufgaben 
des ESZB erörtert. 

(3) Die Europäische Zentralbank 
unterbreitet dem Europäischen Parla-
ment, dem Rat und der Kommission 
sowie auch dem Europäischen Rat 
einen Jahresbericht über die Tätig-
keit des ESZB und die Geld- und 
Währungspolitik im vergangenen 
und im laufenden Jahr. Der Präsi-
dent der Europäischen Zentralbank 
legt den Bericht dem Rat und dem 
Europäischen Parlament vor, das auf 
dieser Grundlage eine allgemeine 
Aussprache durchführen kann. Der 
Präsident der Europäischen Zentral-
bank und die anderen Mitglieder des 
Direktoriums können auf Ersuchen 
des Europäischen Parlaments oder auf 
ihre Initiative hin von den zuständigen 
Ausschüssen des Europäischen Parla-
ments gehört werden. 

ABSCHNITT 7 
DER RECHNUNGSHOF 

Artikel 285 
(ex-Artikel 246 EGV) 

Der Rechnungshof nimmt die Rech-
nungsprüfung der Union wahr. 

Der Rechnungshof besteht aus ei-
nem Staatsangehörigen je Mitglied-
staat. Seine Mitglieder üben ihre Auf-
gaben in voller Unabhängigkeit zum 
allgemeinen Wohl der Union aus. 

Artikel 286 
(ex-Artikel 247 EGV) 

(1) Zu Mitgliedern des Rechnung-
shofs sind Persönlichkeiten auszu-
wählen, die in ihren Staaten Rech-
nungsprüfungsorganen angehören 
oder angehört haben oder die für 
dieses Amt besonders geeignet sind. 
Sie müssen jede Gewähr für Unab-
hängigkeit bieten. 

(2) Die Mitglieder des Rechnung-
shofs werden auf sechs Jahre er-
nannt. Der Rat nimmt die gemäß den 
Vorschlägen der einzelnen Mitglied-
staaten erstellte Liste der Mitglieder 
nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments an. Die Wiederernennung 
der Mitglieder des Rechnungshofs ist 
zulässig. 

Sie wählen aus ihrer Mitte den 
Präsidenten des Rechnungshofs für 
drei Jahre. Wiederwahl ist zulässig. 

(3) Die Mitglieder des Rechnung-
shofs dürfen bei der Erfüllung ihrer 
Pflichten Anweisungen von einer 
Regierung oder einer anderen Stelle 
weder anfordern noch entgegenne-
hmen. Sie haben jede Handlung zu 
unterlassen, die mit ihren Aufgaben 
unvereinbar ist. 

(4) Die Mitglieder des Rechnung-
shofs dürfen während ihrer Amtszeit 
keine andere entgeltliche oder un-
entgeltliche Berufstätigkeit ausüben. 
Bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit 
übernehmen sie die feierliche Verp-
flichtung, während der Ausübung 
und nach Ablauf ihrer Amtstätigkeit 
die sich aus ihrem Amt ergebenden 
Pflichten zu erfüllen, insbesondere 
die Pflicht, bei der Annahme gewisser 
Tätigkeiten oder Vorteile nach Ablauf 
dieser Tätigkeit ehrenhaft und zurück-
haltend zu sein. 

(5) Abgesehen von regelmäßigen 
Neubesetzungen und von Todesfäl-
len endet das Amt eines Mitglieds des 

Rechnungshofs durch Rücktritt oder 
durch Amtsenthebung durch den Ger-
ichtshof gemäß Absatz 6. 

Für das ausscheidende Mitglied 
wird für die verbleibende Amtszeit 
ein Nachfolger ernannt. 

Außer im Fall der Amtsenthebung 
bleiben die Mitglieder des Rech-
nungshofs bis zur Neubesetzung ihres 
Sitzes im Amt. 

(6) Ein Mitglied des Rechnungshofs 
kann nur dann seines Amtes enthoben 
oder seiner Ruhegehaltsansprüche 
oder anderer an ihrer Stelle gewährter 
Vergünstigungen für verlustig erklärt 
werden, wenn der Gerichtshof auf 
Antrag des Rechnungshofs feststellt, 
dass es nicht mehr die erforderlichen 
Voraussetzungen erfüllt oder den sich 
aus seinem Amt ergebenden Verpfli-
chtungen nicht mehr nachkommt. 

(7) Der Rat setzt die Beschäfti-
gungsbedingungen für den Präsident-
en und die Mitglieder des Rechnung-
shofs fest, insbesondere die Gehälter, 
Vergütungen und Ruhegehälter. Er 
setzt alle sonstigen als Entgelt gezahl-
ten Vergütungen fest. 

(8) Die für die Richter des Ger-
ichtshofs der Europäischen Union 
geltenden Bestimmungen des Pro-
tokolls über die Vorrechte und Be-
freiungen der Europäischen Union 
gelten auch für die Mitglieder des 
Rechnungshofs. 

Artikel 287 
(ex-Artikel 248 EGV) 

(1) Der Rechnungshof prüft die 
Rechnung über alle Einnahmen und 
Ausgaben der Union. Er prüft eben-
falls die Rechnung über alle Einnah-
men und Ausgaben jeder von der 
Union geschaffenen Einrichtung oder 
sonstigen Stelle, soweit der Gründ-
ungsakt dies nicht ausschließt. Der 
Rechnungshof legt dem Europäischen 
Parlament und dem Rat eine Erk-
lärung über die Zuverlässigkeit der 
Rechnungsführung sowie die Rech-
tmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit 
der zugrunde liegenden Vorgänge vor, 
die im Amtsblatt der Europäischen 
Union veröffentlicht wird. Diese Erk-
lärung kann durch spezifische Beur-
teilungen zu allen größeren Tätig-
keitsbereichen der Union ergänzt 
werden. 

(2) Der Rechungshof prüft die Re-
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chtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit 
der Einnahmen und Ausgaben und 
überzeugt sich von der Wirtschaftli-
chkeit der Haushaltsführung. Dabei 
berichtet er insbesondere über alle 
Fälle von Unregelmäßigkeiten. Die 
Prüfung der Einnahmen erfolgt an-
hand der Feststellungen und der Zahl-
ungen der Einnahmen an die Union. 
Die Prüfung der Ausgaben erfolgt 
anhand der Mittelbindungen und der 
Zahlungen. Diese Prüfungen kön-
nen vor Abschluss der Rechnung des 
betreffenden Haushaltsjahrs durch-
geführt werden. 

(3) Die Prüfung wird anhand der 
Rechnungsunterlagen und erforderli-
chenfalls an Ort und Stelle bei den an-
deren Organen der Union, in den Räu-
mlichkeiten der Einrichtungen oder 
sonstigen Stellen, die Einnahmen 
oder Ausgaben für Rechnung der Un-
ion verwalten, sowie der natürlichen 
und juristischen Personen, die Zahl-
ungen aus dem Haushalt erhalten, und 
in den Mitgliedstaaten durchgeführt. 
Die Prüfung in den Mitgliedstaaten 
erfolgt in Verbindung mit den ein-
zelstaatlichen Rechnungsprüfungsor-
ganen oder, wenn diese nicht über die 
erforderliche Zuständigkeit verfügen, 
mit den zuständigen einzelstaatlichen 
Dienststellen. Der Rechnungshof und 
die einzelstaatlichen Rechnungsprü-
fungsorgane arbeiten unter Wahrung 
ihrer Unabhängigkeit vertrauensvoll 
zusammen. Diese Organe oder Di-
enststellen teilen dem Rechnungshof 
mit, ob sie an der Prüfung teilzune-
hmen beabsichtigen. 

Die anderen Organe der Union, die 
Einrichtungen oder sonstigen Stel-
len, die Einnahmen oder Ausgaben 
für Rechnung der Union verwalten, 
die natürlichen oder juristischen Per-
sonen, die Zahlungen aus dem Haush-
alt erhalten, und die einzelstaatlichen 
Rechnungsprüfungsorgane oder, 
wenn diese nicht über die erforder-
liche Zuständigkeit verfügen, die 
zuständigen einzelstaatlichen Diensts-
tellen übermitteln dem Rechnungshof 
auf dessen Antrag die für die Erfül-
lung seiner Aufgabe erforderlichen 
Unterlagen oder Informationen. Die 
Rechte des Rechnungshofs auf Zu-
gang zu Informationen der Europäis-
chen Investitionsbank im Zusam-
menhang mit deren Tätigkeit bei 

der Verwaltung von Einnahmen und 
Ausgaben der Union werden in einer 
Vereinbarung zwischen dem Rech-
nungshof, der Bank und der Kommis-
sion geregelt. Der Rechnungshof hat 
auch dann Recht auf Zugang zu den 
Informationen, die für die Prüfung der 
von der Bank verwalteten Einnahmen 
und Ausgaben der Union erforderlich 
sind, wenn eine entsprechende Vere-
inbarung nicht besteht. (4) Der Rech-
nungshof erstattet nach Abschluss 
eines jeden Haushaltsjahrs einen Jah-
resbericht. Dieser Bericht wird den 
anderen Organen der Union vorgelegt 
und im Amtsblatt der Europäischen 
Union zusammen mit den Antworten 
dieser Organe auf die Bemerkungen 
des Rechnungshofs veröffentlicht. 
Der Rechnungshof kann ferner jed-
erzeit seine Bemerkungen zu beson-
deren Fragen vorlegen, insbesondere 
in Form von Sonderberichten, und 
auf Antrag eines der anderen Organe 
der Union Stellungnahmen abgeben. 
Er nimmt seine jährlichen Berichte, 
Sonderberichte oder Stellungnahmen 
mit der Mehrheit seiner Mitglieder 
an. Er kann jedoch für die Annahme 
bestimmter Arten von Berichten oder 
Stellungnahmen nach Maßgabe seiner 
Geschäftsordnung Kammern bilden. 
Er unterstützt das Europäische Parla-
ment und den Rat bei der Kontrolle 
der Ausführung des Haushaltsplans.

Der Rechnungshof gibt sich eine 
Geschäftsordnung. Diese bedarf der 
Genehmigung des Rates. 

KAPITEL 2 
RECHTSAKTE DER UNION, 

ANNAHMEVERFAHREN UND 
SONSTIGE VORSCHRIFTEN 

ABSCHNITT 1 
DIE RECHTSAKTE DER 

UNION 
Artikel 288 

(ex-Artikel 249 EGV) 
Für die Ausübung der Zuständig-

keiten der Union nehmen die Or-
gane Verordnungen, Richtlinien, 
Beschlüsse, Empfehlungen und Stel-
lungnahmen an. 

Die Verordnung hat allgemeine 
Geltung. Sie ist in allen ihren Teilen 
verbindlich und gilt unmittelbar in je-
dem Mitgliedstaat. 

Die Richtlinie ist für jeden Mit-

gliedstaat, an den sie gerichtet wird, 
hinsichtlich des zu erreichenden Ziels 
verbindlich, überlässt jedoch den in-
nerstaatlichen Stellen die Wahl der 
Form und der Mittel. 

Beschlüsse sind in allen ihren Teilen 
verbindlich. Sind sie an bestimmte 
Adressaten gerichtet, so sind sie nur 
für diese verbindlich. 

Die Empfehlungen und Stellung-
nahmen sind nicht verbindlich. 

Artikel 289 
(1) Das ordentliche Gesetzgebungs-

verfahren besteht in der gemeinsamen 
Annahme einer Verordnung, einer 
Richtlinie oder eines Beschlusses 
durch das Europäische Parlament und 
den Rat auf Vorschlag der Kommis-
sion. Dieses Verfahren ist in Artikel 
294 festgelegt. 

(2) In bestimmten, in den Verträ-
gen vorgesehenen Fällen erfolgt als 
besonderes Gesetzgebungsverfahren 
die Annahme einer Verordnung, einer 
Richtlinie oder eines Beschlusses 
durch das Europäische Parlament mit 
Beteiligung des Rates oder durch den 
Rat mit Beteiligung des Europäischen 
Parlaments. 

(3) Rechtsakte, die gemäß einem 
Gesetzgebungsverfahren angenom-
men werden, sind Gesetzgebung-
sakte. 

(4) In bestimmten, in den Verträgen 
vorgesehenen Fällen können Ge-
setzgebungsakte auf Initiative einer 
Gruppe von Mitgliedstaaten oder des 
Europäischen Parlaments, auf Empfe-
hlung der Europäischen Zentralbank 
oder auf Antrag des Gerichtshofs oder 
der Europäischen Investitionsbank er-
lassen werden. 

Artikel 290 
(1) In Gesetzgebungsakten kann 

der Kommission die Befugnis über-
tragen werden, Rechtsakte ohne 
Gesetzescharakter mit allgemeiner 
Geltung zur Ergänzung oder Änder-
ung bestimmter nicht wesentlicher 
Vorschriften des betreffenden Ge-
setzgebungsaktes zu erlassen. In den 
betreffenden Gesetzgebungsakten 
werden Ziele, Inhalt, Geltungsbereich 
und Dauer der Befugnisübertragung 
ausdrücklich festgelegt. Die wesentli-
chen Aspekte eines Bereichs sind dem 
Gesetzgebungsakt vorbehalten und 
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eine Befugnisübertragung ist für sie 
deshalb ausgeschlossen.

(2) Die Bedingungen, unter denen 
die Übertragung erfolgt, werden in 
Gesetzgebungsakten ausdrücklich 
festgelegt, wobei folgende Mögli-
chkeiten bestehen: 

a) Das Europäische Parlament oder 
der Rat kann beschließen, die Über-
tragung zu widerrufen. 

b) Der delegierte Rechtsakt kann 
nur in Kraft treten, wenn das Eu-
ropäische Parlament oder der Rat 
innerhalb der im Gesetzgebungsakt 
festgelegten Frist keine Einwände er-
hebt. Für die Zwecke der Buchstaben 
a und b beschließt das Europäische 
Parlament mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder und der Rat mit qualifi-
zierter Mehrheit. 

(3) In den Titel der delegierten Re-
chtsakte wird das Wort „delegiert“ 
eingefügt. 

Artikel 291 
(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen 

alle zur Durchführung der verbindli-
chen Rechtsakte der Union erforder-
lichen Maßnahmen nach innerstaatli-
chem Recht. 

(2) Bedarf es einheitlicher Bed-
ingungen für die Durchführung der 
verbindlichen Rechtsakte der Union, 
so werden mit diesen Rechtsakten 
der Kommission oder, in entsprech-
end begründeten Sonderfällen und 
in den in den Artikeln 24 und 26 des 
Vertrags über die Europäische Union 
vorgesehenen Fällen, dem Rat Durch-
führungsbefugnisse übertragen. 

(3) Für die Zwecke des Absatzes 2 
legen das Europäische Parlament und 
der Rat gemäß dem ordentlichen Ge-
setzgebungsverfahren durch Verord-
nungen im Voraus allgemeine Regeln 
und Grundsätze fest, nach denen die 
Mitgliedstaaten die Wahrnehmung 
der Durchführungsbefugnisse durch 
die Kommission kontrollieren. 

(4) In den Titel der Durchführung-
srechtsakte wird der Wortteil „Durch-
führungs-“ eingefügt. Artikel 292 Der 
Rat gibt Empfehlungen ab. Er be-
schließt auf Vorschlag der Kommis-
sion in allen Fällen, in denen er nach 
Maßgabe der Verträge Rechtsakte auf 
Vorschlag der Kommission erlässt. In 
den Bereichen, in denen für den Er-
lass eines Rechtsakts der Union Ein-

stimmigkeit vorgesehen ist, beschließt 
er einstimmig. Die Kommission 
und, in bestimmten in den Verträgen 
vorgesehenen Fällen, die Europäische 
Zentralbank geben Empfehlungen ab. 

ABSCHNITT 2 
ANNAHMEVERFAHREN UND 
SONSTIGE VORSCHRIFTEN 

Artikel 293 
(ex-Artikel 250 EGV) 

(1) Wird der Rat aufgrund der Ver-
träge auf Vorschlag der Kommission 
tätig, so kann er diesen Vorschlag nur 
einstimmig abändern; dies gilt nicht in 
den Fällen nach Artikel 294 Absätze 
10 und 13, nach Artikel 310, Artikel 
312, Artikel 314 und nach Artikel 315 
Absatz 2. 

(2) Solange ein Beschluss des Rates 
nicht ergangen ist, kann die Kommis-
sion ihren Vorschlag jederzeit im Ver-
lauf der Verfahren zur Annahme eines 
Rechtsakts der Union ändern. 

Artikel 294 
(ex-Artikel 251 EGV) 

(1) Wird in den Verträgen hinsi-
chtlich der Annahme eines Rechtsakts 
auf das ordentliche Gesetzgebungs-
verfahren Bezug genommen, so gilt 
das nachstehende Verfahren. 

(2) Die Kommission unterbreitet 
dem Europäischen Parlament und 
dem Rat einen Vorschlag. 

Erste Lesung 
(3) Das Europäische Parlament legt 

seinen Standpunkt in erster Lesung 
fest und übermittelt ihn dem Rat. 

(4) Billigt der Rat den Standpunkt 
des Europäischen Parlaments, so ist 
der betreffende Rechtsakt in der Fas-
sung des Standpunkts des Europäis-
chen Parlaments erlassen. 

(5) Billigt der Rat den Standpunkt 
des Europäischen Parlaments nicht, 
so legt er seinen Standpunkt in erster 
Lesung fest und übermittelt ihn dem 
Europäischen Parlament. 

(6) Der Rat unterrichtet das Eu-
ropäische Parlament in allen Einzel-
heiten über die Gründe, aus denen er 
seinen Standpunkt in erster Lesung 
festgelegt hat. Die Kommission un-
terrichtet das Europäische Parlament 
in vollem Umfang über ihren Stand-
punkt. 

Zweite Lesung 

(7) Hat das Europäische Parla-
ment binnen drei Monaten nach der 
Übermittlung a) den Standpunkt des 
Rates in erster Lesung gebilligt oder 
sich nicht geäußert, so gilt der betref-
fende Rechtsakt als in der Fassung des 
Standpunkts des Rates erlassen; b) den 
Standpunkt des Rates in erster Lesung 
mit der Mehrheit seiner Mitglieder 
abgelehnt, so gilt der vorgeschlagene 
Rechtsakt als nicht erlassen; c) mit der 
Mehrheit seiner Mitglieder Abänder-
ungen an dem Standpunkt des Rates 
in erster Lesung vorgeschlagen, so 
wird die abgeänderte Fassung dem 
Rat und der Kommission zugeleitet; 
die Kommission gibt eine Stellung-
nahme zu diesen Abänderungen ab. 

(8) Hat der Rat binnen drei Monaten 
nach Eingang der Abänderungen 
des Europäischen Parlaments mit 
qualifizierter Mehrheit a) alle diese 
Abänderungen gebilligt, so gilt der 
betreffende Rechtsakt als erlassen; 
b) nicht alle Abänderungen gebilligt, 
so beruft der Präsident des Rates im 
Einvernehmen mit dem Präsidenten 
des Europäischen Parlaments binnen 
sechs Wochen den Vermittlungsauss-
chuss ein. 

(9) Über Abänderungen, zu denen 
die Kommission eine ablehnende 
Stellungnahme abgegeben hat, be-
schließt der Rat einstimmig. 

Vermittlung 
(10) Der Vermittlungsausschuss, 

der aus den Mitgliedern des Rates 
oder deren Vertretern und ebenso 
vielen das Europäische Parlament 
vertretenden Mitgliedern besteht, hat 
die Aufgabe, mit der qualifizierten 
Mehrheit der Mitglieder des Rates 
oder deren Vertretern und der Mehr-
heit der das Europäische Parlament 
vertretenden Mitglieder binnen sechs 
Wochen nach seiner Einberufung 
eine Einigung auf der Grundlage 
der Standpunkte des Europäischen 
Parlaments und des Rates in zweiter 
Lesung zu erzielen. 

(11) Die Kommission nimmt an den 
Arbeiten des Vermittlungsausschuss-
es teil und ergreift alle erforderlichen 
Initiativen, um auf eine Annäherung 
der Standpunkte des Europäischen 
Parlaments und des Rates hinzu-
wirken. 

(12) Billigt der Vermittlungsauss-
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chuss binnen sechs Wochen nach sein-
er Einberufung keinen gemeinsamen 
Entwurf, so gilt der vorgeschlagene 
Rechtsakt als nicht erlassen. 

Dritte Lesung 
(13) Billigt der Vermittlungsauss-

chuss innerhalb dieser Frist einen ge-
meinsamen Entwurf, so verfügen das 
Europäische Parlament und der Rat 
ab dieser Billigung über eine Frist von 
sechs Wochen, um den betreffenden 
Rechtsakt entsprechend diesem En-
twurf zu erlassen, wobei im Europäis-
chen Parlament die Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen und im Rat die 
qualifizierte Mehrheit erforderlich ist. 
Andernfalls gilt der vorgeschlagene 
Rechtsakt als nicht erlassen. 

(14) Die in diesem Artikel genannt-
en Fristen von drei Monaten bezie-
hungsweise sechs Wochen werden 
auf Initiative des Europäischen Parla-
ments oder des Rates um höchstens 
einen Monat beziehungsweise zwei 
Wochen verlängert. 

Besondere Bestimmungen 
(15) Wird in den in den Verträgen 

vorgesehenen Fällen ein Gesetzge-
bungsakt auf Initiative einer Gruppe 
von Mitgliedstaaten, auf Empfehlung 
der Europäischen Zentralbank oder 
auf Antrag des Gerichtshofs im or-
dentlichen Gesetzgebungsverfahren 
erlassen, so finden Absatz 2, Absatz 
6 Satz 2 und Absatz 9 keine Anwend-
ung. In diesen Fällen übermitteln das 
Europäische Parlament und der Rat 
der Kommission den Entwurf des Re-
chtsakts sowie ihre jeweiligen Stand-
punkte in erster und zweiter Lesung. 
Das Europäische Parlament oder der 
Rat kann die Kommission während 
des gesamten Verfahrens um eine 
Stellungnahme bitten, die die Kom-
mission auch von sich aus abgeben 
kann. Sie kann auch nach Maßgabe 
des Absatzes 11 an dem Vermit-
tlungsausschuss teilnehmen, sofern 
sie dies für erforderlich hält. Artikel 
295 Das Europäische Parlament, der 
Rat und die Kommission beraten 
sich und regeln einvernehmlich die 
Einzelheiten ihrer Zusammenarbeit. 
Dazu können sie unter Wahrung der 
Verträge interinstitutionelle Vereinba-
rungen schließen, die auch bindenden 
Charakter haben können. 

Artikel 296 
(ex-Artikel 253 EGV) 

Wird die Art des zu erlassenden 
Rechtsakts von den Verträgen nicht 
vorgegeben, so entscheiden die Or-
gane darüber von Fall zu Fall unter 
Einhaltung der geltenden Verfahren 
und des Grundsatzes der Verhält-
nismäßigkeit. 

Die Rechtsakte sind mit einer Be-
gründung zu versehen und nehmen 
auf die in den Verträgen vorgesehenen 
Vorschläge, Initiativen, Empfehlun-
gen, Anträge oder Stellungnahmen 
Bezug. 

Werden das Europäische Parla-
ment und der Rat mit dem Entwurf 
eines Gesetzgebungsakts befasst, so 
nehmen sie keine Rechtsakte an, die 
gemäß dem für den betreffenden Be-
reich geltenden Gesetzgebungsver-
fahren nicht vorgesehen sind. 

Artikel 297 
(ex-Artikel 254 EGV) 

(1) Gesetzgebungsakte, die gemäß 
dem ordentlichen Gesetzgebungs-
verfahren erlassen wurden, werden 
vom Präsidenten des Europäischen 
Parlaments und vom Präsidenten des 
Rates unterzeichnet. Gesetzgebung-
sakte, die gemäß einem besonderen 
Gesetzgebungsverfahren erlassen 
wurden, werden vom Präsidenten des 
Organs unterzeichnet, das sie erlassen 
hat. Die Gesetzgebungsakte werden 
im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht. Sie treten zu dem durch 
sie festgelegten Zeitpunkt oder ander-
enfalls am zwanzigsten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung in Kraft. 

(2) Rechtsakte ohne Gesetze-
scharakter, die als Verordnung, Rich-
tlinie oder Beschluss, der an keinen 
bestimmten Adressaten gerichtet ist, 
erlassen wurden, werden vom Präsi-
denten des Organs unterzeichnet, das 
sie erlassen hat. Verordnungen, Rich-
tlinien, die an alle Mitgliedstaaten 
gerichtet sind, sowie Beschlüsse, die 
an keinen bestimmten Adressaten ger-
ichtet sind, werden im Amtsblatt der 
Europäischen Union veröffentlicht. 
Sie treten zu dem durch sie festgel-
egten Zeitpunkt oder anderenfalls am 
zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffen-
tlichung in Kraft. Die anderen Rich-
tlinien sowie die Beschlüsse, die an 
einen bestimmten Adressaten ger-

ichtet sind, werden denjenigen, für die 
sie bestimmt sind, bekannt gegeben 
und durch diese Bekanntgabe wirk-
sam. 

Artikel 298 
(1) Zur Ausübung ihrer Aufgaben 

stützen sich die Organe, Einrichtun-
gen und sonstigen Stellen der Union 
auf eine offene, effiziente und unab-
hängige europäische Verwaltung. 

(2) Die Bestimmungen zu diesem 
Zweck werden unter Beachtung des 
Statuts und der Beschäftigungsbed-
ingungen nach Artikel 336 vom Eu-
ropäischen Parlament und vom Rat 
gemäß dem ordentlichen Gesetzge-
bungsverfahren durch Verordnungen 
erlassen. 

Artikel 299 
(ex-Artikel 256 EGV) 

Die Rechtsakte des Rates, der 
Kommission oder der Europäischen 
Zentralbank, die eine Zahlung aufer-
legen, sind vollstreckbare Titel; dies 
gilt nicht gegenüber Staaten. Die 
Zwangsvollstreckung erfolgt nach 
den Vorschriften des Zivilprozessre-
chts des Staates, in dessen Hoheitsge-
biet sie stattfindet. Die Vollstreck-
ungsklausel wird nach einer Prüfung, 
die sich lediglich auf die Echtheit 
des Titels erstrecken darf, von der 
staatlichen Behörde erteilt, welche 
die Regierung jedes Mitgliedstaats 
zu diesem Zweck bestimmt und der 
Kommission und dem Gerichtshof 
der Europäischen Union benennt. 

Sind diese Formvorschriften auf 
Antrag der die Vollstreckung be-
treibenden Partei erfüllt, so kann diese 
die Zwangsvollstreckung nach inner-
staatlichem Recht betreiben, indem 
sie die zuständige Stelle unmittelbar 
anruft. 

Die Zwangsvollstreckung kann nur 
durch eine Entscheidung des Ger-
ichtshofs der Europäischen Union 
ausgesetzt werden. Für die Prüfung 
der Ordnungsmäßigkeit der Voll-
streckungsmaßnahmen sind jedoch 
die einzelstaatlichen Rechtsprechun-
gsorgane zuständig. 
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KAPITEL 3 
DIE BERATENDEN EINRICH-

TUNGEN DER UNION 
Artikel 300 

(1) Das Europäische Parlament, der 
Rat und die Kommission werden von 
einem Wirtschafts- und Sozialauss-
chuss sowie einem Ausschuss der 
Regionen unterstützt, die beratende 
Aufgaben wahrnehmen. 

(2) Der Wirtschafts- und Sozi-
alausschuss setzt sich zusammen aus 
Vertretern der Organisationen der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 
sowie anderen Vertretern der Zivilge-
sellschaft, insbesondere aus dem 
sozialen und wirtschaftlichen, dem 
staatsbürgerlichen, dem beruflichen 
und dem kulturellen Bereich. 

(3) Der Ausschuss der Regionen 
setzt sich zusammen aus Vertretern 
der regionalen und lokalen Gebiet-
skörperschaften, die entweder ein 
auf Wahlen beruhendes Mandat in 
einer regionalen oder lokalen Ge-
bietskörperschaft innehaben oder 
gegenüber einer gewählten Ver-
sammlung politisch verantwortlich 
sind. 

(4) Die Mitglieder des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses und des Aus-
schusses der Regionen sind an keine 
Weisungen gebunden. Sie üben ihre 
Tätigkeit in voller Unabhängigkeit 
zum allgemeinen Wohl der Union aus. 

(5) Die Vorschriften der Absätze 2 
und 3 über die Art der Zusammen-
setzung dieser Ausschüsse werden 
in regelmäßigen Abständen vom Rat 
überprüft, um der wirtschaftlichen, 
sozialen und demografischen En-
twicklung in der Union Rechnung zu 
tragen. Der Rat erlässt auf Vorschlag 
der Kommission Beschlüsse zu 
diesem Zweck. 

ABSCHNITT 1
DER WIRTSCHAFTS- UND 

SOZIALAUSSCHUSS

[...]

ABSCHNITT 2
DER AUSSCHUSS DER 

REGIONEN

[...]

KAPITEL 4
DIE EUROPÄISCHE 

INVESTITIONSBANK

[...]

TITEL II 
FINANZVORSCHRIFTEN 

Artikel 310 
(ex-Artikel 268 EGV) 

(1) Alle Einnahmen und Ausgaben 
der Union werden für jedes Haush-
altsjahr veranschlagt und in den 
Haushaltsplan eingesetzt. 

Der jährliche Haushaltsplan der 
Union wird vom Europäischen Parla-
ment und vom Rat nach Maßgabe des 
Artikels 314 aufgestellt. Der Haush-
altsplan ist in Einnahmen und Ausga-
ben auszugleichen. 

(2) Die in den Haushaltsplan einge-
setzten Ausgaben werden für ein 
Haushaltsjahr entsprechend der Ver-
ordnung nach Artikel 322 bewilligt. 

(3) Die Ausführung der in den 
Haushaltsplan eingesetzten Ausgaben 
setzt den Erlass eines verbindlichen 
Rechtsakts der Union voraus, mit 
dem die Maßnahme der Union und 
die Ausführung der entsprechenden 
Ausgabe entsprechend der Verord-
nung nach Artikel 322 eine Rechts-
grundlage erhalten, soweit nicht diese 
Verordnung Ausnahmen vorsieht. 

(4) Um die Haushaltsdisziplin 
sicherzustellen, erlässt die Union 
keine Rechtsakte, die erhebliche Aus-
wirkungen auf den Haushaltsplan ha-
ben könnten, ohne die Gewähr zu bi-
eten, dass die mit diesen Rechtsakten 
verbundenen Ausgaben im Rahmen 
der Eigenmittel der Union und unter 
Einhaltung des mehrjährigen Finan-
zrahmens nach Artikel 312 finanziert 
werden können. 

(5) Der Haushaltsplan wird en-
tsprechend dem Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit der Haushaltsfüh-
rung ausgeführt. Die Mitgliedstaaten 
arbeiten mit der Union zusammen, 
um sicherzustellen, dass die in den 
Haushaltsplan eingesetzten Mittel 
nach diesem Grundsatz verwendet 
werden. 

(6) Die Union und die Mitglied-
staaten bekämpfen nach Artikel 325 
Betrügereien und sonstige gegen die 
finanziellen Interessen der Union ger-
ichtete rechtswidrige Handlungen. 

KAPITEL 1 
DIE EIGENMITTEL DER 

UNION 
Artikel 311 

(ex-Artikel 269 EGV) 
Die Union stattet sich mit den er-

forderlichen Mitteln aus, um ihre 
Ziele erreichen und ihre Politik durch-
führen zu können. 

Der Haushalt wird unbeschadet der 
sonstigen Einnahmen vollständig aus 
Eigenmitteln finanziert. 

Der Rat erlässt gemäß einem be-
sonderen Gesetzgebungsverfahren 
einstimmig und nach Anhörung des 
Europäischen Parlaments einen Be-
schluss, mit dem die Bestimmungen 
über das System der Eigenmittel der 
Union festgelegt werden. Darin kön-
nen neue Kategorien von Eigenmit-
teln eingeführt oder bestehende Kat-
egorien abgeschafft werden. Dieser 
Beschluss tritt erst nach Zustimmung 
der Mitgliedstaaten im Einklang mit 
ihren jeweiligen verfassungsrechtli-
chen Vorschriften in Kraft. 

Der Rat legt gemäß einem be-
sonderen Gesetzgebungsverfahren 
durch Verordnungen Durchführungs-
maßnahmen zu dem System der Ei-
genmittel der Union fest, sofern dies 
in dem nach Absatz 3 erlassenen 
Beschluss vorgesehen ist. Der Rat 
beschließt nach Zustimmung des Eu-
ropäischen Parlaments. 

KAPITEL 2 
DER MEHRJÄHRIGE 

FINANZRAHMEN 
Artikel 312 

1) Mit dem mehrjährigen Finan-
zrahmen soll sichergestellt werden, 
dass die Ausgaben der Union inner-
halb der Grenzen ihrer Eigenmittel 
eine geordnete Entwicklung nehmen. 
Er wird für einen Zeitraum von mind-
estens fünf Jahren aufgestellt. Bei der 
Aufstellung des jährlichen Haushalt-
splans der Union ist der mehrjährige 
Finanzrahmen einzuhalten. 

(2) Der Rat erlässt gemäß einem 
besonderen Gesetzgebungsverfahren 
eine Verordnung zur Festlegung des 
mehrjährigen Finanzrahmens. Er 
beschließt einstimmig nach Zustim-
mung des Europäischen Parlaments, 
die mit der Mehrheit seiner Mitglied-
er erteilt wird. Der Europäische Rat 
kann einstimmig einen Beschluss fas-
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sen, wonach der Rat mit qualifizierter 
Mehrheit beschließen kann, wenn er 
die in Unterabsatz 1 genannte Verord-
nung erlässt. 

(3) In dem Finanzrahmen werden 
die jährlichen Obergrenzen der Mittel 
für Verpflichtungen je Ausgabenkat-
egorie und die jährliche Obergrenze 
der Mittel für Zahlungen festgelegt. 
Die Ausgabenkategorien, von denen 
es nur wenige geben darf, entsprechen 
den Haupttätigkeitsbereichen der Un-
ion. Der Finanzrahmen enthält auch 
alle sonstigen für den reibungslosen 
Ablauf des jährlichen Haushaltsver-
fahrens sachdienlichen Bestimmun-
gen. 

(4) Hat der Rat bis zum Ablauf des 
vorangegangenen Finanzrahmens 
keine Verordnung zur Aufstellung 
eines neuen Finanzrahmens erlas-
sen, so werden die Obergrenzen und 
sonstigen Bestimmungen des letzten 
Jahres des vorangegangenen Finanz-
rahmens bis zum Erlass dieses Recht-
sakts fortgeschrieben. 

(5) Das Europäische Parlament, 
der Rat und die Kommission treffen 
während des gesamten Verfahrens 
zur Annahme des Finanzrahmens alle 
erforderlichen Maßnahmen, um den 
Erlass des Rechtsakts zu erleichtern. 

KAPITEL 3 
DER JAHRESHAUSHALT-

SPLAN DER UNION 
Artikel 313 

(ex-Artikel 272 Absatz 1 EGV) 
Das Haushaltsjahr beginnt am 1. 

Januar und endet am 31. Dezember. 
Artikel 314 (ex-Artikel 272 Absätze 
2 bis 10 EGV) Das Europäische 
Parlament und der Rat legen den 
Jahreshaushaltsplan der Union im 
Rahmen eines besonderen Gesetzge-
bungsverfahrens nach den folgenden 
Bestimmungen fest: 

(1) Jedes Organ, mit Ausnahme der 
Europäischen Zentralbank, stellt vor 
dem 1. Juli einen Haushaltsvoran-
schlag für seine Ausgaben für das 
folgende Haushaltsjahr auf. Die Kom-
mission fasst diese Voranschläge in 
einem Entwurf für den Haushaltsplan 
zusammen, der abweichende Voran-
schläge enthalten kann. Dieser En-
twurf umfasst den Ansatz der Einnah-
men und den Ansatz der Ausgaben. 

(2) Die Kommission legt dem Eu-

ropäischen Parlament und dem Rat 
spätestens am 1. September des Jah-
res, das dem entsprechenden Haush-
altsjahr vorausgeht, einen Vorschlag 
mit dem Entwurf des Haushaltsplans 
vor. Die Kommission kann den En-
twurf des Haushaltsplans während 
des laufenden Verfahrens bis zur Ein-
berufung des in Absatz 5 genannten 
Vermittlungsausschusses ändern. 

(3) Der Rat legt seinen Standpunkt 
zu dem Entwurf des Haushaltsplans 
fest und leitet ihn spätestens am 1. Ok-
tober des Jahres, das dem entsprech-
enden Haushaltsjahr vorausgeht, dem 
Europäischen Parlament zu. Er unter-
richtet das Europäische Parlament 
in vollem Umfang über die Gründe, 
aus denen er seinen Standpunkt fest-
gelegt hat. (4) Hat das Europäische 
Parlament binnen 42 Tagen nach der 
Übermittlung a) den Standpunkt des 
Rates gebilligt, so ist der Haushalt-
splan erlassen; b) keinen Beschluss 
gefasst, so gilt der Haushaltsplan als 
erlassen; c) mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder Abänderungen angenom-
men, so wird die abgeänderte Fassung 
des Entwurfs dem Rat und der Kom-
mission zugeleitet. Der Präsident des 
Europäischen Parlaments beruft im 
Einvernehmen mit dem Präsidenten 
des Rates umgehend den Vermittlung-
sausschuss ein. 

Der Vermittlungsausschuss tritt je-
doch nicht zusammen, wenn der Rat 
dem Europäischen Parlament binnen 
zehn Tagen nach der Übermittlung 
des geänderten Entwurfs mitteilt, dass 
er alle seine Abänderungen billigt. 

(5) Der Vermittlungsausschuss, der 
aus den Mitgliedern des Rates oder 
deren Vertretern und ebenso vielen 
das Europäische Parlament vertre-
tenden Mitgliedern besteht, hat die 
Aufgabe, binnen 21 Tagen nach sein-
er Einberufung auf der Grundlage der 
Standpunkte des Europäischen Parla-
ments und des Rates mit der qualifi-
zierten Mehrheit der Mitglieder des 
Rates oder deren Vertretern und der 
Mehrheit der das Europäische Parla-
ment vertretenden Mitglieder eine 
Einigung über einen gemeinsamen 
Entwurf zu erzielen. Die Kommission 
nimmt an den Arbeiten des Vermitt-
lungsausschusses teil und ergreift alle 
erforderlichen Initiativen, um eine 
Annäherung der Standpunkte des Eu-

ropäischen Parlaments und des Rates 
zu bewirken. 

(6) Einigt sich der Vermittlung-
sausschuss innerhalb der in Absatz 
5 genannten Frist von 21 Tagen auf 
einen gemeinsamen Entwurf, so ver-
fügen das Europäische Parlament und 
der Rat ab dieser Einigung über eine 
Frist von 14 Tagen, um den gemein-
samen Entwurf zu billigen. 

(7) Wenn innerhalb der in Absatz 6 
genannten Frist von 14 Tagen a) der 
gemeinsame Entwurf sowohl vom 
Europäischen Parlament als auch 
vom Rat gebilligt wird oder beide 
keinen Beschluss fassen oder eines 
dieser Organe den gemeinsamen 
Entwurf billigt, während das andere 
Organ keinen Beschluss fasst, so gilt 
der Haushaltsplan als entsprechend 
dem gemeinsamen Entwurf endgültig 
erlassen, oder b) der gemeinsame En-
twurf sowohl vom Europäischen Par-
lament mit der Mehrheit seiner Mit-
glieder als auch vom Rat abgelehnt 
wird oder eines dieser Organe den ge-
meinsamen Entwurf ablehnt, während 
das andere Organ keinen Beschluss 
fasst, so legt die Kommission einen 
neuen Entwurf für den Haushaltsplan 
vor, oder c) der gemeinsame Entwurf 
vom Europäischen Parlament mit der 
Mehrheit seiner Mitglieder abgelehnt 
wird, während er vom Rat gebilligt 
wird, so legt die Kommission einen 
neuen Entwurf für den Haushaltsplan 
vor, oder d) der gemeinsame Entwurf 
vom Europäischen Parlament gebil-
ligt wird, während er vom Rat abge-
lehnt wird, so kann das Europäische 
Parlament binnen 14 Tagen ab dem 
Tag der Ablehnung durch den Rat mit 
der Mehrheit seiner Mitglieder und 
drei Fünfteln der abgegebenen Stim-
men beschließen, alle oder einige der 
in Absatz 4 Buchstabe c genannten 
Abänderungen zu bestätigen. Wird 
eine Abänderung des Europäischen 
Parlaments nicht bestätigt, so wird der 
im Vermittlungsausschuss vereinbarte 
Standpunkt zu dem Haushaltsposten, 
der Gegenstand der Abänderung ist, 
übernommen. Der Haushaltsplan gilt 
als auf dieser Grundlage endgültig 
erlassen. 

(8) Einigt sich der Vermittlungsau-
sschuss nicht binnen der in Absatz 
5 genannten Frist von 21 Tagen auf 
einen gemeinsamen Entwurf, so legt 
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die Kommission einen neuen Entwurf 
für den Haushaltsplan vor. 

(9) Nach Abschluss des Verfahrens 
dieses Artikels stellt der Präsident des 
Europäischen Parlaments fest, dass 
der Haushaltsplan endgültig erlassen 
ist. 

(10) Jedes Organ übt die ihm aufgr-
und dieses Artikels zufallenden Bef-
ugnisse unter Wahrung der Verträge 
und der Rechtsakte aus, die auf der 
Grundlage der Verträge insbesondere 
im Bereich der Eigenmittel der Union 
und des Gleichgewichts von Einnah-
men und Ausgaben erlassen wurden. 

Artikel 315 
(ex-Artikel 273 EGV) 

Ist zu Beginn eines Haushaltsjah-
res der Haushaltsplan noch nicht 
endgültig erlassen, so können nach 
der gemäß Artikel 322 festgelegten 
Haushaltsordnung für jedes Kapitel 
monatliche Ausgaben bis zur Höhe 
eines Zwölftels der im betreffenden 
Kapitel des Haushaltsplans des 
vorangegangenen Haushaltsjahres 
eingesetzten Mittel vorgenommen 
werden, die jedoch ein Zwölftel der 
Mittelansätze des gleichen Kapitels 
des Haushaltsplanentwurfs nicht 
überschreiten dürfen. Der Rat kann 
auf Vorschlag der Kommission un-
ter Beachtung der sonstigen Bestim-
mungen des Absatzes 1 entsprechend 
der nach Artikel 322 erlassenen Ver-
ordnung Ausgaben genehmigen, die 
über dieses Zwölftel hinausgehen. 
Er leitet seinen Beschluss unver-
züglich dem Europäischen Parlament 
zu. In dem Beschluss nach Absatz 2 
werden unter Beachtung der in Ar-
tikel 311 genannten Rechtsakte die 
zur Durchführung dieses Artikels er-
forderlichen Maßnahmen betreffend 
die Mittel vorgesehen. Der Beschluss 
tritt 30 Tage nach seinem Erlass in 
Kraft, sofern das Europäische Parla-
ment nicht innerhalb dieser Frist mit 
der Mehrheit seiner Mitglieder be-
schließt, diese Ausgaben zu kürzen. 

Artikel 316
(ex-Artikel 271 EGV) 

Nach Maßgabe der aufgrund des 
Artikels 322 erlassenen Vorschriften 
dürfen die nicht für Personalausga-
ben vorgesehenen Mittel, die bis 
zum Ende der Durchführungszeit 

eines Haushaltsplans nicht verbraucht 
worden sind, lediglich auf das näch-
ste Haushaltsjahr übertragen werden. 
Die vorgesehenen Mittel werden 
nach Kapiteln gegliedert, in denen die 
Ausgaben nach Art oder Bestimmung 
zusammengefasst sind; die Kapitel 
werden nach der gemäß Artikel 322 
festgelegten Haushaltsordnung unter-
teilt. Die Ausgaben des Europäischen 
Parlaments, des Europäischen Rates 
und des Rates, der Kommission sowie 
des Gerichtshofs der Europäischen 
Union werden unbeschadet einer be-
sonderen Regelung für bestimmte ge-
meinsame Ausgaben in gesonderten 
Teilen des Haushaltsplans aufgeführt. 

KAPITEL 4
AUSFÜHRUNG DES HAUSH-
ALTSPLANS UND ENTLAS-

TUNG

[...]

KAPITEL 5
GEMEINSAME BESTIMMUN-

GEN

[...]

KAPITEL 6 
BETRUGSBEKÄMPFUNG 

Artikel 325 
(ex-Artikel 280 EGV) 

(1) Die Union und die Mitglied-
staaten bekämpfen Betrügereien und 
sonstige gegen die finanziellen Inter-
essen der Union gerichtete rechtswid-
rige Handlungen mit Maßnahmen 
nach diesem Artikel, die abschreck-
end sind und in den Mitgliedstaaten 
sowie in den Organen, Einrichtungen 
und sonstigen Stellen der Union einen 
effektiven Schutz bewirken. 

(2) Zur Bekämpfung von Be-
trügereien, die sich gegen die finan-
ziellen Interessen der Union richten, 
ergreifen die Mitgliedstaaten die 
gleichen Maßnahmen, die sie auch 
zur Bekämpfung von Betrügereien 
ergreifen, die sich gegen ihre eigenen 
finanziellen Interessen richten. (3) 
Die Mitgliedstaaten koordinieren 
unbeschadet der sonstigen Bestim-
mungen der Verträge ihre Tätigkeit 
zum Schutz der finanziellen Interes-
sen der Union vor Betrügereien. Sie 
sorgen zu diesem Zweck zusammen 

mit der Kommission für eine enge, 
regelmäßige Zusammenarbeit zwis-
chen den zuständigen Behörden. 

(4) Zur Gewährleistung eines ef-
fektiven und gleichwertigen Schutzes 
in den Mitgliedstaaten sowie in den 
Organen, Einrichtungen und sonsti-
gen Stellen der Union beschließen das 
Europäische Parlament und der Rat 
gemäß dem ordentlichen Gesetzge-
bungsverfahren nach Anhörung des 
Rechnungshofs die erforderlichen 
Maßnahmen zur Verhütung und 
Bekämpfung von Betrügereien, die 
sich gegen die finanziellen Interessen 
der Union richten. 

(5) Die Kommission legt in Zusam-
menarbeit mit den Mitgliedstaaten 
dem Europäischen Parlament und 
dem Rat jährlich einen Bericht über 
die Maßnahmen vor, die zur Durch-
führung dieses Artikels getroffen 
wurden. 

TITEL III 
VERSTÄRKTE 

ZUSAMMENARBEIT 
Artikel 326 

(ex-Artikel 27a bis 27e, 40 bis 40b 
und 43 bis 45 EUV sowie ex-Artikel 

11 und 11a EGV) 
Eine Verstärkte Zusammenarbeit 

achtet die Verträge und das Recht der 
Union. 

Sie darf weder den Binnenmarkt 
noch den wirtschaftlichen, sozialen 
und territorialen Zusammenhalt bee-
inträchtigen. Sie darf für den Handel 
zwischen den Mitgliedstaaten weder 
ein Hindernis noch eine Diskri-
minierung darstellen noch darf sie zu 
Verzerrungen des Wettbewerbs zwis-
chen den Mitgliedstaaten führen. 

Artikel 327 
(ex-Artikel 27a bis 27e, 40 bis 40b 

und 43 bis 45 EUV sowie ex-Artikel 
11 und 11a EGV) 

Eine Verstärkte Zusammenarbeit 
achtet die Zuständigkeiten, Rechte 
und Pflichten der nicht an der Zusam-
menarbeit beteiligten Mitgliedstaaten. 
Diese stehen der Durchführung der 
Verstärkten Zusammenarbeit durch 
die daran beteiligten Mitgliedstaaten 
nicht im Wege. 
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Artikel 328 
(ex-Artikel 27a bis 27e, 40 bis 40b 

und 43 bis 45 EUV sowie ex-Artikel 
11 und 11a EGV) 

(1) Bei ihrer Begründung steht eine 
Verstärkte Zusammenarbeit allen 
Mitgliedstaaten offen, sofern sie die 
in dem hierzu ermächtigenden Be-
schluss gegebenenfalls festgelegten 
Teilnahmevoraussetzungen erfüllen. 
Dies gilt auch zu jedem anderen Zeit-
punkt, sofern sie neben den genannten 
Voraussetzungen auch die in diesem 
Rahmen bereits erlassenen Rechtsak-
te beachten. Die Kommission und die 
an einer Verstärkten Zusammenarbeit 
teilnehmenden Mitgliedstaaten tra-
gen dafür Sorge, dass die Teilnahme 
möglichst vieler Mitgliedstaaten 
gefördert wird. 

(2) Die Kommission und gege-
benenfalls der Hohe Vertreter der 
Union für die Außen- und Sicherheit-
spolitik unterrichten das Europäische 
Parlament und den Rat regelmäßig 
über die Entwicklung einer Verstärk-
ten Zusammenarbeit. 

Artikel 329 
(ex-Artikel 27a bis 27e, 40 bis 40b 

und 43 bis 45 EUV sowie ex-Artikel 
11 und 11a EGV) 

(1) Die Mitgliedstaaten, die in ei-
nem der Bereiche der Verträge — mit 
Ausnahme der Bereiche, für die die 
Union die ausschließliche Zuständig-
keit besitzt, und der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik — un-
tereinander eine Verstärkte Zusam-
menarbeit begründen möchten, 
richten einen Antrag an die Kommis-
sion, in dem der Anwendungsbereich 
und die Ziele aufgeführt werden, die 
mit der beabsichtigten Verstärkten 
Zusammenarbeit angestrebt werden. 
Die Kommission kann dem Rat 
einen entsprechenden Vorschlag vor-
legen. Legt die Kommission keinen 
Vorschlag vor, so teilt sie den betrof-
fenen Mitgliedstaaten ihre Gründe 
dafür mit. Die Ermächtigung zur 
Einleitung einer Verstärkten Zusam-
menarbeit nach Unterabsatz 1 wird 
vom Rat auf Vorschlag der Kommis-
sion und nach Zustimmung des Eu-
ropäischen Parlaments erteilt. 

(2) Der Antrag der Mitgliedstaaten, 
die untereinander im Rahmen der 
Gemeinsamen Außen- und Sicher-

heitspolitik eine Verstärkte Zusam-
menarbeit begründen möchten, wird 
an den Rat gerichtet. Er wird dem 
Hohen Vertreter der Union für die 
Außen- und Sicherheitspolitik, der 
zur Kohärenz der beabsichtigten Ver-
stärkten Zusammenarbeit mit der Ge-
meinsamen Außen- und Sicherheit-
spolitik der Union Stellung nimmt, 
sowie der Kommission übermittelt, 
die insbesondere zur Kohärenz der 
beabsichtigten Verstärkten Zusam-
menarbeit mit der Politik der Union 
in anderen Bereichen Stellung nimmt. 
Der Antrag wird ferner dem Europäis-
chen Parlament zur Unterrichtung 
übermittelt. Die Ermächtigung zur 
Einleitung einer Verstärkten Zusam-
menarbeit wird mit einem Beschluss 
des Rates erteilt, der einstimmig be-
schließt. 

Artikel 330 
(ex-Artikel 27a bis 27e, 40 bis 40b 

und 43 bis 45 EUV sowie ex-Artikel 
11 und 11a EGV) 

Alle Mitglieder des Rates können an 
dessen Beratungen teilnehmen, aber 
nur die Mitglieder des Rates, die die 
an der Verstärkten Zusammenarbeit 
beteiligten Mitgliedstaaten vertreten, 
sind stimmberechtigt. Die Einstim-
migkeit bezieht sich allein auf die 
Stimmen der Vertreter der an der Ver-
stärkten Zusammenarbeit beteiligten 
Mitgliedstaaten. Die qualifizierte 
Mehrheit bestimmt sich nach Artikel 
238 Absatz 3. 

Artikel 331 
(ex-Artikel 27a bis 27e, 40 bis 40b 

und 43 bis 45 EUV sowie ex-Artikel 
11 und 11a EGV) 

(1) Jeder Mitgliedstaat, der sich 
einer bestehenden Verstärkten 
Zusammenarbeit in einem der in Ar-
tikel 329 Absatz 1 genannten Bere-
iche anschließen will, teilt dem Rat 
und der Kommission seine Absicht 
mit. Die Kommission bestätigt bin-
nen vier Monaten nach Eingang 
der Mitteilung die Beteiligung des 
betreffenden Mitgliedstaats. Dabei 
stellt sie gegebenenfalls fest, dass 
die Beteiligungsvoraussetzungen er-
füllt sind, und erlässt die notwendigen 
Übergangsmaßnahmen zur Anwend-
ung der im Rahmen der Verstärkten 
Zusammenarbeit bereits erlassenen 

Rechtsakte. 
Ist die Kommission jedoch der Auf-

fassung, dass die Beteiligungsvoraus-
setzungen nicht erfüllt sind, so gibt sie 
an, welche Bestimmungen zur Erfül-
lung dieser Voraussetzungen erlassen 
werden müssen, und legt eine Frist für 
die erneute Prüfung des Antrags fest. 
Nach Ablauf dieser Frist prüft sie den 
Antrag erneut nach dem in Unterab-
satz 2 vorgesehenen Verfahren. Ist die 
Kommission der Auffassung, dass die 
Beteiligungsvoraussetzungen weit-
erhin nicht erfüllt sind, so kann der 
betreffende Mitgliedstaat mit dieser 
Frage den Rat befassen, der über den 
Antrag befindet. Der Rat beschließt 
nach Artikel 330. Er kann außerdem 
auf Vorschlag der Kommission die in 
Unterabsatz 2 genannten Übergangs-
maßnahmen erlassen. 

(2) Jeder Mitgliedstaat, der an einer 
bestehenden Verstärkten Zusam-
menarbeit im Rahmen der Gemein-
samen Außen- und Sicherheitspolitik 
teilnehmen möchte, teilt dem Rat, 
dem Hohen Vertreter der Union für 
die Außen- und Sicherheitspolitik 
und der Kommission seine Absicht 
mit. Der Rat bestätigt die Teilnahme 
des betreffenden Mitgliedstaats nach 
Anhörung des Hohen Vertreters der 
Union für die Außen- und Sicher-
heitspolitik und gegebenenfalls nach 
der Feststellung, dass die Teilnah-
mevoraussetzungen erfüllt sind. Der 
Rat kann auf Vorschlag des Hohen 
Vertreters ferner die notwendigen 
Übergangsmaßnahmen zur Anwend-
ung der im Rahmen der Verstärkten 
Zusammenarbeit bereits erlassenen 
Rechtsakte treffen. Ist der Rat jedoch 
der Auffassung, dass die Teilnahme-
voraussetzungen nicht erfüllt sind, 
so gibt er an, welche Schritte zur Er-
füllung dieser Voraussetzungen not-
wendig sind, und legt eine Frist für 
die erneute Prüfung des Antrags auf 
Teilnahme fest. Für die Zwecke dieses 
Absatzes beschließt der Rat einstim-
mig nach Artikel 330. 

Artikel 332 
(ex-Artikel 27a bis 27e, 40 bis 40b 

und 43 bis 45 EUV sowie ex-Artikel 
11 und 11a EGV) 

Die sich aus der Durchführung 
einer Verstärkten Zusammenarbeit 
ergebenden Ausgaben, mit Ausnahme 
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der Verwaltungskosten der Organe, 
werden von den beteiligten Mitglied-
staaten getragen, sofern der Rat nicht 
nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments durch einstimmigen Be-
schluss sämtlicher Mitglieder des 
Rates etwas anderes beschließt. 

Artikel 333 
(ex-Artikel 27a bis 27e, 40 bis 40b 

und 43 bis 45 EUV sowie ex-Artikel 
11 und 11a EGV)

 (1) Wenn nach einer Bestimmung 
der Verträge, die im Rahmen einer 
Verstärkten Zusammenarbeit an-
gewendet werden könnte, der Rat 
einstimmig beschließen muss, kann 
der Rat nach Artikel 330 einstimmig 
einen Beschluss dahin gehend erlas-
sen, dass er mit qualifizierter Mehr-
heit beschließt. 

(2) Wenn nach einer Bestimmung 
der Verträge, die im Rahmen einer 
Verstärkten Zusammenarbeit an-
gewendet werden könnte, Rechtsakte 
vom Rat gemäß einem besonderen 
Gesetzgebungsverfahren erlassen 
werden müssen, kann der Rat nach 
Artikel 330 einstimmig einen Be-
schluss dahin gehend erlassen, dass 
er gemäß dem ordentlichen Gesetzge-
bungsverfahren beschließt. Der Rat 
beschließt nach Anhörung des Eu-
ropäischen Parlaments. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht 
für Beschlüsse mit militärischen oder 
verteidigungspolitischen Bezügen. 

Artikel 334 
(ex-Artikel 27a bis 27e, 40 bis 40b 

und 43 bis 45 EUV sowie ex-Artikel 
11 und 11a EGV) 

Der Rat und die Kommission stel-
len sicher, dass die im Rahmen einer 
Verstärkten Zusammenarbeit durch-
geführten Maßnahmen untereinander 
und mit der Politik der Union im Ein-
klang stehen, und arbeiten entsprech-
end zusammen. 

TEIL 7
ALLGEMEINE UND 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

[...]

Europäische 
Menschenrechts-

konvetion

Artikel 1 
Die Hohen Vertragsparteien sich-

ern allen ihrer Hoheitsgewalt unter
stehenden Personen die in Abschnitt I 
bestimmten Rechte und Freiheiten zu.

Abschnitt I – Rechte und Frei-
heiten
Artikel 2

Das Recht jedes Menschen auf 
Leben wird gesetzlich geschützt. 
Niemand darf absichtlich getötet 
werden, außer durch Vollstreckung 
eines Todesurteils, das ein Gericht 
wegen eines Verbrechens verhängt 
hat, für das die Todesstrafe gesetzlich 
vorgesehen ist.

Eine Tötung wird nicht als Verlet-
zung dieses Artikels betrachtet, wenn 
sie durch eine Gewaltanwendung 
verursacht wird, die unbedingt er-
forderlich ist, um jemanden gegen 
rechtswidrige Gewalt zu verteidigen;

jemanden rechtmäßig festzunehmen 
oder jemanden, dem die Freiheit rech-
tmäßig entzogen ist, an der Flucht zu 
hindern;

einen Aufruhr oder Aufstand recht-
mäßig niederzuschlagen.

Artikel 3
Niemand darf der Folter oder un-

menschlicher oder erniedrigender 
Strafe oder Behandlung unterworfen 
werden.

Artikel 4 
Niemand darf in Sklaverei oder 

Leibeigenschaft gehalten werden.
Niemand darf gezwungen werden, 

Zwangs- oder Pflichtarbeit zu ver-
richten.

Nicht als Zwangs- oder Pflichtarbeit 
im Sinne dieses Artikels gilt

eine Arbeit, die üblicherweise von 
einer Person verlangt wird, der unter 
den Voraussetzungen des Artikels 5 
die Freiheit entzogen oder die bedingt 
entlassen worden ist;

eine Dienstleistung militärischer 
Art oder eine Dienstleistung, die an 
die Stelle des im Rahmen der Wehrp-

flicht zu leistenden Dienstes tritt, in 
Ländern, wo die Dienstverweigerung 
aus Gewissensgründen anerkannt ist;

eine Dienstleistung, die verlangt 
wird, wenn Notstände oder Katastro-
phen das Leben oder das Wohl der 
Gemeinschaft bedrohen;

eine Arbeit oder Dienstleistung, 
die zu den üblichen Bürgerpflichten 
gehört.

Artikel 5 
Jede Person hat das Recht auf Frei-

heit und Sicherheit. Die Freiheit darf 
nur in den folgenden Fällen und nur 
auf die gesetzlich vorgeschriebene 
Weise entzogen werden:

rechtmäßiger Freiheitsentzug (1) 
nach Verurteilung durch ein zuständi-
ges Gericht;

rechtmäßige Festnahme oder rech-
tmäßiger Freiheitsentzug (2) wegen 
Nichtbefolgung einer rechtmäßigen 
gerichtlichen Anordnung oder zur 
Erzwingung der Erfüllung einer ge-
setzlichen Verpflichtung;

rechtmäßige Festnahme oder re-
chtmäßiger Freiheitsentzug (2) zur 
Vorführung vor die zuständige Ger-
ichtsbehörde, wenn hinreichender 
Verdacht besteht, daß die betreffende 
Person eine Straftat begangen hat, 
oder wenn begründeter Anlaß zu der 
Annahme besteht, daß es notwendig 
ist, sie an der Begehung einer Straftat 
oder an der Flucht nach Begehung 
einer solchen zu hindern;

rechtmäßiger Freiheitsentzug (1) 
bei Minderjährigen zum Zweck 
überwachter Erziehung oder zur Vor-
führung vor die zuständige Behörde;

rechtmäßiger Freiheitsentzug (1) 
mit dem Ziel, eine Verbreitung an-
steckender Krankheiten zu verhin-
dern, sowie bei psychisch Kranken, 
Alkohol- oder Rauschgiftsüchtigen 
und Landstreichern;

rechtmäßige Festnahme oder re-
chtmäßiger Freiheitsentzug (2) zur 
Verhinderung der unerlaubten Einre-
ise sowie bei Personen, gegen die ein 
Ausweisungs- oder Auslieferungsver
fahren im Gange ist.

Jeder festgenommenen Per-
son muß unverzüglich in einer ihr 
verständlichen Sprache mitgeteilt 
werden, welches die Gründe für 
ihre Festnahme sind und welche 
Beschuldigungen gegen sie erhoben 
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werden.
Jede Person, die nach Absatz 1 Bu-

chstabe c von Festnahme oder Frei-
heitsentzug (2) betroffen ist, muß un-
verzüglich einem Richter oder einer 
anderen gesetzlich zur Wahrnehmung 
richterlicher Aufgaben ermächtigten 
Person vorgeführt werden; sie hat 
Anspruch auf ein Urteil innerhalb an-
gemessener Frist oder auf Entlassung 
während des Verfahrens. Die Entlas-
sung kann von der Leistung einer Si-
cherheit für das Erscheinen vor Ger-
icht abhängig gemacht werden.

Jede Person, die festgenommen 
oder der die Freiheit entzogen ist, 
hat das Recht zu beantragen, daß ein 
Gericht innerhalb kurzer Frist über die 
Rechtmäßigkeit des Freiheitsentzugs 
(3) entscheidet und ihre Entlassung 
anordnet, wenn der Freiheitsentzug 
(4) nicht rechtmäßig ist.

Jede Person, die unter Verletzung 
dieses Artikels von Festnahme oder 
Freiheitsentzug (2) betroffen ist, hat 
Anspruch auf Schadensersatz.

Artikel 6 
Jede Person hat ein Recht darauf, 

daß über Streitigkeiten in bezug auf 
ihre zivilrechtlichen Ansprüche und 
Verpflichtungen oder über eine gegen 
sie erhobene strafrechtliche Anklage 
von einem unabhängigen und un-
parteiischen, auf Gesetz beruhenden 
Gericht in einem fairen Verfahren, 
öffentlich und innerhalb angemess-
ener Frist verhandelt wird. Das Urteil 
muß öffentlich verkündet werden; 
Presse und Öffentlichkeit können je-
doch während des ganzen oder eines 
Teiles des Verfahrens ausgeschlossen 
werden, wenn dies im Interesse der 
Moral, der öffentlichen Ordnung oder 
der nationalen Sicherheit in einer 
demokratischen Gesellschaft liegt, 
wenn die Interessen von Jugendli
chen oder der Schutz des Privatlebens 
der Prozeßparteien es verlangen oder 
-soweit das Gericht es für unbedingt 
erforderlich hält - wenn unter be-
sonderen Umständen eine öffentli-
che Verhandlung die Interessen der 
Rechtspflege beeinträchtigen würde.

Jede Person, die einer Straftat an-
geklagt ist, gilt bis zum gesetzlichen 
Beweis ihrer Schuld als unschuldig.

Jede angeklagte Person hat mind-
estens folgende Rechte:

innerhalb möglichst kurzer Frist in 
einer ihr verständlichen Sprache in al-
len Einzelheiten über Art und Grund 
der gegen sie erhobenen Beschuldi-
gung unterrichtet zu werden;

ausreichende Zeit und Gelegenheit 
zur Vorbereitung ihrer Verteidigung 
zu haben;

sich selbst zu verteidigen, sich durch 
einen Verteidiger ihrer Wahl verteidi-
gen zu lassen oder, falls ihr die Mittel 
zur Bezahlung fehlen, unentgeltlich 
den Beistand eines Verteidigers zu 
erhalten, wenn dies im Interesse der 
Rechtspflege erforderlich ist;

Fragen an Belastungszeugen zu 
stellen oder stellen zu lassen und die 
Ladung und Vernehmung von Entlas-
tungszeugen unter denselben Bedin-
gungen zu erwirken, wie sie für Bela
stungszeugen gelten;

unentgeltliche Unterstützung durch 
einen Dolmetscher zu erhalten, wenn 
sie die Verhandlungssprache des Ger-
ichts nicht versteht oder spricht.

Artikel 7
Niemand darf wegen einer Han-

dlung oder Unterlassung verurteilt 
werden, die zur Zeit ihrer Begehung 
nach innerstaatlichem oder interna-
tionalem Recht nicht strafbar war. Es 
darf auch keine schwerere als die zur 
Zeit der Begehung angedrohte Strafe 
verhängt werden.

Dieser Artikel schließt nicht aus, 
daß jemand wegen einer Handlung 
oder Unterlassung verurteilt oder 
bestraft wird, die zur Zeit ihrer Bege-
hung nach den von den zivilisierten 
Völkern anerkannten allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen strafbar war.

Artikel 8 
Jede Person hat das Recht auf Ach-

tung ihres Privat- und Familienlebens, 
ihrer Wohnung und ihrer Korre-
spondenz.

Eine Behörde darf in die Ausübung 
dieses Rechts nur eingreifen, soweit 
der Eingriff gesetzlich vorgesehen 
und in einer demokratischen Gesells-
chaft notwendig ist für die nationale 
oder öffentliche Sicherheit, für das 
wirtschaftliche Wohl des Landes, zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung, zur 
Verhütung von Straftaten, zum Schutz 
der Gesundheit oder der Moral oder 
zum Schutz der Rechte und Freiheiten 

anderer.

Artikel 9
Jede Person hat das Recht auf 

Gedanken-, Gewissens- und Religi
onsfreiheit; dieses Recht umfaßt die 
Freiheit, seine Religion oder Wel-
tanschauung zu wechseln, und die 
Freiheit, seine Religion oder Weltan-
schauung einzeln oder gemeinsam 
mit anderen öffentlich oder privat 
durch Gottesdienst, Unterricht oder 
Praktizieren von Bräuchen und Riten 
zu bekennen.

Die Freiheit, seine Religion oder 
Weltanschauung zu bekennen, darf 
nur Einschränkungen unterworfen 
werden, die gesetzlich vorgesehen 
und in einer demokratischen Gesells-
chaft notwendig sind für die öffentli-
che Sicherheit, zum Schutz der öffen-
tlichen Ordnung, Gesundheit oder 
Moral oder zum Schutz der Rechte 
und Freiheiten anderer.

Artikel 10
Jede Person hat das Recht auf freie 

Meinungsäußerung. Dieses Recht 
schließt die Meinungsfreiheit und die 
Freiheit ein, Informationen und Ideen 
ohne behördliche Eingriffe und ohne 
Rücksicht auf Staatsgrenzen zu emp-
fangen und weiterzugeben. Dieser 
Artikel hindert die Staaten nicht, für 
Radio- (5), Fernseh- oder Kinoun-
ternehmen eine Genehmigung vor-
zuschreiben.

Die Ausübung dieser Freiheiten 
ist mit Pflichten und Verantwortung 
verbunden; sie kann daher Form-
vorschriften, Bedingungen, Ein-
schränkungen oder Strafdrohungen 
unterworfen werden, die gesetzlich 
vorgesehen und in einer demok-
ratischen Gesellschaft notwendig 
sind für die nationale Sicherheit, die 
territoriale Unversehrtheit oder die 
öffentliche Sicherheit, zur Aufre-
chterhaltung der Ordnung oder zur 
Verhütung von Straftaten, zum Schutz 
der Gesundheit oder der Moral, zum 
Schutz des guten Rufes oder der Re-
chte anderer, zur Verhinderung der 
Verbreitung vertraulicher Informa-
tionen oder zur Wahrung der Autorität 
und der Unparteilichkeit der Recht-
sprechung.
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Artikel 11
Jede Person hat das Recht, sich frei 

und friedlich mit anderen zu versam-
meln und sich frei mit anderen zusam-
menzuschließen; dazu gehört auch 
das Recht, zum Schutz seiner Interes-
sen Gewerkschaften zu gründen und 
Gewerkschaften beizutreten.

Die Ausübung dieser Rechte darf 
nur Einschränkungen unterworfen 
werden, die gesetzlich vorgesehen 
und in einer demokratischen Gesells-
chaft notwendig sind für die nationale 
oder öffentliche Sicherheit, zur Au-
frechterhaltung der Ordnung oder zur 
Verhütung von Straftaten, zum Schutz 
der Gesundheit oder der Moral oder 
zum Schutz der Rechte und Freiheiten 
anderer. Dieser Artikel steht recht-
mäßigen Einschränkungen der Aus-
übung dieser Rechte für Angehörige 
der Streitkräfte, der Polizei oder der 
Staatsverwaltung nicht entgegen.

Artikel 12
Männer und Frauen im heiratsfähi-

gen Alter haben das Recht, nach den 
innerstaatlichen Gesetzen, welche die 
Ausübung dieses Rechts regeln, eine 
Ehe einzugehen und eine Familie zu 
gründen.

Artikel 13
Jede Person, die in ihren in dieser 

Konvention anerkannten Rechten 
oder Freiheiten verletzt worden ist, 
hat das Recht, bei einer innerstaatli-
chen Instanz eine wirksame Be
schwerde zu erheben, auch wenn die 
Verletzung von Personen begangen 
worden ist, die in amtlicher Eigen-
schaft gehandelt haben.

Artikel 14 
Der Genuß der in dieser Konvention 

anerkannten Rechte und Freiheiten ist 
ohne Diskriminierung insbesondere 
wegen des Geschlechts, der Rasse, 
der Hautfarbe, der Sprache, der Re-
ligion, der politischen oder sonstigen 
Anschauung, der nationalen oder so-
zialen Herkunft, der Zugehörigkeit zu 
einer nationalen Minderheit, des Ver-
mögens, der Geburt oder eines sonsti-
gen Status zu gewährleisten.

Artikel 15 
Wird das Leben der Nation durch 

Krieg oder einen anderen öffentli-

chen Notstand bedroht, so kann jede 
Hohe Vertragspartei Maßnahmen 
treffen, die von den in dieser Konven
tion vorgesehenen Verpflichtungen 
abweichen, jedoch nur, soweit es die 
Lage unbedingt erfordert und wenn 
die Maßnahmen nicht im Wider
spruch zu den sonstigen völkerre-
chtlichen Verpflichtungen der Ver
tragspartei stehen.

Aufgrund des Absatzes 1 darf von 
Artikel 2 nur bei Todesfällen infolge 
rechtmäßiger Kriegshandlungen und 
von Artikel 3, Artikel 4 (Absatz 1) und 
Artikel 7 in keinem Fall abgewichen 
werden.

Jede Hohe Vertragspartei, die dieses 
Recht auf Abweichung ausübt, unter-
richtet den Generalsekretär des Euro-
parats umfassend über die getroffenen 
Maßnahmen und deren Gründe. Sie 
unterrichtet den Generalsekretär des 
Europarats auch über den Zeitpunkt, 
zu dem diese Maßnahmen außer Kraft 
getreten sind und die Konvention 
wieder volle Anwendung findet.

Artikel 16
Die Artikel 10, 11 und 14 sind nicht 

so auszulegen, als untersagten sie den 
Hohen Vertragsparteien, die politische 
Tätigkeit ausländischer Personen zu 
beschränken.

Artikel 17
Diese Konvention ist nicht so 

auszulegen, als begründe sie für einen 
Staat, eine Gruppe oder eine Person 
das Recht, eine Tätigkeit auszuüben 
oder eine Handlung vorzunehmen, die 
darauf abzielt, die in der Konvention 
festgelegten Rechte und Freiheiten 
abzuschaffen oder sie stärker ein-
zuschränken, als es in der Konvention 
vorgesehen ist.

Artikel 18
Die nach dieser Konvention zuläs-

sigen Einschränkungen der genannten 
Rechte und Freiheiten dürfen nur zu 
den vorgesehenen Zwecken erfolgen.

1. Zusatzprotokoll
Artikel 1

Jede natürliche oder juristische Per-
son hat das Recht auf Achtung ihres 
Eigentums. Niemandem darf sein Ei-
gentum entzogen werden, es sei denn, 
dass das öffentliche Interesse es ver-

langt, und nur unter den durch Gesetz 
und durch die allgemeinen Grund-
sätze des Völkerrechts vorgesehenen 
Bedingungen.

Die vorstehenden Bestimmungen 
beeinträchtigen jedoch nicht das Re-
cht des Staates, diejenigen Gesetze 
anzuwenden, die er für die Regelung 
der Benutzung des Eigentums in 
Übereinstimmung mit dem Allge-
meininteresse oder zur Sicherung der 
Zahlung der Steuern, sonstiger Abga-
ben oder von Geldstrafen für erforder-
lich hält.

Artikel 2
Niemandem darf das Recht auf Bil-

dung verwehrt werden. Der Staat hat 
bei Ausübung der von ihm auf dem 
Gebiet der Erziehung und des Unter-
richts übernommenen Aufgaben das 
Recht der Eltern zu achten, die Er-
ziehung und den Unterricht entspre-
chend ihren eigenen religiösen und 
weltanschaulichen Überzeugungen 
sicherzustellen.

Artikel 3
Die Hohen Vertragsparteien verp-

flichten sich, in angemessenen Zeit-
abständen freie und geheime Wahlen 
unter Bedingungen abzuhalten, 
welche die freie Äußerung der Mei-
nung des Volkes bei der Wahl der 
gesetzgebenden Körperschaften 
gewährleisten.

4. Zusatzprotokoll
Artikel 1

Niemandem darf die Freiheit allein 
deshalb entzogen werden, weil er 
nicht in der Lage ist, eine vertragliche 
Verpflichtung zu erfüllen.

(Anm.: so genanntes Verbot der ex-
ekutiven Schuldhaft)

Artikel 2
Jedermann, die sich rechtmäßig im 

Hoheitsgebiet eines Staates aufhält, 
hat das Recht, sich dort frei zu be-
wegen und seinen Wohnsitz frei zu 
wählen. 

Jedermann steht es frei, jedes Land 
einschließlich des eigenen, zu verlas-
sen. 

Die Ausübung dieser Rechte darf 
keinen Einschränkungen unterwor-
fen werden als denen, die gesetzlich 
vorgesehen und in einer demok-
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ratischen Gesellschaft für die na-
tionale oder öffentliche Sicherheit, 
zur Aufrechterhaltung der öffentli-
chen Ordnung, zur Verhütung von 
Straftaten, zum Schutz der Gesund-
heit oder der Moral oder zum Schutz 
der Rechte und Freiheiten anderer 
notwendig sind. 

Die in Absatz 1 anerkannten Rechte 
können ferner für bestimmte Gebi-
ete Einschränkungen unterworfen 
werden, die gesetzlich vorgesehen 
und in einer demokratischen Gesells-
chaft durch das öffentliche Interesse 
gerechtfertigt sind. 

Artikel 3
Niemand darf durch eine Einzel- 

oder Kollektivmaßnahme aus dem 
Hoheitsgebiet des Staates ausgewies-
en werden, dessen Angehöriger er ist. 

Niemandem darf das Recht entzo-
gen werden, in das Hoheitsgebiet des 
Staates einzureisen, dessen Ange-
höriger er ist.

Artikel 4
Kollektivausweisungen von Frem-

den sind nicht zulässig.

7. Zusatzprotokoll
Artikel 1 

(1) Eine ausländische Person, die 
sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet 
eines Staates aufhält, darf aus diesem 
nur aufgrund einer rechtmäßig er-
gangenen Entscheidung ausgewiesen 
werden; ihr muss gestattet werden, 

a) Gründe vorzubringen, die gegen 
ihre Ausweisung sprechen, 

b) ihren Fall prüfen zu lassen und 
c) sich zu diesem Zweck vor der 

zuständigen Behörde oder einer oder 
mehreren von dieser Behörde bestim-
mten Personen vertreten zu lassen. 

(2) Eine ausländische Peron kann 
ausgewiesen werden, bevor sie ihre 
Rechte nach Absatz 1 Buchstaben a, b 
und c ausgeübt hat, wenn eine solche 
Ausweisung im Interesse der öffen-
tlichen Ordnung erforderlich ist oder 
aus Gründen der nationalen Sicherheit 
erfolgt. 

Artikel 2
(1) Wer von einem Gericht wegen 

einer Straftat verurteilt worden ist, hat 
das Recht, das Urteil von einem über-
geordneten Gericht nachprüfen zu las-

sen. Die Ausübung dieses Rechts und 
die Gründe, aus denen es ausgeübt 
werden kann, richten sich nach dem 
Gesetz. 

(2) Ausnahmen von diesem Recht 
sind für Straftaten geringfügiger Art, 
wie sie durch Gesetz näher bestimmt 
sind, oder in Fällen möglich, in denen 
das Verfahren gegen eine Person in 
erster Instanz vor dem obersten Ger-
icht stattgefunden hat oder in denen 
eine Person nach einem gegen ihren 
Freispruch eingelegten Rechtsmittel 
verurteilt worden ist. 

Österreichischer Vorbehalt zu dies-
er Bestimmung:

„als übergeordnete Gerichte im 
Sinne des Art. 2 Abs.1 sind auch 
der Verwaltungs- und der Verfas-
sungsgerichtshof anzusehen“;

Der EGMR hat diesen Vorbe-
halt bislang als zulässig angesehen 
(vgl. zuletzt etwa dessen Urteil vom 
7.12.2006, BeschwNr. 37.301/03 im 
Fall Hauser-Sporn gegen Österre-
ich*: es deutet nichts darauf hin, dass 
die Überprüfungsbefugnis des VwGH 
im abgeführten Verwaltungsstrafver-
fahren im Hinblick auf Art.2 des 7. ZP 
unzureichend gewesen wäre).

Artikel 3 
Ist jemand wegen einer strafbaren 

Handlung rechtskräftig verurteilt und 
ist das Urteil später aufgehoben oder 
die Person begnadigt worden, weil 
eine neue oder eine neu bekannt ge-
wordene Tatsache schlüssig beweist, 
dass ein Fehlurteil vorlag, so muss sie, 
wenn sie aufgrund eines solchen Ur-
teils eine Strafe verbüßt hat, entspre-
chend dem Gesetz oder der Übung 
des betreffenden Staates entschädigt 
werden, sofern nicht nachgewiesen 
wird, dass das nicht rechtzeitige 
Bekanntwerden der betreffenden 
Tatsache ganz oder teilweise ihr zu-
zuschreiben ist.

Artikel 4 
Recht, wegen derselben Sache nicht 

zweimal vor Gericht gestellt oder be-
straft zu werden ( „ne bis in idem“ ).

(1) Niemand darf wegen einer 
Straftat, wegen der er bereits nach 
dem Gesetz und dem Strafverfah-
rensrecht eines Staates rechtskräftig 
verurteilt oder freigesprochen worden 

ist, in einem Strafverfahren desselben 
Staates erneut verfolgt oder bestraft 
werden. 

(Anm.: Doppelbestrafungs- und 
Doppelverfolgungsverbot)

(2) Absatz 1 schließt die Wieder-
aufnahme des Verfahrens nach dem 
Gesetz und dem Strafverfahrensre-
cht des betreffenden Staates nicht 
aus, falls neue oder neu bekannt ge-
wordene Tatsachen vorliegen oder das 
vorausgegangene Verfahren schwere, 
den Ausgang des Verfahrens berüh-
rende Mängel aufweist. 

(3) Dieser Artikel darf nicht nach 
Artikel 15 der Konvention außer 
Kraft gesetzt werden. 

Artikel 5
Hinsichtlich der Eheschließung, 

während der Ehe und bei Auflösung 
der Ehe haben Ehegatten unterein-
ander und in ihren Beziehungen zu 
ihren Kindern gleiche Rechte und 
Pflichten privatrechtlicher Art. Dieser 
Artikel verwehrt es den Staaten nicht, 
die im Interesse der Kinder notwendi-
gen Maßnahmen zu treffen.

13. Zusatzprotkoll
Artikel 1 

Die Todesstrafe ist abgeschafft. Nie-
mand darf zu dieser Strafe verurteilt 
oder hingerichtet werden.

Artikel 2 
Von diesem Protokoll darf nicht 

nach Artikel 15 der Konvention abge-
wichen werden.
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... noch Fragen? 

die rote hütte
direkt vorm Juridicum (Stiege 1)

facebook.com|vsstoe.jus     
jus@vsstoe.at  @ 
jus.vsstoe-wien.at

Gratis Kaffee, Studienplan- und sozial-
beratung, Pocketcards, Gesetzestexte 
und vieles Mehr!


